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Grundsätze des Jagdrechts nach Bundesjagdgesetz (BJagdG) 
Einleitung 
Die Jagd erfordert neben der Kenntnis zur Wildtierbiologie und dem praktischen Nutzen sehr viel Kenntnis 
im Bereich des Rechts. Bei der Jagd ist es nicht so, als das man sagen könnte, alles was nicht verboten ist, ist 
erlaubt. Eine Vielzahl an Gesetzen, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften sind zu beachten. 
Grundsätzlich gilt in Deutschland das Bundesjagdgesetz (BJagdG), dennoch liegt die vorrangige Regelung in 
den Händen (Stichwort Föderalismus) der jeweiligen Bundesländer. Bevor es also in ein anderes Bundesland 
zum Jagen geht, sollte man die Unterschiede zum eigenen Bundesland genau kennen. Ob die Auswahl der 
Munition (Bleiverbot oder Fangschuss mit Schrot), die Vorlage eines Schiessnachweis bei einer 
Bewegungsjagd oder die Nutzung von Nachtzieltechnik, sind nur wenige Beispiele. 

Im Folgenden eine Übersicht am Beispiel Nordrhein-Westfalen, wie viele Gesetze, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften mit der Jagd in Berührung kommen. 

 Bundesjagdgesetz (BJG), 
 Landesjagdgesetz NRW 
 Durchführungsverordnung zum LJG NRW 
 Verordnung über die Klasseneinteilung und den Abschuss von männlichem Schalenwild 
 Verordnung über die Jagdzeiten 
 Verordnung über die Bestimmung weiterer Tierarten, die dem Jagdrecht unterliegen und über 

die Änderung der Jagdzeiten 
 Jägerprüfungsordnung 
 Runderlass über die Bestätigung der Jagdaufseher und über die Ausstellung der Dienst- und 

Jagdschutzausweise und -abzeichen 
 Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW 
 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 
 Tierseuchengesetz 
 Tierkörperbeseitigungsgesetz 
 Tollwut-Verordnung 
 Landeshundegesetz NRW (LHundG NRW)  
 Bestimmungen über die Bestätigung der Brauchbarkeit von Jagdhunden NRW 
 Richtlinien für die Hege und Bejagung des Rot-, Dam-, Muffel- und Rehwildes in NRW 
 Mustersatzung für die Jagdgenossenschaften 
 Musterjagdpachtvertrag 
 Jagdunfallverhütungsvorschriften der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften (UVV) 
 Bundesbaugesetz (BBauG) 
 Landesbauordnung NRW 
 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
 Strafgesetzbuch (StGB) 
 Tierschutzgesetz 
 Landesforstgesetz NRW 
 Feiertagsgesetz NRW 
 Fleischhygienegesetz (FlHG)  
 Fleischhygieneverordnung (FlHVO) 

 
 

Für die Ausbildung und die Jägerprüfung ist es also wichtig, einen Großteil davon zu kennen, in Anlehnung zu 
einer sicheren und korrekt ausgeführten Jagd. 
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Auch im in der Jagdpraxis ist nicht zu vergessen, dass durchaus Vorkommnisse nicht zwingend verboten sind, 
aber in der Jagdpraxis und in der Jägerschaft verpönt sind. Zum Beispiel die Benutzung eines Halbautomaten 
auf der Drückjagd. 

(Die folgenden Texte sind aus dem Bundesjagdgesetz übernommen worden und zur besseren Lesbarkeit, 
sowie dem einfacheren Verständnis leicht angepasst worden) 

Inhalt des Jagdrechts 
 Das Jagdrecht ist die ausschließliche Befugnis, auf einem bestimmten Gebiet wildlebende Tiere, 

die dem Jagdrecht unterliegen, (Wild) zu hegen, auf sie die Jagd auszuüben und sie sich 
anzueignen. Mit dem Jagdrecht ist die Pflicht zur Hege verbunden. 

 Die Hege hat zum Ziel die Erhaltung eines den landschaftlichen und landeskulturellen 
Verhältnissen angepassten artenreichen und gesunden Wildbestandes sowie die Pflege und 
Sicherung seiner Lebensgrundlagen; auf Grund anderer Vorschriften bestehende gleichartige 
Verpflichtungen bleiben unberührt. Die Hege muss so durchgeführt werden, dass 
Beeinträchtigungen einer Ordnungsgemäßen land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Nutzung, 
insbesondere Wildschäden, möglichst vermieden werden. 

 Bei der Ausübung der Jagd sind die allgemein anerkannten Grundsätze deutscher 
Weidgerechtigkeit zu beachten. 

 Die Jagdausübung erstreckt sich auf das Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und Fangen von Wild. 
 Das Recht zur Aneignung von Wild umfasst auch die ausschließliche Befugnis, krankes oder 

verendetes Wild, Fallwild und Abwurfstangen sowie die Eier von Federwild sich anzueignen. 
 Das Jagdrecht unterliegt den Beschränkungen dieses Gesetzes und der in seinem Rahmen 

ergangenen landesrechtlichen Vorschriften 

Tierarten 
Tierarten, die dem Jagdrecht unterliegen, sind: 

 Die Länder können weitere Tierarten bestimmen, die dem Jagdrecht unterliegen. 

Haarwild: 
Wisent 
Elchwild 
Rotwild 
Damwild 
Sikawild 
Rehwild 
Gamswild 
Steinwild 
Muffelwild 
Schwarzwild 
Feldhase 
Schneehase 
Wildkaninchen 
Murmeltier 
Wildkatze 
Luchs 
Fuchs 
Steinmarder 
Baummarder 
Iltis 
Hermelin 
Mauswiesel 
Dachs 
Fischotter 
Seehund 

Federwild: 
Rebhuhn 
Fasan  
Wachtel  
Auerwild 
Birkwild  
Rackelwild 
Haselwild  
Alpenschneehuhn 
Wildtruthuhn 
Wildtauben  
Höckerschwan  
Wildgänse 
Wildenten 
Säger  
Waldschnepfe  
Bläßhuhn 
Möwen  
Haubentaucher  
Großtrappe 
Graureiher 
Greife  
Falken  
Kolkrabe 
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 Zum Schalenwild gehören Wisente, Elch-, Rot-, Dam-, Sika-, Reh-, Gams-, Stein-, Muffel- und 
Schwarzwild. 

 Zum Hochwild gehören alle Schalenwildarten außer Rehwild, ferner Auerwild, Steinadler und 
Seeadler. 

 Alles übrige Wild gehört zum Niederwild. 

Inhaber des Jagdrechts, Ausübung des Jagdrechts 
 Das Jagdrecht steht dem Eigentümer auf seinem Grund und Boden zu. Es ist untrennbar mit dem 

Eigentum am Grund und Boden verbunden. Als selbständiges dingliches Recht kann es nicht 
begründet werden. 

 Auf Flächen, an denen kein Eigentum begründet ist, steht das Jagdrecht den Ländern zu. 
 Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken ausgeübt werden. 

Jagdbezirke und Hegegemeinschaften 
Jagdbezirke 
Jagdbezirke, in denen die Jagd ausgeübt werden darf, sind entweder Eigenjagdbezirke oder 
gemeinschaftliche Jagdbezirke. Jagdbezirke können durch Abtrennung, Angliederung oder Austausch von 
Grundflächen abgerundet werden, wenn dies aus Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung 
notwendig ist. Natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, Triften und Eisenbahnkörper sowie ähnliche 
Flächen bilden, wenn sie nach Umfang und Gestalt für sich allein eine ordnungsmäßige Jagdausübung nicht 
gestatten, keinen Jagdbezirk für sich, unterbrechen nicht den Zusammenhang eines Jagdbezirkes und stellen 
auch den Zusammenhang zur Bildung eines Jagdbezirkes zwischen getrennt liegenden Flächen nicht her. 

Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd 
Auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören, und in befriedeten Bezirken ruht die Jagd. Eine 
beschränkte Ausübung der Jagd kann gestattet werden. Tiergärten fallen nicht unter die Vorschriften dieses 
Gesetzes. 

Befriedung von Grundflächen aus ethischen Gründen 
Grundflächen, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören und im Eigentum einer natürlichen 
Person stehen, sind auf Antrag des Grundeigentümers zu befriedeten Bezirken zu erklären (Befriedung), 
wenn der Grundeigentümer glaubhaft macht, dass er die Jagdausübung aus ethischen Gründen ablehnt. Eine 
Befriedung ist zu versagen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein Ruhen der Jagd auf der 
vom Antrag umfassten Fläche bezogen auf den gesamten jeweiligen Jagdbezirk die Belange 

 der Erhaltung eines artenreichen und gesunden Wildbestandes sowie der Pflege und Sicherung 
seiner Lebensgrundlagen, 

 des Schutzes der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft vor übermäßigen Wildschäden, 
 des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
 des Schutzes vor Tierseuchen oder 
 der Abwendung sonstiger Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet. 

Ethische Gründe liegen insbesondere nicht vor, wenn der Antragsteller selbst die Jagd ausübt oder die 
Ausübung der Jagd durch Dritte auf einem ihm gehörenden Grundstück duldet oder zum Zeitpunkt der 
behördlichen Entscheidung einen Jagdschein gelöst oder beantragt hat. 

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der zuständigen Behörde zu stellen. Der Entscheidung 
über den Antrag hat neben der Anhörung des Antragstellers eine Anhörung der Jagdgenossenschaft, des 
Jagdpächters, angrenzender Grundeigentümer, des Jagdbeirats sowie der Träger öffentlicher Belange 
vorauszugehen. 
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Die Befriedung soll mit Wirkung zum Ende des Jagdpachtvertrages erfolgen. Sofern dies dem Antragsteller 
unter Abwägung mit den schutzwürdigen Belangen der Jagdgenossenschaft nicht zuzumuten ist, kann die 
Behörde einen früheren Zeitpunkt, der jedoch nicht vor Ende des Jagdjahres liegt, bestimmen. In den Fällen 
kann die Jagdgenossenschaft vom Grundeigentümer den Ersatz des Schadens verlangen, der ihr durch die 
vorzeitige Befriedung entsteht. 

Die Befriedung kann räumlich auf einen Teil der Antragsfläche sowie zeitlich beschränkt werden, soweit dies 
zur Wahrung der Belange nach Absatz 1 Satz 2 erforderlich ist. 

Die Befriedung erlischt vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 drei Monate nach Übergang des Eigentums an der 
befriedeten Grundfläche auf einen Dritten. Stellt der Dritte während des Laufs der Frist nach Satz 1 einen 
Antrag auf erneute Befriedung, so erlischt die bestehende Befriedung mit dem Wirksamwerden der 
behördlichen Entscheidung über den Antrag. Verzichtet der Dritte vor Ablauf der Frist nach Satz 1 auf einen 
Antrag auf erneute Befriedung, so erlischt die bestehende Befriedung mit dem Zugang der Verzichtserklärung 
bei der zuständigen Behörde. Der Grundeigentümer hat den Eigentumswechsel der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. Die Befriedung ist zu widerrufen, wenn 

 der Grundeigentümer schriftlich gegenüber der zuständigen Behörde den Verzicht auf die 
Befriedung erklärt 

 oder der Grundeigentümer die Jagd ausübt, einen Jagdschein löst oder die Ausübung der Jagd 
durch Dritte auf einem ihm gehörenden Grundstück duldet. 

Die Befriedung ist in der Regel zu widerrufen, wenn Tatsachen bekannt werden, die den Anspruch auf 
Erklärung zum befriedeten Bezirk entfallen lassen. Die Befriedung ist unter den Vorbehalt des Widerrufs zu 
stellen für den Fall, dass ein oder mehrere weitere begründete Anträge auf Befriedung in demselben 
Jagdbezirk gestellt werden und nicht allen Anträgen insgesamt ohne Gefährdung der Belange nach Absatz 1 
Satz 2 stattgegeben werden kann. Im Übrigen gelten die verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften über 
Rücknahme und Widerruf von Verwaltungsakten. 

Die zuständige Behörde kann eine beschränkte Jagdausübung auf den für befriedet erklärten Grundflächen 
anordnen, soweit dies zur Vermeidung übermäßiger Wildschäden, der Gefahr von Tierseuchen, aus Gründen 
des Naturschutzes oder des Tierschutzes, der Seuchenhygiene, der Gewährleistung der Sicherheit des 
Verkehrs auf öffentlichen Verkehrswegen oder der Abwendung sonstiger Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung erforderlich ist. Widerspruch und Klage gegen die Anordnung haben keine 
aufschiebende Wirkung. Kommt der Grundeigentümer der Anordnung nicht nach, so kann die zuständige 
Behörde für dessen Rechnung die Jagd ausüben lassen. 

Wildschäden an Grundstücken, die zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören, hat der Grundeigentümer 
der befriedeten Grundfläche nach dem Verhältnis des Flächenanteils seiner Grundfläche an der 
Gesamtfläche des gemeinschaftlichen Jagdbezirks anteilig zu ersetzen. Dies gilt nicht, sofern das schädigende 
Wild auf der befriedeten Grundfläche nicht vorkommt oder der Schaden auch ohne die Befriedung der 
Grundfläche eingetreten wäre. 

Der Grundeigentümer der befriedeten Fläche hat keinen Anspruch auf Ersatz von Wildschäden. 

Die Grundsätze der Wildfolge sind im Verhältnis des gemeinschaftlichen Jagdbezirks zu der nach Absatz 1 für 
befriedet erklärten Grundfläche entsprechend anzuwenden. Einer Vereinbarung nach § 22a Absatz 2 bedarf 
es nicht. Der Grundeigentümer des für befriedet erklärten Grundstücks ist über die Notwendigkeit der 
Wildfolge, soweit Belange des Tierschutzes nicht entgegenstehen bereits vor Beginn der Wildfolge, 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 
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Das Recht zur Aneignung von Wild nach § 1 Absatz 1 Satz 1 steht in den Fällen der nach Absatz 5 behördlich 
angeordneten Jagd und der Wildfolge nach Absatz 8 dem Jagdausübungsberechtigten des Jagdbezirks oder 
dem beauftragten Jäger zu. 

Die Absätze 1 bis 9 sind auf Grundflächen, die einem Eigenjagdbezirk kraft Gesetzes oder auf Grund 
behördlicher Entscheidung angegliedert sind, entsprechend anzuwenden. 

Eigenjagdbezirke 
Zusammenhängende Grundflächen mit einer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzbaren Fläche von 
75 Hektar an, die im Eigentum ein und derselben Person oder einer Personengemeinschaft stehen, bilden 
einen Eigenjagdbezirk. Die Länder können abweichend von Satz 1 die Mindestgröße allgemein oder für 
bestimmte Gebiete höher festsetzen. Soweit am Tag des Inkrafttretens des Einigungsvertrages in den 
Ländern eine andere als die in Satz 1 bestimmte Größe festgesetzt ist, behält es dabei sein Bewenden, falls 
sie nicht unter 70 Hektar beträgt. Die Länder können, soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine solche 
Regelung besteht, abweichend von Satz 1 bestimmen, dass auch eine sonstige zusammenhängende Fläche 
von 75 Hektar einen Eigenjagdbezirk bildet, wenn dies von Grundeigentümern oder Nutznießern 
zusammenhängender Grundflächen von mindestens je 15 Hektar beantragt wird. 

Ländergrenzen unterbrechen nicht den Zusammenhang von Grundflächen, die gemäß Absatz 1 Satz 1 einen 
Eigenjagdbezirk bilden. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 besteht ein Eigenjagdbezirk, wenn nach den 
Vorschriften des Landes, in dem der überwiegende Teil der auf mehrere Länder sich erstreckenden 
Grundflächen liegt, für die Grundflächen insgesamt die Voraussetzungen für einen Eigenjagdbezirk vorliegen 
würden. Im Übrigen gelten für jeden Teil eines über mehrere Länder sich erstreckenden Eigenjagdbezirkes 
die Vorschriften des Landes, in dem er liegt. 

Vollständig eingefriedete Flächen sowie an der Bundesgrenze liegende zusammenhängende Grundflächen 
von geringerem als 75 Hektar land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzbaren Raum können allgemein 
oder unter besonderen Voraussetzungen zu Eigenjagdbezirken erklärt werden; dabei kann bestimmt werden, 
dass die Jagd in diesen Bezirken nur unter Beschränkungen ausgeübt werden darf. 

In einem Eigenjagdbezirk ist jagdausübungsberechtigt der Eigentümer. An Stelle des Eigentümers tritt der 
Nutznießer, wenn ihm die Nutzung des ganzen Eigenjagdbezirkes zusteht 

Gemeinschaftliche Jagdbezirke 
Alle Grundflächen einer Gemeinde oder abgesonderten Gemarkung, die nicht zu einem Eigenjagdbezirk 
gehören, bilden einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk, wenn sie im Zusammenhang mindestens 150 Hektar 
umfassen. 

Zusammenhängende Grundflächen verschiedener Gemeinden, die im Übrigen zusammen den Erfordernissen 
eines gemeinschaftlichen Jagdbezirkes entsprechen, können auf Antrag zu gemeinschaftlichen Jagdbezirken 
zusammengelegt werden. 

Die Teilung gemeinschaftlicher Jagdbezirke in mehrere selbständige Jagdbezirke kann zugelassen werden, 
sofern jeder Teil die Mindestgröße von 250 Hektar hat.  

Die Länder können die Mindestgrößen allgemein oder für bestimmte Gebiete höher festsetzen. 

In gemeinschaftlichen Jagdbezirken steht die Ausübung des Jagdrechts der Jagdgenossenschaft zu. 

Jagdgenossenschaft 
Die Eigentümer der Grundflächen, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören, bilden eine 
Jagdgenossenschaft. Eigentümer von Grundflächen, auf denen die Jagd nicht ausgeübt werden darf, gehören 
der Jagdgenossenschaft nicht an. 
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Die Jagdgenossenschaft wird durch den Jagdvorstand gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Der 
Jagdvorstand ist von der Jagdgenossenschaft zu wählen. Solange die Jagdgenossenschaft keinen 
Jagdvorstand gewählt hat, werden die Geschäfte des Jagdvorstandes vom Gemeindevorstand 
wahrgenommen. 

Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen sowohl der Mehrheit der anwesenden und vertretenen 
Jagdgenossen, als auch der Mehrheit der bei der Beschlussfassung vertretenen Grundfläche.  

Jagdnutzung 
Die Jagdgenossenschaft nutzt die Jagd in der Regel durch Verpachtung. Sie kann die Verpachtung auf den 
Kreis der Jagdgenossen beschränken. 

Die Jagdgenossenschaft kann die Jagd für eigene Rechnung durch angestellte Jäger ausüben lassen. Mit 
Zustimmung der zuständigen Behörde kann sie die Jagd ruhen lassen. 

Die Jagdgenossenschaft beschließt über die Verwendung des Reinertrages der Jagdnutzung. Beschließt die 
Jagdgenossenschaft, den Ertrag nicht an die Jagdgenossen nach dem Verhältnis des Flächeninhaltes ihrer 
beteiligten Grundstücke zu verteilen, so kann jeder Jagdgenosse, der dem Beschluss nicht zugestimmt hat, 
die Auszahlung seines Anteils verlangen. Der Anspruch erlischt, wenn er nicht binnen einem Monat nach der 
Bekanntmachung der Beschlussfassung schriftlich oder mündlich zu Protokoll des Jagdvorstandes geltend 
gemacht wird 

Hegegemeinschaften 
Für mehrere zusammenhängende Jagdbezirke können die Jagdausübungsberechtigten zum Zwecke der Hege 
des Wildes eine Hegegemeinschaft als privatrechtlichen Zusammenschluss bilden. 

Abweichend können die Länder bestimmen, dass für mehrere zusammenhängende Jagdbezirke die 
Jagdausübungsberechtigten zum Zwecke der Hege des Wildes eine Hegegemeinschaft bilden, falls diese aus 
Gründen der Hege erforderlich ist und eine an alle betroffenen Jagdausübungsberechtigten gerichtete 
Aufforderung der zuständigen Behörde, innerhalb einer bestimmten Frist eine Hegegemeinschaft zu 
gründen, ohne Erfolg geblieben ist. 

Das Nähere regeln die Länder. 

Beteiligung Dritter an der Ausübung des Jagdrechts 
Jagdpacht 
Die Ausübung des Jagdrechts in seiner Gesamtheit kann an Dritte verpachtet werden. Ein Teil des 
Jagdausübungsrechts kann nicht Gegenstand eines Jagdpachtvertrages sein; jedoch kann sich der Verpächter 
einen Teil der Jagdnutzung, der sich auf bestimmtes Wild bezieht, vorbehalten. Die Erteilung von 
Jagderlaubnisscheinen regeln die Länder. 

Die Verpachtung eines Teils eines Jagdbezirkes ist nur zulässig, wenn sowohl der verpachtete als auch der 
verbleibende Teil bei Eigenjagdbezirken die gesetzliche Mindestgröße, bei gemeinschaftlichen Jagdbezirken 
die Mindestgröße von 250 Hektar haben. Die Länder können die Verpachtung eines Teiles von geringerer 
Größe an den Jagdausübungsberechtigten eines angrenzenden Jagdbezirkes zulassen, soweit dies einer 
besseren Reviergestaltung dient. 

Die Gesamtfläche, auf der einem Jagdpächter die Ausübung des Jagdrechts zusteht, darf nicht mehr als 1.000 
Hektar umfassen; hierauf sind Flächen anzurechnen, für die dem Pächter auf Grund einer entgeltlichen 
Jagderlaubnis die Jagdausübung zusteht. Der Inhaber eines oder mehrerer Eigenjagdbezirke mit einer 
Gesamtfläche von mehr als 1.000 Hektar darf nur zupachten, wenn er Flächen mindestens gleicher 
Größenordnung verpachtet; der Inhaber eines oder mehrerer Eigenjagdbezirke mit einer Gesamtfläche von 
weniger als 1.000 Hektar darf nur zupachten, wenn die Gesamtfläche, auf der ihm das Jagdausübungsrecht 
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zusteht, 1.000 Hektar nicht übersteigt. Für Mitpächter, Unterpächter oder Inhaber einer entgeltlichen 
Jagderlaubnis gilt Satz 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass auf die Gesamtfläche nur die Fläche 
angerechnet wird, die auf den einzelnen Mitpächter, Unterpächter oder auf den Inhaber einer entgeltlichen 
Jagderlaubnis, ausgenommen die Erlaubnis zu Einzelabschüssen, nach dem Jagdpachtvertrag oder der 
Jagderlaubnis anteilig entfällt. Für bestimmte Gebiete, insbesondere im Hochgebirge können die Länder eine 
höhere Grenze als 1.000 Hektar festsetzen. 

Der Jagdpachtvertrag ist schriftlich abzuschließen. Die Pachtdauer soll mindestens neun Jahre betragen. Die 
Länder können die Mindestpachtzeit höher festsetzen. Ein laufender Jagdpachtvertrag kann auch auf kürzere 
Zeit verlängert werden. Beginn und Ende der Pachtzeit soll mit Beginn und Ende des Jagdjahres (1. April bis 
31. März) zusammenfallen. 

Pächter darf nur sein, wer einen Jahresjagdschein besitzt und schon vorher einen solchen während dreier 
Jahre in Deutschland besessen hat. Für besondere Einzelfälle können Ausnahmen zugelassen werden. Auf 
den in Satz 1 genannten Zeitraum sind die Zeiten anzurechnen, während derer jemand vor dem Tag des 
Wirksamwerdens des Beitritts eine Jagderlaubnis in der Deutschen Demokratischen Republik besessen hat. 

Ein Jagdpachtvertrag, der bei seinem Abschluss den Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2 Halbsatz 1, des 
Absatzes 2, des Absatzes 3, des Absatzes 4 Satz 1 oder des Absatzes 5 nicht entspricht, ist nichtig. Das gleiche 
gilt für eine entgeltliche Jagderlaubnis, die bei ihrer Erteilung den Vorschriften des Absatzes 3 nicht 
entspricht. 

Die Fläche, auf der einem Jagdausübungsberechtigten oder Inhaber einer entgeltlichen Jagderlaubnis nach 
Absatz 3 die Ausübung des Jagdrechts zusteht, ist von der zuständigen Behörde in den Jagdschein 
einzutragen; das Nähere regeln die Länder. 

Anzeige von Jagdpachtverträgen 
Der Jagdpachtvertrag ist der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die Behörde kann den Vertrag binnen drei 
Wochen nach Eingang der Anzeige beanstanden, wenn die Vorschriften über die Pachtdauer nicht beachtet 
sind oder wenn zu erwarten ist, dass durch eine vertragsmäßige Jagdausübung die Vorschriften  des 
Jagdrechts verletzt werden. 

In dem Beanstandungsbescheid sind die Vertragsteile aufzufordern, den Vertrag bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt, der mindestens drei Wochen nach Zustellung des Bescheides liegen soll, aufzuheben oder in 
bestimmter Weise zu ändern. Kommen die Vertragsteile der Aufforderung nicht nach, so gilt der Vertrag mit 
Ablauf der Frist als aufgehoben, sofern nicht einer der Vertragsteile binnen der Frist einen Antrag auf 
Entscheidung durch das Amtsgericht stellt. Das Gericht kann entweder den Vertrag aufheben oder 
feststellen, dass er nicht zu beanstanden ist. Die Bestimmungen für die gerichtliche Entscheidung über die 
Beanstandung eines Landpachtvertrages gelten sinngemäß; jedoch entscheidet das Gericht ohne Zuziehung 
ehrenamtlicher Richter. 

Vor Ablauf von drei Wochen nach Anzeige des Vertrages durch einen Beteiligten darf der Pächter die Jagd 
nicht ausüben, sofern nicht die Behörde die Jagdausübung zu einem früheren Zeitpunkt gestattet. Wird der 
Vertrag binnen der in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Frist beanstandet, so darf der Pächter die Jagd erst 
ausüben, wenn die Beanstandungen behoben sind oder wenn durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung 
festgestellt ist, dass der Vertrag nicht zu beanstanden ist. 

Erlöschen des Jagdpachtvertrages 
Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn dem Pächter der Jagdschein unanfechtbar entzogen worden ist. 

Er erlischt auch dann, wenn die Gültigkeitsdauer des Jagdscheines abgelaufen ist und entweder die 
zuständige Behörde die Erteilung eines neuen Jagdscheines unanfechtbar abgelehnt hat oder der Pächter die 
Voraussetzungen für die Erteilung eines neuen Jagdscheines nicht fristgemäß erfüllt. 
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Der Pächter hat dem Verpächter den aus der Beendigung des Pachtvertrages entstehenden Schaden zu 
ersetzen, wenn ihn ein Verschulden trifft. 

Rechtsstellung der Mitpächter 
Sind mehrere Pächter an einem Jagdpachtvertrag beteiligt (Mitpächter), so bleibt der Vertrag, wenn er im 
Verhältnis zu einem Mitpächter gekündigt wird oder erlischt, mit den übrigen bestehen; dies gilt nicht, soweit 
der Jagdpachtvertrag infolge des Ausscheidens eines Pächters den Vorschriften nicht mehr entspricht und 
dieser Mangel bis zum Beginn des nächstens Jagdjahres nicht behoben wird. Ist einem der Beteiligten die 
Aufrechterhaltung des Vertrages infolge des Ausscheidens eines Pächters nicht zuzumuten, so kann er den 
Vertrag mit sofortiger Wirkung kündigen. Die Kündigung muss unverzüglich nach Erlangung der Kenntnis von 
dem Kündigungsgrund erfolgen. 

Wechsel des Grundeigentümers 
Wird ein Eigenjagdbezirk ganz oder teilweise veräußert, so finden die Vorschriften der §§ 566 bis 567b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Das gleiche gilt im Falle der Zwangsversteigerung von 
der Vorschrift des § 57 des Zwangsversteigerungsgesetzes; das Kündigungsrecht des Erstehers ist jedoch 
ausgeschlossen, wenn nur ein Teil eines Jagdbezirkes versteigert ist und dieser Teil nicht allein schon die 
Erfordernisse eines Eigenjagdbezirkes erfüllt. 

Wird ein zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehöriges Grundstück veräußert, so hat dies auf den 
Pachtvertrag keinen Einfluss; der Erwerber wird vom Zeitpunkt des Erwerbes an auch dann für die Dauer des 
Pachtvertrages Mitglied der Jagdgenossenschaft, wenn das veräußerte Grundstück an sich mit anderen 
Grundstücken des Erwerbers zusammen einen Eigenjagdbezirk bilden könnte. Das gleiche gilt für den Fall der 
Zwangsversteigerung eines Grundstücks. 

Jagdschein 
Allgemeines 
Wer die Jagd ausübt, muss einen auf seinen Namen lautenden Jagdschein mit sich führen und diesen auf 
Verlangen den Polizeibeamten sowie den Jagdschutzberechtigten vorzeigen. Zum Sammeln von 
Abwurfstangen bedarf es nur der schriftlichen Erlaubnis des Jagdausübungsberechtigten. Wer die Jagd mit 
Greifen oder Falken (Beizjagd) ausüben will, muss einen auf seinen Namen lautenden Falkner Jagdschein mit 
sich führen. 

Der Jagdschein wird von der für den Wohnsitz des Bewerbers zuständigen Behörde als Jahresjagdschein für 
höchstens drei Jagdjahre oder als Tagesjagdschein für vierzehn aufeinanderfolgende Tage nach einheitlichen, 
vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Bundesministerium) bestimmten Mustern 
erteilt. 

Der Jagdschein gilt im gesamten Bundesgebiet. 

Für Tagesjagdscheine für Ausländer dürfen nur die Gebühren für Inländer erhoben werden, wenn das 
Heimatland des Ausländers die Gegenseitigkeit gewährleistet. 

Die erste Erteilung eines Jagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes eine Jägerprüfung bestanden hat, die aus einem schriftlichen und einem mündlich-praktischen Teil 
und einer Schießprüfung bestehen soll; er muss in der Jägerprüfung ausreichende Kenntnisse der Tierarten, 
der Wildbiologie, der Wildhege, des Jagdbetriebes, der Wildschadensverhütung, des Land- und Waldbaues, 
des Waffenrechts, der Waffentechnik, der Führung von Jagdwaffen (einschließlich Faustfeuerwaffen), der 
Führung von Jagdhunden, in der Behandlung des erlegten Wildes unter besonderer Berücksichtigung der 
hygienisch erforderlichen Maßnahmen, in der Beurteilung der gesundheitlich unbedenklichen 
Beschaffenheit des Wildbrets, insbesondere auch hinsichtlich seiner Verwendung als Lebensmittel, und im 
Jagd-, Tierschutz- sowie Naturschutz und Landschaftspflegerecht nachweisen; mangelhafte Leistungen in der 
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Schießprüfung sind durch Leistungen in anderen Prüfungsteilen nicht ausgleichbar. Die Länder können die 
Zulassung zur Jägerprüfung insbesondere vom Nachweis einer theoretischen und praktischen Ausbildung 
abhängig machen. Für Bewerber, die vor dem 1. April 1953 einen Jahresjagdschein besessen haben, entfällt 
die Jägerprüfung. Eine vor dem Tag des Wirksamwerdens des Beitritts in der Deutschen Demokratischen 
Republik abgelegte Jagdprüfung für Jäger, die mit der Jagdwaffe die Jagd ausüben wollen, steht der 
Jägerprüfung im Sinne des Satzes 1 gleich. 

Bei der Erteilung von Ausländerjagdscheinen können Ausnahmen von Absatz 5 Satz 1 und 2 gemacht werden. 

Die erste Erteilung eines Falkner Jagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zusätzlich zur Jägerprüfung eine Falkner Prüfung bestanden hat; er muss darin ausreichende 
Kenntnisse des Haltens, der Pflege und des Abtragens von Beizvögeln, des Greifvogelschutzes sowie der 
Beizjagd nachweisen. Für Bewerber, die vor dem 1. April 1977 mindestens fünf Falkner Jagdscheine besessen 
haben, entfällt die Jägerprüfung; gleiches gilt für Bewerber, die vor diesem Zeitpunkt mindestens fünf 
Jahresjagdscheine besessen und während deren Geltungsdauer die Beizjagd ausgeübt haben. Das Nähere 
hinsichtlich der Erteilung des Falkner Jagdscheines regeln die Länder. Eine vor dem Tag des Wirksamwerdens 
des Beitritts in der Deutschen Demokratischen Republik abgelegte Jagdprüfung für Falkner steht der Falkner 
Prüfung gleich. 

Jugendjagdschein 
Personen, die das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben, aber noch nicht achtzehn Jahre alt sind, darf nur 
ein Jugendjagdschein erteilt werden. 

Der Jugendjagdschein berechtigt nur zur Ausübung der Jagd in Begleitung des Erziehungsberechtigten oder 
einer von dem Erziehungsberechtigten schriftlich beauftragten Aufsichtsperson; die Begleitperson muss 
jagdlich erfahren sein. 

Der Jugendjagdschein berechtigt nicht zur Teilnahme an Gesellschaftsjagden. 

Versagung des Jagdscheines 
Der Jagdschein ist zu versagen bei,  

 Personen, die noch nicht sechzehn Jahre alt sind 
 Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die erforderliche Zuverlässigkeit 

oder körperliche Eignung nicht besitzen 
 Personen, denen der Jagdschein entzogen ist, während der Dauer der Entziehung oder einer Sperre  
 Personen, die keine ausreichende Jagdhaftpflichtversicherung (fünfhunderttausend Euro für 

Personenschäden und fünfzigtausend Euro für Sachschäden) nachweisen; die Versicherung kann nur 
bei einem Versicherungsunternehmen mit Sitz in der Europäischen Union oder mit Niederlassung im 
Geltungsbereich des Versicherungsaufsichtsgesetzes genommen werden; die Länder können den 
Abschluss einer Gemeinschaftsversicherung ohne Beteiligungszwang zulassen. 

Fehlen die Zuverlässigkeit oder die persönliche Eignung im Sinne des Waffengesetzes, darf nur ein Falkner 
schein erteilt werden. 

Der Jagdschein kann versagt werden bei 

 Personen, die noch nicht achtzehn Jahre alt sind 
 Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind 
 Personen, die nicht mindestens drei Jahre ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

ununterbrochen im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben 
 Personen, die gegen die Grundsätze die Grundsätze der Waidgerechtigkeit schwer oder wiederholt 

verstoßen haben. 
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 Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sie 

 Waffen oder Munition missbräuchlich oder leichtfertig verwenden werden 
 mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig und sachgemäß umgehen und diese Gegenstände nicht 

sorgfältig verwahren werden 
 Waffen oder Munition an Personen überlassen werden, die zur Ausübung der tatsächlichen Gewalt 

über diese Gegenstände nicht berechtigt sind. 
 Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen in der Regel Personen nicht, die 
 wegen eines Verbrechens 
 wegen eines vorsätzlichen Vergehens, das eine der Annahmen der erforderlichen Zuverlässigkeit 

rechtfertigt 
 wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder 

Sprengstoff 
 wegen einer Straftat gegen jagdrechtliche, tierschutzrechtliche oder naturschutzrechtliche 

Vorschriften, das Waffengesetz, das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen oder das 
Sprengstoffgesetz 

 zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens 
zweimal zu einer geringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind, wenn seit dem Eintritt 
der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre nicht verstrichen sind; in die Frist wird die Zeit 
eingerechnet, die seit der Vollziehbarkeit des Widerrufs oder der Rücknahme eines Jagdscheines 
oder eines Waffenbesitzverbotes nach § 41 des Waffengesetzes wegen der Tat, die der letzten 
Verurteilung zugrunde liegt, verstrichen ist; in die Frist nicht eingerechnet wird die Zeit, in welcher 
der Beteiligte auf behördliche oder richterliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. 

 wiederholt oder gröblich gegen eine der Vorgenannten Vorschriften verstoßen haben 
 geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind 
 trunksüchtig, rauschmittelsüchtig, geisteskrank oder geistesschwach sind. 

Ist ein Verfahren nach diesen Gesetzen noch nicht abgeschlossen, so kann die zuständige Behörde die 
Entscheidung über den Antrag auf Erteilung des Jagdscheines bis zum rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens aussetzen.  

Die Zeit der Aussetzung des Verfahrens ist in die Frist einzurechnen. 

Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit wegen Trunksucht, Tauschmittelsucht, 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche oder die körperliche Eignung nicht gegeben ist, so kann die 
zuständige Behörde dem Beteiligten die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen Zeugnisses über die geistige 
und körperliche Eignung aufgeben. 

Einziehung des Jagdscheines 
Wenn Tatsachen, welche die Versagung des Jagdscheines begründen, erst nach Erteilung des Jagdscheines 
eintreten oder der Behörde, die den Jagdschein erteilt hat, bekanntwerden, so ist die Behörde in den Fällen 
und in den Fällen, in denen nur ein Jugendjagdschein hätte erteilt werden dürfen, sowie im Falle der 
Entziehung verpflichtet und berechtigt, den Jagdschein für ungültig zu erklären und einzuziehen. Ein 
Anspruch auf Rückerstattung der Jagdscheingebühren besteht nicht. Die Behörde kann eine Sperrfrist für die 
Wiedererteilung des Jagdscheines festsetzen. 
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Jagdbeschränkungen, Pflichten bei der Jagdausübung und Beunruhigen von Wild 
Sachliche Verbote 
Verboten ist 

 mit Schrot, Posten, gehacktem Blei, Bolzen oder Pfeilen, auch als Fangschuss, auf Schalenwild und 
Seehunde zu schießen  

 auf Rehwild und Seehunde mit Büchsenpatronen zu schießen, deren Auftreffenergie auf 100 m 
(E100) weniger als 1 000 Joule beträgt 

 auf alles übrige Schalenwild mit Büchsenpatronen unter einem Kaliber von 6,5 mm zu schießen; im 
Kaliber 6,5 mm und darüber müssen die Büchsenpatronen eine Auftreffenergie auf 100 m (E 100) 
von mindestens 2 000 Joule haben 

 mit halbautomatischen Langwaffen, die mit insgesamt mehr als drei Patronen geladen sind, sowie 
mit automatischen Waffen auf Wild zu schießen 

 auf Wild mit Pistolen oder Revolvern zu schießen, ausgenommen im Falle der Bau- und Fallenjagd 
sowie zur Abgabe von Fangschüssen, wenn die Mündungsenergie der Geschosse mindestens 200 
Joule beträgt 

 die Lappjagd innerhalb einer Zone von 300 Metern von der Bezirksgrenze, die Jagd durch Abklingeln 
der Felder und die Treibjagd bei Mondschein auszuüben 

 Schalenwild, ausgenommen Schwarzwild, sowie Federwild zur Nachtzeit zu erlegen; als Nachtzeit gilt 
die Zeit von eineinhalb Stunden nach Sonnenuntergang bis eineinhalb Stunden vor Sonnenaufgang; 
das Verbot umfasst nicht die Jagd auf Möwen, Waldschnepfen, Auer-, Birk- und Rackelwild;  

 künstliche Lichtquellen, Spiegel, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles, 
Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine elektronische Verstärkung besitzen und für 
Schusswaffen bestimmt sind, Tonbandgeräte oder elektrische Schläge erteilende Geräte beim Fang 
oder Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder zu nutzen sowie zur Nachtzeit an Leuchttürmen 
oder Leuchtfeuern Federwild zu fangen 

 Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, Reusen oder ähnliche Einrichtungen sowie geblendete oder 
verstümmelte Vögel beim Fang oder Erlegen von Federwild zu verwenden 

 Belohnungen für den Abschuss oder den Fang von Federwild auszusetzen, zu geben oder zu 
empfangen 

 Saufänge, Fang- oder Fallgruben ohne Genehmigung der zuständigen Behörde anzulegen 
 Schlingen jeder Art, in denen sich Wild fangen kann, herzustellen, feilzubieten, zu erwerben oder 

aufzustellen 
 Fanggeräte, die nicht unversehrt fangen oder nicht sofort töten, sowie Selbstschuss Geräte zu 

verwenden  
 in Notzeiten Schalenwild in einem Umkreis von 200 Metern von Fütterungen zu erlegen 
 Wild aus Luftfahrzeugen, Kraftfahrzeugen oder maschinengetriebenen Wasserfahrzeugen zu 

erlegen; das Verbot umfasst nicht das Erlegen von Wild aus Kraftfahrzeugen durch Körperbehinderte 
mit Erlaubnis der zuständigen Behörde 

 die Hetzjagd auf Seehunde auszuüben 
 die Hetzjagd auf Wild auszuüben 
 die Such- und Treibjagd auf Waldschnepfen im Frühjahr auszuüben 
 Wild zu vergiften oder vergiftete oder betäubende Köder zu verwenden 
 die Bracken Jagd auf einer Fläche von weniger als 1 000 Hektar auszuüben 
 Abwurfstangen ohne schriftliche Erlaubnis des Jagdausübungsberechtigten zu sammeln 
 eingefangenes oder aufgezogenes Wild später als vier Wochen vor Beginn der Jagdausübung auf 

dieses Wild auszusetzen 

Die Länder können die Vorschriften (mit Ausnahme Regel zur Bracken Jagd) erweitern oder aus besonderen 
Gründen einschränken! 
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Die vorgeschriebenen Energiewerte für Waffen können unterschritten werden, wenn von einem 
staatlichen oder staatlich anerkannten Fachinstitut die Verwendbarkeit der Munition für bestimmte 
jagdliche Zwecke bestätigt wird. Auf der kleinsten Verpackungseinheit der Munition ist das Fachinstitut, 
das die Prüfung vorgenommen hat, sowie der Verwendungszweck anzugeben. 

Beunruhigen von Wild 
Verboten ist, Wild, insbesondere soweit es in seinem Bestand gefährdet oder bedroht ist, unbefugt an seinen 
Zuflucht-, Nist-, Brut- oder Wohnstätten durch Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Handlungen 
zu stören. Die Länder können für bestimmtes Wild Ausnahmen zulassen. 

Örtliche Verbote 
An Orten, an denen die Jagd nach den Umständen des einzelnen Falles die öffentliche Ruhe, Ordnung oder 
Sicherheit stören oder das Leben von Menschen gefährden würde, darf nicht gejagt werden. 

Die Ausübung der Jagd in Naturschutz- und Wildschutzgebieten sowie in National- und Wildparken wird 
durch die Länder geregelt. 

Abschuss Regelung 
Der Abschuss des Wildes ist so zu regeln, dass die berechtigten Ansprüche der Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft auf Schutz gegen Wildschäden voll gewahrt bleiben sowie die Belange von Naturschutz 
und Landschaftspflege berücksichtigt werden. Innerhalb der hierdurch gebotenen Grenzen soll die Abschuss 
Regelung dazu beitragen, dass ein gesunder Wildbestand aller heimischen Tierarten in angemessener Zahl 
erhalten bleibt und insbesondere der Schutz von Tierarten gesichert ist, deren Bestand bedroht erscheint. 

Schalenwild (mit Ausnahme von Schwarzwild) sowie Auer-, Birk- und Rackelwild dürfen nur auf Grund und 
im Rahmen eines Abschuss planes erlegt werden, der von der zuständigen Behörde im Einvernehmen mit 
dem Jagdbeirat (§ 37) zu bestätigen oder festzusetzen ist. Seehunde dürfen nur auf Grund und im Rahmen 
eines Abschuss planes bejagt werden, der jährlich nach näherer Bestimmung der Länder für das Küstenmeer 
oder Teile davon auf Grund von Bestandsermittlungen aufzustellen ist. In gemeinschaftlichen Jagdbezirken 
ist der Abschuss plan vom Jagdausübungsberechtigten im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand aufzustellen. 
Innerhalb von Hegegemeinschaften sind die Abschuss Pläne im Einvernehmen mit den Jagdvorständen der 
Jagdgenossenschaften und den Inhabern der Eigenjagdbezirke aufzustellen, die der Hegegemeinschaft 
angehören. Das Nähere bestimmt die Landesgesetzgebung. Der Abschuss Plan für Schalenwild muss erfüllt 
werden. Die Länder treffen Bestimmungen, nach denen die Erfüllung des Abschuss planes durch ein Abschuss 
planes überwacht und erzwungen werden kann; sie können den körperlichen Nachweis der Erfüllung des 
Abschuss planes verlangen. 

Der Abschuss von Wild, dessen Bestand bedroht erscheint, kann in bestimmten Bezirken oder in bestimmten 
Revieren dauernd oder zeitweise gänzlich verboten werden. 

Den Abschuss in den Staatsforsten regeln die Länder 

Jagd- und Schonzeiten 
Nach den im BJagd bestimmten Grundsätzen der Hege bestimmt das Bundesministerium durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Zeiten, in denen die Jagd auf Wild ausgeübt werden 
darf (Jagdzeiten). Außerhalb der Jagdzeiten ist Wild mit der Jagd zu verschonen (Schonzeiten). Die Länder 
können die Jagdzeiten abkürzen oder aufheben; sie können die Schonzeiten für bestimmte Gebiete oder für 
einzelne Jagdbezirke aus besonderen Gründen, insbesondere aus Gründen der Wildseuchenbekämpfung und 
Landeskultur, zur Beseitigung kranken oder kümmernden Wildes, zur Vermeidung von übermäßigen 
Wildschäden, zu wissenschaftlichen, Lehr- und Forschungszwecken, bei Störung des biologischen 
Gleichgewichts oder der Wildhege aufheben. Für den Lebendfang von Wild können die Länder in Einzelfällen 
Ausnahmen zulassen. 
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Wild, für das eine Jagdzeit nicht festgesetzt ist, ist während des ganzen Jahres mit der Jagd zu verschonen. 
Die Länder können bei Störung des biologischen Gleichgewichts oder bei schwerer Schädigung der 
Landeskultur Jagdzeiten festsetzen oder in Einzelfällen zu wissenschaftlichen, Lehr- und Forschungszwecken 
Ausnahmen zulassen.  

Aus Gründen der Landeskultur können Schonzeiten für Wild gänzlich versagt werden (Wild ohne Schonzeit).  

In den Setz- und Brutzeiten dürfen bis zum Selbständigwerden der Jungtiere die für die Aufzucht 
notwendigen Elterntiere, auch die von Wild ohne Schonzeit, nicht bejagt werden. Die Länder können für 
Schwarzwild, Wildkaninchen, Fuchs, Ringel- und Türkentaube, Silber- und Lachmöwe sowie für nach 
Landesrecht dem Jagdrecht unterliegende Tierarten aus den genannten Gründen sowie zur Bekämpfung von 
Tierseuchen Ausnahmen bestimmen. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann im Einzelfall das 
Aushorsten von Nestlingen und Ästlingen der Habichte für Beizzwecke genehmigen. Das Ausnehmen der 
Gelege von Federwild ist verboten. Die Länder können zulassen, dass Gelege in Einzelfällen zu 
wissenschaftlichen, Lehr- und Forschungszwecken oder für Zwecke der Aufzucht ausgenommen werden. Die 
Länder können ferner das Sammeln der Eier von Ringel und Türkentauben sowie von Silber- und Lachmöwen 
erlauben. 

Jagd und Schonzeiten, vorbehaltlich der Länder und Sonderregelungen  

 

Bild: www.schonzeiten.de 
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Verhinderung von vermeidbaren Schmerzen oder Leiden des Wildes 
Um krankgeschossenes Wild vor vermeidbaren Schmerzen oder Leiden zu bewahren, ist dieses unverzüglich 
zu erlegen; das gleiche gilt für schwerkrankes Wild, es sei denn, dass es genügt und möglich ist, es zu fangen 
und zu versorgen. 

Krankgeschossenes oder schwerkrankes Wild, das in einem fremden Jagdbezirk wechselt, darf nur verfolgt 
werden (Wildfolge), wenn mit dem Jagdausübungsberechtigten dieses Jagdbezirkes eine schriftliche 
Vereinbarung über die Wildfolge abgeschlossen worden ist. Die Länder erlassen nähere Bestimmungen, 
insbesondere über die Verpflichtung der Jagdausübungsberechtigten benachbarter Jagdbezirke, 
Vereinbarungen über die Wildfolge zu treffen; sie können darüber hinaus die Vorschriften über die Wildfolge 
ergänzen oder erweitern. 

Jagdschutz 
Der Jagdschutz umfasst nach näherer Bestimmung durch die Länder den Schutz des Wildes insbesondere vor 
Wilderern, Futternot, Wildseuchen, vor wildernden Hunden und Katzen sowie die Sorge für die Einhaltung 
der zum Schutz des Wildes und der Jagd erlassenen Vorschriften. 

Wildseuchen 
Tritt eine Wildseuche auf, so hat der Jagdausübungsberechtigte dies unverzüglich der zuständigen Behörde 
anzuzeigen; sie erlässt im Einvernehmen mit dem beamteten Tierarzt die zur Bekämpfung der Seuche 
erforderlichen Anweisungen. 

Jagdschutzberechtigte 
Der Jagdschutz in einem Jagdbezirk liegt neben den zuständigen öffentlichen Stellen dem 
Jagdausübungsberechtigten ob, sofern er Inhaber eines Jagdscheines ist, und den von der zuständigen 
Behörde bestätigten Jagdaufsehern. Hauptberuflich angestellte Jagdaufseher sollen Berufsjäger oder 
forstlich ausgebildet sein. 

Die bestätigten Jagdaufseher haben innerhalb ihres Dienstbezirkes in Angelegenheiten des Jagdschutzes die 
Rechte und Pflichten der Polizeibeamten und sind Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft, sofern sie 
Berufsjäger oder forstlich ausgebildet sind. Sie haben bei der Anwendung unmittelbaren Zwanges die ihnen 
durch Landesrecht eingeräumten Befugnisse 

Wild- und Jagdschaden 
Wildschadensverhütung 
Der Jagdausübungsberechtigte sowie der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstückes sind 
berechtigt, zur Verhütung von Wildschäden das Wild von den Grundstücken abzuhalten oder zu 
verscheuchen. Der Jagdausübungsberechtigte darf dabei das Grundstück nicht beschädigen, der Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigte darf das Wild weder gefährden noch verletzen. 

Verhinderung übermäßigen Wildschadens 
Die zuständige Behörde kann anordnen, dass der Jagdausübungsberechtigte unabhängig von den 
Schonzeiten innerhalb einer bestimmten Frist in bestimmtem Umfange den Wildbestand zu verringern hat, 
wenn dies mit Rücksicht auf das allgemeine Wohl, insbesondere auf die Interessen der Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, notwendig ist. 

Kommt der Jagdausübungsberechtigte der Anordnung nicht nach, so kann die zuständige Behörde für dessen 
Rechnung den Wildbestand vermindern lassen. Das erlegte Wild ist gegen angemessenes Schussgeld dem 
Jagdausübungsberechtigten zu überlassen. 
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Sonstige Beschränkungen in der Hege 
 

 Schwarzwild darf nur in solchen Einfriedungen gehegt werden, die ein Ausbrechen des 
Schwarzwildes verhüten.  

 Das Aussetzen von Schwarzwild und Wildkaninchen ist verboten. 
 Das Aussetzen oder das Ansiedeln fremder Tiere in der freien Natur ist nur mit schriftlicher 

Genehmigung der zuständigen obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle zulässig. 
 Das Hegen oder Aussetzen weiterer Tierarten kann durch die Länder beschränkt oder verboten 

werden. 
 Die Länder können die Fütterung von Wild untersagen oder von einer Genehmigung abhängig 

machen. 

Invasive Arten 
Dem Jagdausübungsberechtigten ist mit dessen Zustimmung für den Jagdbezirk, in dem er die Jagd ausüben 
darf, die Durchführung von Management- oder Beseitigungsmaßnahmen, die nach Bundesnaturschutzgesetz 
festgelegt worden sind, von der nach Landesrecht für Jagd zuständigen Behörde ganz oder teilweise zu 
übertragen oder die Mitwirkung an der Durchführung der Maßnahmen aufzuerlegen, soweit die 
Durchführung der Maßnahmen im Rahmen der Jagdausübung mit zulässigen jagdlichen Methoden und 
Mitteln möglich, zumutbar und wirksam ist. Im Übrigen ist der Jagdausübungsberechtigte zur Durchführung 
von Managementmaßnahmen nach Bundesnaturschutzgesetz nicht verpflichtet.  

Soweit die Durchführung von Managementmaßnahmen nicht vom Jagdausübungsberechtigten 
übernommen wird, oder soweit dieser die ihm übertragenen Maßnahmen oder die Mitwirkung daran nicht 
ordnungsgemäß ausführt, trifft die nach Landesrecht für Jagd zuständige Behörde nach Anhörung des 
Jagdausübungsberechtigten die notwendigen Anordnungen; sie kann insbesondere die Durchführung der 
Maßnahmen übernehmen oder einen Dritten mit deren Durchführung beauftragen. Maßnahmen unter 
Einsatz jagdlicher Mittel haben im Einvernehmen mit dem Jagdausübungsberechtigten zu erfolgen; sein 
Jagdrecht bleibt unberührt. 

Wildschadensersatz 
Schadensersatzpflicht 
Wird ein Grundstück, das zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehört oder einem gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk angegliedert ist, durch Schalenwild, Wildkaninchen oder Fasanen beschädigt, so hat die 
Jagdgenossenschaft dem Geschädigten den Wildschaden zu ersetzen. Der aus der Genossenschaftskasse 
geleistete Ersatz ist von den einzelnen Jagdgenossen nach dem Verhältnis des Flächeninhalts ihrer beteiligten 
Grundstücke zu tragen. Hat der Jagdpächter den Ersatz des Wildschadens ganz oder teilweise übernommen, 
so trifft die Ersatzpflicht den Jagdpächter. Die Ersatzpflicht der Jagdgenossenschaft bleibt bestehen, soweit 
der Geschädigte Ersatz von dem Pächter nicht erlangen kann. 

Wildschaden an Grundstücken, die einem Eigenjagdbezirk angegliedert sind, hat der Eigentümer oder der 
Nutznießer des Eigenjagdbezirks zu ersetzen. Im Falle der Verpachtung haftet der Jagdpächter, wenn er sich 
im Pachtvertrag zum Ersatz des Wildschadens verpflichtet hat. In diesem Falle haftet der Eigentümer oder 
der Nutznießer nur, soweit der Geschädigte Ersatz von dem Pächter nicht erlangen kann. 

Bei Grundstücken, die zu einem Eigenjagdbezirk gehören, richtet sich die Verpflichtung zum Ersatz von 
Wildschaden nach dem zwischen dem Geschädigten und dem Jagdausübungsberechtigten bestehenden 
Rechtsverhältnis. Sofern nichts anderes bestimmt ist, ist der Jagdausübungsberechtigte ersatzpflichtig, wenn 
er durch unzulänglichen Abschuss den Schaden verschuldet hat. 
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Die Länder können bestimmen, dass die Wildschadensersatzpflicht auch auf anderes Wild ausgedehnt wird 
und dass der Wildschadensbetrag für bestimmtes Wild durch Schaffung eines Wildschadensausgleichs auf 
eine Mehrheit von Beteiligten zu verteilen ist (Wildschadensausgleichskasse). 

Wildschaden durch Wild aus Gehege 
Wird durch ein aus einem Gehege ausgetretenes und dort gehegtes Stück Schalenwild Wildschaden 
angerichtet, so ist ausschließlich derjenige zum Ersatz verpflichtet, dem als Jagdausübungsberechtigten, 
Eigentümer oder Nutznießer die Aufsicht über das Gehege obliegt. 

Umfang der Ersatzpflicht 
Auch der Wildschaden ist zu ersetzen, der an den getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugnissen 
eines Grundstücks eintritt.  

Werden Bodenerzeugnisse, deren voller Wert sich erst zur Zeit der Ernte bemessen lässt, vor diesem 
Zeitpunkt durch Wild beschädigt, so ist der Wildschaden in dem Umfange zu ersetzen, wie er sich zur Zeit der 
Ernte darstellt. Bei der Feststellung der Schadenshöhe ist jedoch zu berücksichtigen, ob der Schaden nach 
den Grundsätzen einer ordentlichen Wirtschaft durch Wiederanbau im gleichen Wirtschaftsjahr ausgeglichen 
werden kann. 

Schutzvorrichtungen 
Ein Anspruch auf Ersatz von Wildschaden ist nicht gegeben, wenn der Geschädigte die von dem 
Jagdausübungsberechtigten zur Abwehr von Wildschaden getroffenen Maßnahmen unwirksam macht. 

Der Wildschaden, der an Weinbergen, Gärten, Obstgärten, Baumschulen, Alleen, einzelnstehenden Bäumen, 
Forstkulturen, die durch Einbringen anderer als der im Jagdbezirk vorkommenden Hauptholzarten einer 
erhöhten Gefährdung ausgesetzt sind, oder Freilandpflanzungen von Garten- oder hochwertigen 
Handelsgewächsen entsteht, wird, soweit die Länder nicht anders bestimmen, nicht ersetzt, wenn die 
Herstellung von üblichen Schutzvorrichtungen unterblieben ist, die unter gewöhnlichen Umständen zur 
Abwendung des Schadens ausreichen. Die Länder können bestimmen, welche Schutzvorrichtungen als üblich 
anzusehen sind. 

Jagdschaden 
Schadensersatzpflicht 
Wer die Jagd ausübt, hat dabei die berechtigten Interessen der Grundstückseigentümer oder 
Nutzungsberechtigten zu beachten, insbesondere besäte Felder und nicht abgemähte Wiesen tunlichst zu 
schonen. Die Ausübung der Treibjagd auf Feldern, die mit reifender Halm- oder Samenfrucht oder mit Tabak 
bestanden sind, ist verboten; die Such Jagd ist nur insoweit zulässig, als sie ohne Schaden für die reifenden 
Früchte durchgeführt werden kann. 

Der Jagdausübungsberechtigte haftet dem Grundstückseigentümer oder Nutzungsberechtigten für jeden aus 
missbräuchlicher Jagdausübung entstehenden Schaden; er haftet auch für den Jagdschaden, der durch einen 
von ihm bestellten Jagdaufseher oder durch einen Jagdgast angerichtet wird. 

Gemeinsame Vorschriften 
Geltendmachung des Schadens 
Der Anspruch auf Ersatz von Wild- oder Jagdschaden erlischt, wenn der Berechtigte den Schadensfall nicht 
binnen einer Woche, nachdem er von dem Schaden Kenntnis erhalten hat oder bei Beobachtung gehöriger 
Sorgfalt erhalten hätte, bei der für das beschädigte Grundstück zuständigen Behörde anmeldet. Bei Schaden 
an forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken genügt es, wenn er zweimal im Jahre, jeweils bis zum 1. Mai 
oder 1. Oktober, bei der zuständigen Behörde angemeldet wird. Die Anmeldung soll die als ersatzpflichtig in 
Anspruch genommene Person bezeichnen. 
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Verfahren in Wild- und Jagdschadenssachen 
Die Länder können in Wild- und Jagdschadenssachen das Beschreiten des ordentlichen Rechtsweges davon 
abhängig machen, dass zuvor ein Feststellungsverfahren vor einer Verwaltungsbehörde (Vorverfahren) 
stattfindet, in dem über den Anspruch eine vollstreckbare Verpflichtungserklärung (Anerkenntnis, Vergleich) 
aufzunehmen oder eine nach Eintritt der Rechtskraft vollstreckbare Entscheidung (Vorbescheid) zu erlassen 
ist. Die Länder treffen die näheren Bestimmungen hierüber. 

Inverkehrbringen und Schutz von Wild 
Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, 
soweit dies aus Gründen der Hege, zur Bekämpfung von Wilderei und Wildhehlerei, aus wissenschaftlichen 
Gründen oder zur Verhütung von Gesundheitsschäden durch Fallwild erforderlich ist, Vorschriften zu 
erlassen über 

 die Anwendung von Ursprungszeichen bei der Verbringung von erlegtem Schalenwild aus dem 
Erlegungsbezirk und der Verbringung von erlegtem Schalenwild in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes 

 den Besitz von Wild, das nach Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen 
Union aus Gründen des Erhalts der Arten streng oder besonders geschützt oder von den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu schützen ist oder sonstigem Wild 

 den gewerbsmäßigen Ankauf, Verkauf oder Tausch von Wild, das nach Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft oder der Europäischen Union aus Gründen des Erhalts der Arten streng oder 
besonders geschützt oder von den Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu schützen ist, oder 
sonstigem Wild 

 den sonstigen Erwerb, die Ausübung der tatsächlichen Gewalt oder das sonstige Verwenden, die 
Abgabe, das Anbieten zum Verkauf oder den Tausch, die Zucht, die Beförderung, das Veräußern oder 
das sonstige Inverkehrbringen von Wild 

 die Ein-, Durch- und Ausfuhr sowie das sonstige Verbringen von Wild in den, durch den und aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 

 die Verpflichtung zur Führung von Wildhandelsbüchern 
 das Kennzeichnen von Wild 

 

Die Länder erlassen insbesondere Vorschriften über  

 die behördliche Überwachung des gewerbsmäßigen Ankaufs, Verkaufs und Tausches sowie der 
gewerbsmäßigen Verarbeitung von Wildbret und die behördliche Überwachung der 
Wildhandelsbücher 

 das Aufnehmen, die Pflege und die Aufzucht verletzten oder kranken Wildes und dessen Verbleib 

Die Vorschriften können sich auch auf Eier oder sonstige Entwicklungsformen des Wildes, auf totes Wild, auf 
Teile des Wildes sowie auf die Nester und die aus Wild gewonnenen Erzeugnisse erstrecken. 

Diese Rechtsverordnungen bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie und dem Bundesministerium der Finanzen, soweit sie Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft 
oder der Europäischen Union auf dem Gebiet des Artenschutzes oder Verpflichtungen aus internationalen 
Artenschutzübereinkommen zu beachten haben, des Einvernehmens mit dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. 

Das Bundesministerium der Finanzen und die von ihm bestimmten Zollstellen wirken bei der Ein-, Durch- und 
Ausfuhr sowie bei dem sonstigen Verbringen von Wild mit. Das Bundesministerium der Finanzen regelt im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die 
Einzelheiten des Verfahrens, er kann dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen, Anmeldungen, Auskünften 
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und zur Leistung von Hilfsdiensten sowie zur Duldung von Besichtigungen und von Entnahmen 
unentgeltlicher Muster und Proben vorsehen. Das Bundesministerium gibt im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen im Bundesanzeiger die Zollstellen bekannt, bei denen Wild zur Ein-, Durch- 
und Ausfuhr sowie zum sonstigen Verbringen abgefertigt wird, wenn die Ein-, Durch- und Ausfuhr sowie das 
sonstige Verbringen durch Rechtsverordnung geregelt ist. 

Das Thema Inverkehrbringen und Wildbret Hygiene wird in der Lerneinheit Jagdbetrieb und Praxis noch 
wesentlich praxisnäher erläutert. 

Jagdbeirat und Vereinigungen der Jäger 
In den Ländern sind Jagdbeiräte zu bilden, denen Vertreter der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, der 
Jagdgenossenschaften, der Jäger und des Naturschutzes angehören müssen.  

Die Länder können die Mitwirkung von Vereinigungen der Jäger für die Fälle vorsehen, in denen 
Jagdscheininhaber gegen die Grundsätze der Weidgerechtigkeit verstoßen. 

Straf- und Bußgeldvorschriften 
Strafvorschriften 
Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

 Wild dessen Bestand bedroht ist bejagt 
 Wild nicht mit der Jagd entgegen der Schonzeit bejagt 
 ein Elterntier bejagt 

Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.  

Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer gegen die Gesetze zum 
Inverkehrbringen und Schutz von Wild verstößt 

Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig handelt, wer 

 in befriedeten Bezirken die Jagd ausübt oder einer Beschränkung der Jagderlaubnis zuwiderhandelt 
 auf vollständig eingefriedeten Grundflächen die Jagd entgegen einer vorgeschriebenen 

Beschränkung ausübt 
 auf Grund eines nichtigen Jagdpachtvertrages, einer nichtigen entgeltlichen Jagderlaubnis oder 

entgegen noch oder noch nicht angezeigten Pachtverträgen die Jagd ausübt 
 als Inhaber eines Jugendjagdscheines ohne Begleitperson die Jagd ausübt 
 zum Verscheuchen des Wildes Mittel anwendet, durch die Wild verletzt oder gefährdet wird  
 einer Vorschrift des über das Hegen, Aussetzen und Ansiedeln zuwiderhandelt 
 Jagdschaden anrichtet 
 den Jagdschein auf Verlangen nicht vorzeigt 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 die Jagd ausübt, obwohl er keinen gültigen Jagdschein mit sich führt oder obwohl ihm die 
Jagdausübung verboten ist  

 sich nicht an sachliche Verbote hält 
 Schalenwild oder anderes Wild, das nur im Rahmen eines Abschuss Planes bejagt werden darf, erlegt, 

bevor der Abschuss Plan bestätigt oder festgesetzt ist, oder wer den Abschuss Plan überschreitet 
 Wild nicht mit der Jagd verschont 
 als Jagdausübungsberechtigter das Auftreten einer Wildseuche nicht unverzüglich der zuständigen 

Behörde anzeigt oder den Weisungen der zuständigen Behörde zur Bekämpfung der Wildseuche 
nicht Folge leistet 
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 zur Jagd ausgerüstet unbefugt einen fremden Jagdbezirk außerhalb der zum allgemeinen Gebrauch 
bestimmten Wege betritt 

Einziehung 
Ist eine Straftat oder eine Ordnungswidrigkeit begangen worden, so können 

 Gegenstände, auf die sich die Straftat oder Ordnungswidrigkeit bezieht, und 
 Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen 

sind, eingezogen werden. 
 § 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden 
 Anordnung der Entziehung des Jagdscheines 

Wird jemand wegen einer rechtswidrigen Tat nach den Straf- und Bußgeldvorschriften des BJagdG nach 
Strafgesetzbuches, wegen Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, tätlicher Angriff auf 
Vollstreckungsbeamte, Widerstand gegen oder tätlicher Angriff auf Personen, die Vollstreckungsbeamten 
gleichstehen, Körperverletzung, Beteiligung an einer Schlägerei, Freiheitsberaubung oder Nötigung, sofern 
derjenige, gegen den sich die Tat richtete, sich in Ausübung des Forst-, Feld-, Jagd- oder Fischereischutzes 
befand, oder wegen Wilderei verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, weil seine Schuldunfähigkeit 
erwiesen oder nicht auszuschließen ist, so ordnet das Gericht die Entziehung des Jagdscheines an, wenn sich 
aus der Tat ergibt, dass die Gefahr besteht, er werde bei weiterem Besitz des Jagdscheines erhebliche 
rechtswidrige Taten der bezeichneten Art begehen. 

Ordnet das Gericht die Entziehung des Jagdscheines an, so bestimmt es zugleich, dass für die Dauer von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren kein neuer Jagdschein erteilt werden darf (Sperre). 

Die Sperre kann für immer angeordnet werden, wenn zu erwarten ist, dass die gesetzliche Höchstfrist zur 
Abwehr der von dem Täter drohenden Gefahr nicht ausreicht. Hat der Täter keinen Jagdschein, so wird nur 
die Sperre angeordnet. Die Sperre beginnt mit der Rechtskraft des Urteils. 

Ergibt sich nach der Anordnung Grund zu der Annahme, dass die Gefahr, der Täter werde erhebliche 
rechtswidrige Taten der in bezeichneten Art begehen, nicht mehr besteht, so kann das Gericht die Sperre 
vorzeitig aufheben. 

Verbot der Jagdausübung 
Wird gegen jemanden 

 wegen einer Straftat, die er bei oder im Zusammenhang mit der Jagdausübung begangen hat, eine 
Strafe verhängt oder 

 wegen einer Ordnungswidrigkeit, die er unter grober oder beharrlicher Verletzung der Pflichten bei 
der Jagdausübung begangen hat, eine Geldbuße festgesetzt 

 so kann ihm in der Entscheidung für die Dauer von einem Monat bis zu sechs Monaten verboten 
werden, die Jagd auszuüben. 

Das Verbot der Jagdausübung wird mit der Rechtskraft der Entscheidung wirksam. Für seine Dauer wird ein 
erteilter Jagdschein, solange er nicht abgelaufen ist, amtlich verwahrt; das gleiche gilt für einen nach Ablauf 
des Jagdjahres neu erteilten Jagdschein. Wird er nicht freiwillig herausgegeben, so ist er zu beschlagnahmen. 

Ist ein Jagdschein amtlich zu verwahren, so wird die Verbotsfrist erst von dem Tage an gerechnet, an dem 
dies geschieht. In die Verbotsfrist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf behördliche 
Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird. 

Über den Beginn der Verbotsfrist ist der Täter im Anschluss an die Verkündung der Entscheidung oder bei 
deren Zustellung zu belehren. 
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Landesrechtliche Straf- und Bußgeldvorschriften 
Die Länder können Straf- und Bußgeldbestimmungen für Verstöße gegen die von ihnen erlassenen 
Vorschriften treffen, soweit solche nicht schon in diesem Gesetz enthalten sind. 

Tier- und Naturschutz 
Bundeswildschutzverordnung (BWildSchV) 
Verordnung über den Schutz von Wild 

Die Bundeswildschutzverordnung, kurz BWildSchV, ergänzt das Bundesjagdgesetz. Diese Verordnung findet 
Anwendung auf Tiere die das Bundesjagdgesetz auflistet und deren Unterarten. Abgrenzung der Tierarten 
im Sinne dieser Verordnung ist ihre wissenschaftliche Bezeichnung maßgebend. Daher haben wir in dieser 
Auflistung die lateinischen Begriffe mit aufgeführt. Was aber, eher der guten Ordnung dient. Wie gesagt, Art 
schließt Unterarten ein, auch soweit diese im Geltungsbereich des Bundeswaldgesetzes in der Natur nicht 
vorkommen. In dieser Verordnung meint der Begriff Tiere im Sinne dieser Verordnung alle lebenden und 
toten Tiere, ihre ohne weiteres erkennbaren Teile, ohne weiteres erkennbar aus ihnen gewonnenen 
Erzeugnisse sowie ihre Eier, sonstigen Entwicklungsformen und Nester. 

Also nicht nur die lebenden Tiere, sondern eben auch das Wildbret, Trophäen, Präparate und so weiter. 

Verbote 
Es ist verboten, folgende Tiere zu besitzen: 

Haarwild Federwild 
Wisent (Bison bonasus L.) Auerwild (Tetrao urogallus L.) 

Birkwild (Lyrurus tetrix L.) 
Haselwild (tetrastes bonasia L.) 
Alpenschneehuhn (Lagopus mutus MONTIN) 
Weißwangengans (Branta leucopsis) 
Zwergsäger (Mergus albellus) 
Schwarzkopfmöwe (Larus melanocephalus Natt.) 
Zwergmöwe (Larus minutus) 

 

Es ist verboten, folgende Arten oder Teile oder Erzeugnisse solcher Tiere gewerbsmäßig anzukaufen, zu 
verkaufen oder zu tauschen: 

Haarwild Federwild 
Wisent (Bison bonasus L.) 
 

Wachtel (Coturnix coturnix L.) 
Auerwild (tetrao urogallus L.) 
Birkwild (Lyrurus tetrix L.) 
Haselwild (Tetrastes bonasia L.) 
Alpenschneehuhn (Lagopus mutus MONTIN) 
Türkentaube (Streptopelia decaocto) 
Hohltaube (Columbo oeanas) 
Höckerschwan (Cygnus olor GMEL.) 
Kurzschnabelgans (Anser brachyrhynchus) 
Weißwangengans (Branta leucopsis) 
Saatgans (Anser fabalis LATHAM) 
Kanadagans (Branta canadensis) 
Ringelgans (Branta bernicla) 
Eiderente (Somateria mollissima) 
Eisente (Clangula hyemalis) 
Kolbenente (Netta rufina) 
Schellente (Bucephala clangula) 
Schnatterente (Anas strepera) 
Reiherente (Aythya fuligula) 
Zwergsäger (Mergus albellus) 
Gänsesäger (Mergus merganser) 
Mittelsäger (Mergus serrator) 
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Blässhuhn (Fulica atra L.) 
Schwarzkopfmöwe (Larus melanocephalus Natt.) 
Zwergmöwe (Larus minutus) 
Lachmöwe (Larus ridibundus) 
Sturmmöwe (Larus canus) 
Silbermöwe (Larus argentatus) 
Mantelmöwe (Larus marinus) 
Heringsmöwe (Larus fuscus L.) 
Steppenmöwe (Larus cachinnans) 

 

Es ist verboten, folgende Arten oder Teile oder Erzeugnisse solcher Tiere, erwerben, über sie die tatsächliche 
Gewalt auszuüben oder sonst zu verwenden, abzugeben, zum Verkauf anzubieten, zu veräußern oder sonst 
in den Verkehr zu bringen, zu befördern: 

Haarwild Federwild 
Wisent (Bison bonasus L.) 
Steinwild (Capra ibex L.) 
Schneehase (Lepus timidus L.) 
Murmeltier (Marmota Marmotte L.) 
Seehund (Phoca vitulina L.) 

Rebhuhn (Perdix predig L.) 
Fasan (Phasianus colchicus L.) 
Wachtel (Coturnix colchicums L.) 
Auerwild (Tetrao urogallus L.) 
Birkwild (Lyrurus tetrix L.) 
Haselwild (Tetrastes bonasia L.) 
Alpenschneehuhn (Lagopus mutus MONTIN) 
Wildtruthuhn (Meleagris gallopavo L.) 
Hohltaube (Columba oenas L.) 
Ringeltaube (Columba palumbus L.) 
Türkentaube (Streptopelia decaocto FRIVALDSKY) 
Höckerschwan (Cygnus olor GMELIN) 
Graugans (Anser Gaugens L.) 
Blässgans (Anser albifrons SCOPOLI) 
Saatgans (Anser fabalis LATHAM) 
Kurzschnabelgans (Anser brachyrhynchos BAILLON) 
Weißwangengans (Branta leucopsis) 
Kanadagans (Branta canadensis L.) 
Stockente (Anas platyrhynchos L.) 
Löffelente (Anas clypeata L.) 
Schnatterente (Anas strepera L.) 
Pfeifente (Anas penolope L.) 
Krickente (Anas crecca L.) 
Spießente (Anas acuta L.) 
Kolbenente (Netta rufina PALLAS) 
Bergente (Aythya marila L.) 
Reiherente (Aythya fuligula L.) 
Tafelente (Aythya ferina L.) 
Schellente (Bucephala clangula L.) 
Brandente (Tadorna Trafelante L.) 
Eisente (Clangula hyemalis L.) 
Samtente (Melanitta fusca L.) 
Trauerente (Melanitta nigra L.) 
Eiderente (Somateria mollissima L.) 
Mittelsäger (Mergus serrator L.) 
Gänsesäger (Mergus merganser L.) 
Zwergsäger (Mergus albellus) 
Schwarzkopfmöwe (Larus melanocephalus Natt.) 
Zwergmöwe (Larus minutus) 
Dreizehenmöwe (Rissa tridactyla L.) 
Haubentaucher (Podiceps cristatus L.) 
Graureiher (Ardea cinerea L.) 

 

Das Aneignungsrecht des Jagdausübungsberechtigten sowie Vorschriften der Länder nach 
Bundesjagdgesetzes über das Aufnehmen, die Pflege und die Aufzucht verletzten oder kranken Wildes und 
dessen Verbleib bleiben unberührt. 
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Das heißt kurzum, der Jagdausübungsberechtigte darf zwar solche Tiere für sich selbst verwerten und 
verschenken, aber eben kein Handel damit betreiben oder sonst wie ein Entgelt dafür verlangen.  

Auch hier wieder Ausnahme von der Ausnahme: Für Jagdausübungsberechtigte gelten die Vorschriften nicht 
für die Tiere, dessen Besitz verboten ist. Da bleibt der Umgang mit Wildbret u.ä. wie bei allen anderen 
bejagbaren Wildarten bei der gewöhnlichen Vorgehensweise.  

In der Natur aufgefundene tote Tiere oder Teile oder Erzeugnisse solcher Tiere, soweit sie für Zwecke der 
Forschung oder Lehre verwendet werden. 

Die Verbote für Tiere dessen Besitz verboten ist, gelten ferner nicht der Art Wachtel, die in der 
Gefangenschaft gezüchtet wurden und nicht herrenlos geworden sind. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten zulassen, soweit 
dies für die Verwertung beschlagnahmter oder eingezogener Tiere oder Teile oder Erzeugnisse solcher Tiere 
erforderlich ist. Sie kann ferner im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten zulassen, soweit dies für Zwecke 
der Forschung oder Lehre, zur Ansiedlung von Tieren in der freien Natur oder der damit 
zusammenhängenden Aufzucht oder aus einem sonstigen vernünftigen Grund für eine Nutzung von Tieren 
oder Teilen oder Erzeugnissen solcher Tiere in geringen Mengen erforderlich ist und Belange des Arten- und 
Biotopschutzes sowie Rechtsakte des Rates oder der Kommission der Europäischen Gemeinschaften oder 
Verpflichtungen aus internationalen Artenschutzübereinkommen nicht entgegenstehen. 

Halten von Greifen und Falken 
Die Haltung von Greifen oder Falken folgender Art nur nach Maßgabe der Bundeswildschutzverordnung 
zulässig. 

 Fischadler (Pandion haliaetus L.) 
 Wespenbussard (Pernis apivorus L.) 
 Schwarzmilan (Milvus migrans BODDAERT) 
 Rotmilan (Milvus Romulan L.) 
 Seeadler (Haliaeetus albicilla L.) 
 Rohrweihe (Circus aeruginosus L.) 
 Kornweihe (Circus cyaneus L.) 
 Wiesenweihe (Circus pygargus L.) 
 Sperber (Accipiter nisus L.) 
 Habicht (Accipiter gentilis L.) 
 Mäusebussard (Buteo böte L.) 
 Rauhfußbussard (Buteo lagopus BRUENNICH) 
 Steinadler (Aquila chrysaetos L.) 
 Turmfalke (Falco tinnunculus L.) 
 Rotfußfalke (Falco vespertinus L.) 
 Merlin (Falco columbarius L.) 
 Baumfalke (Falco subbuteo L.) 
 Wanderfalke (Falco peregrinus TUNSTALL) 

Wer Greife oder Falken hält, muß Inhaber eines auf seinen Namen lautenden gültigen Falkner Jagdscheins 
sein, darf insgesamt nicht mehr als zwei Exemplare der Arten Habicht, Sperber, Steinadler und Wanderfalke 
halten, hat unverzüglich die Greife und Falken dauerhaft und unverwechselbar zu kennzeichnen und hat der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle der Haltung binnen vier Wochen nach Begründung des Eigenbesitzes, 
den Bestand an Greifen und Falken und nach der Bestandsanzeige jeweils unverzüglich den Zu- und Abgang 
von Greifen und Falken schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige muß Angaben enthalten über Zahl, Art, Alter, 
Geschlecht, Herkunft, Verbleib, Standort, Verwendungszweck und Kennzeichen der Greife und Falken. Die 



28 
 

Verlegung des regelmäßigen Standorts der Greife und Falken ist ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. Das durch 
den Tod eines Tieres freigewordene Kennzeichen ist mit der Anzeige über den Abgang zurückzugeben.  

Die Kennzeichnung der gemäß Absatz 1 gehaltenen Greifen und Falken der Anlage 4 hat nach den 
Bestimmungen der §§ 12 bis 15 der Bundesartenschutzverordnung zu erfolgen. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann im Einzelfall von den Voraussetzungen und Ausnahmen 
zulassen, wenn die Haltung wissenschaftlichen, Lehr- oder Forschungszwecken dient oder die Ausnahme zur 
Nachzucht für einen der vorstehenden Zwecke, zur Nachzucht für die Ausübung der Beizjagd oder zur 
Nachzucht für die Ansiedlung in der freien Natur erforderlich ist, der Halter die erforderliche Zuverlässigkeit 
und ausreichende Kenntnisse über das Halten und die Pflege von Greifen und Falken besitzt. 

Eine fachgerechte Betreuung sowie eine den tierschutzrechtlichen Vorschriften entsprechende Haltung 
gewährleistet sind. 

Aufzeichnungs- und Kennzeichnungspflichten 
Wer gewerbsmäßig tote Tiere der Arten nebenstehend oder Teile dieser Tiere präpariert oder lebende oder 
tote Tiere der genannten Arten oder Teile dieser Tiere in den Verkehr bringt oder erwirbt, hat über diese 
Tiere ein Aufnahme- und Auslieferungsbuch mit täglicher Eintragung nach einem bestimmten Muster zu 
führen. Wird Federwild nach dieser Aufstellung im Einzelhandel abgegeben, brauchen Name und Anschrift 
des Empfängers sowie der Abgangstag nur bei den Tieren angegeben zu werden, deren Verkaufspreis über 
250 Deutsche Mark beträgt. Alle Eintragungen in das Buch sind in dauerhafter Form vorzunehmen; § 43 Abs. 
2 bis 4 Satz 1 und 2 des Handelsgesetzbuchs gilt sinngemäß. Die Bücher mit den Belegen sind der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. Die Bücher mit den Belegen sind 
fünf Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahrs, in dem die 
letzte Eintragung für ein abgeschlossenes Geschäftsjahr gemacht worden ist. 

Die Tiere deren Besitz verboten ist und Teile von Tieren sind zu kennzeichnen, soweit dies mit angemessenem 
Aufwand möglich ist. 

Haarwild Federwild 
Steinwild (Capra ibex L.) 
Schneehase (Lepus timidus L.) 
Murmeltier (Marmota marmota L.) 
Seehund (Phoca vitulina L.) 

Wachtel (Coturnix coturnix L.) 
Auerwild (Tetrao urogallus L.) 
Birkwild (Lyrurus tetrix L.) 
Rackelwild (Lyrurus tetrix x Tetrao urogallus) 
Haselwild (Tetrastes bonasia L.) 
Alpenschneehuhn (Lagopus mutus MONTIN) 
Hohltaube (Columba oenas L.) 
Kurzschnabelgans (Anser brachyrhynchos BAILLON) 
Weißwangengans (Branta leucopsis BECHSTEIN) 
Löffelente (Anas clypeata L.) 
Schnatterente (Anas strepera L.) 
Kolbenente (Netta rufina PALLAS) 
Schellente (Bucephala clangula L.) 
Brandente (Tadorna tadorna L.) 
Eisente (Clangula hyemalis L.) 
Eiderente (Somateria mollissima L.) 
Mittelsäger (Mergus serrator L.) 
Gänsesäger (Mergus merganser L.) 
Zwergsäger (Mergus albellus L.) 
Schwarzkopfmöwe (Larus melanocephalus TEMMINCK) 
Zwergmöwe (Larus minutus PALLAS) 
Dreizehenmöwe (Rissa tridactyla L.) 
Haubentaucher (Podiceps cristatus L.) 
Graureiher (Ardea cinerea L.) 
Kolkrabe (Corvus corax L.) 
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Aufnahme- und Auslieferungsbuch 

 

Rechtmäßiger Besitz, Nachweispflicht 
Wer die zuletzt genannten Arten besitzt oder die tatsächliche Gewalt darüber ausübt, kann sich gegenüber 
der zuständigen Behörde auf eine Berechtigung hierzu nur berufen, wenn er auf Verlangen nachweist, dass 
die Voraussetzungen für eine Ausnahme nach § 2 Abs. 2 bis 5 vorliegen oder glaubhaft macht, dass er oder 
ein Dritter die Tiere bei Inkrafttreten dieser Verordnung in Besitz hatte. Für Gegenstände zum persönlichen 
Gebrauch oder Hausrat gilt dies nur, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Berechtigung 
nach § 2Abs. 2 bis 5 nicht besteht. 

Strafvorschriften  
Nach § 38a Absatz 1 des Bundesjagdgesetzes wird bestraft, wer entgegen BWildSchV § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 ein dort genanntes Tier oder ein Teil oder ein Erzeugnis eines solchen Tieres gewerbsmäßig 
ankauft, verkauft oder tauscht. 

Nach § 38a Absatz 2 des Bundesjagdgesetzes wird bestraft, wer entgegen BWildSchV § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 ein dort genanntes Tier oder ein Teil oder ein Erzeugnis eines solchen Tieres besitzt. 

Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig im Sinne des § 39 Abs. 2 Nr. 5 des Bundesjagdgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig  

 entgegen BWildSchV § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ein dort genanntes Tier oder ein Teil oder ein 
Erzeugnis eines solchen Tieres sonst erwirbt, sonst verwendet, in den Verkehr bringt oder befördert 
oder die tatsächliche Gewalt über ein solches Tier, Teil oder Erzeugnis ausübt,  

 entgegen BWildSchV § 2 Abs. 2 Satz 2 dort bezeichnete Tiere an Dritte gegen Entgelt abgibt oder zu 
diesem Zweck befördert, hält oder anbietet, 

 entgegen BWildSchV § 3 Abs. 2 Nr. 1 Greife oder Falken hält,  
 einer Vorschrift des BWildSchV § 3 Abs. 2 Nr. 2, 3 oder 4 über die Haltung oder Kennzeichnung von 

Greifen oder Falken, über Anzeigepflichten oder über die Pflicht zur Rückgabe eines freigewordenen 
Kennzeichens 

 zuwiderhandelt oder 
 einer Vorschrift des BWildSchV § 4 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 5 über die Führung, Form, Aushändigung 

oder Aufbewahrung von Aufnahme- und Auslieferungsbüchern oder Belegen oder über die 
Kennzeichnung von Tieren oder Teilen von Tieren zuwiderhandelt 
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Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des 
Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich 
nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu schützen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 
Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, 
soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz). 

Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend dem jeweiligen Gefährdungsgrad 
insbesondere  

 lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten 
zu erhalten und der Austausch zwischen den Populationen sowie Wanderungen und 
Wiederbesiedelungen zu ermöglichen, 

 Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und Arten 
entgegenzuwirken, 

 Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografischen Eigenheiten in 
einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; bestimmte Landschaftsteile sollen der natürlichen 
Dynamik überlassen bleiben. 

Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere 

 die räumlich abgrenzbaren Teile seines Wirkungsgefüges im Hinblick auf die prägenden 
biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen Strukturen zu schützen; 
Naturgüter, die sich nicht erneuern, sind sparsam und schonend zu nutzen; sich erneuernde 
Naturgüter dürfen nur so genutzt werden, dass sie auf Dauer zur Verfügung stehen, 

 Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht mehr 
genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich 
oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen,  

 Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche 
Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu  erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche und 
naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; 
Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen; für den 
vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgeglichenen Niederschlags-
Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege Sorge 
zu tragen, 

 Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer 
Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen; dem Aufbau 
einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durchzunehmende Nutzung erneuerbarer 
Energien kommt eine besondere Bedeutung zu, 

 wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und 
Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten,  

 der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme auf hierfür geeigneten Flächen Raum und 
Zeit zu geben. 

Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und 
Landschaft sind insbesondere 
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 Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- 
und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu 
bewahren,  

 zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete 
Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu 
machen. 

Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer Zerschneidung zu bewahren. 
Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie die Bebauung unbebauter Flächen im 
beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht für Grünflächen vorgesehen sind, hat Vorrang vor 
der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich. Verkehrswege, Energieleitungen und ähnliche 
Vorhaben sollen landschaftsgerecht geführt, gestaltet und so gebündelt werden, dass die Zerschneidung und 
die Inanspruchnahme der Landschaft sowie Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermieden oder so 
gering wie möglich gehalten werden. Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von Bodenschätzen, bei 
Abgrabungen und Aufschüttungen sind dauernde Schäden des Naturhaushalts und Zerstörungen wertvoller 
Landschaftsteile zu vermeiden; unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind 
insbesondere durch Förderung natürlicher Sukzession, Renaturierung, naturnahe Gestaltung, 
Wiedernutzbarmachung oder Rekultivierung auszugleichen oder zu mindern.  

Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestandteile, wie Parkanlagen, 
großflächige Grünanlagen und Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und Gehölzstrukturen, Fluss- und 
Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, stehende Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie 
Gartenbau und landwirtschaftlich genutzte Flächen, sind zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem 
Maße vorhanden sind, neu zu schaffen. 

Verwirklichung der Ziele 
Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege beitragen und sich so verhalten, dass Natur und Landschaft nicht mehr als nach 
den Umständen unvermeidbar beeinträchtigt werden. 

Die Behörden des Bundes und der Länder haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu unterstützen.  
Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind zu verwirklichen, soweit es im Einzelfall 
möglich, erforderlich und unter Abwägung aller sich aus ergebenden Anforderungen untereinander 
und gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft angemessen ist. 

Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum oder Besitz der öffentlichen Hand sollen die Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege in besonderer Weise berücksichtigt werden.  
Die europäischen Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
werden insbesondere durch Aufbau und Schutz des Netzes „Natura 2000“ unterstützt. Die internationalen 
Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden insbesondere durch den 
Schutz der Kultur und Naturerbes im Sinne des Übereinkommens vom 16. November 1972 zum Schutz des 
Kultur- und Naturerbes der Welt (BGBl. 1977 II S. 213, 215) unterstützt. 

Das allgemeine Verständnis für die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist mit 
geeigneten Mitteln zu fördern. Erziehungs-, Bildungs- und Informationsträger klären auf allen Ebenen über 
die Bedeutung von Natur und Landschaft, über deren Bewirtschaftung und Nutzung sowie über die Aufgaben 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf und wecken das Bewusstsein für einen 
verantwortungsvollen Umgang mit Natur und Landschaft. 
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Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse, vertragliche Vereinbarungen, Zusammenarbeit der 
Behörden 
Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden im Sinne dieses Gesetzes sind  die nach 
Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden oder das Bundesamt für 
Naturschutz, soweit ihm nach diesem Gesetz Zuständigkeiten zugewiesen werden. 
Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden überwachen die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und treffen nach 
pflichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen, um deren Einhaltung 
sicherzustellen, soweit nichts anderes bestimmt ist.  

Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege soll vorrangig geprüft werden, ob der 
Zweck mit angemessenem Aufwand auch durch vertragliche Vereinbarungen erreicht werden kann. 
Mit der Ausführung landschaftspflegerischer und -gestalterischer Maßnahmen sollen die 
zuständigen Behörden nach Möglichkeit land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Vereinigungen, in denen 
Gemeinden oder Gemeindeverbände, Landwirte und Vereinigungen, die im Schwerpunkt die Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, gleichberechtigt vertreten sind 
(Landschaftspflegeverbände), anerkannte Naturschutzvereinigungen oder Träger von Naturparken 
beauftragen. Hoheitliche Befugnisse können nicht übertragen werden. 

Die Behörden des Bundes und der Länder haben die für Naturschutz und Landschaftspflege 
zuständigen Behörden bereits bei der Vorbereitung aller öffentlichen Planungen und Maßnahmen, die die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege berühren können, hierüber zu unterrichten und ihnen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, soweit nicht eine weiter gehende Form der Beteiligung vorgesehen 
ist. Die Beteiligungspflicht gilt für die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden entsprechend, soweit Planungen und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
den Aufgabenbereich anderer Behörden berühren können. 

Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden gewährleisten einen frühzeitigen 
Austausch mit Betroffenen und der interessierten Öffentlichkeit über ihre Planungen und Maßnahmen. 
Aufgaben nach diesem Gesetz obliegen einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband nur, wenn 
der Gemeinde oder dem Gemeindeverband die Aufgaben durch Landesrecht übertragen worden sind. 

Funktionssicherung bei Flächen für öffentliche Zwecke 
Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist auf Flächen, die ausschließlich 
oder überwiegend Zwecken  

 der Verteidigung, einschließlich der Erfüllung internationaler Verpflichtungen und des Schutzes der 
Zivilbevölkerung, 

 der Bundespolizei, 
 des öffentlichen Verkehrs als öffentliche Verkehrswege, 
 der See- oder Binnenschifffahrt, 
 der Versorgung, einschließlich der hierfür als schutzbedürftig erklärten Gebiete, und der Entsorgung, 
 des Schutzes vor Überflutung durch Hochwasser oder 
 der Telekommunikation 

dienen oder in einem verbindlichen Plan für die genannten Zwecke ausgewiesen sind, die 
bestimmungsgemäße Nutzung zu gewährleisten. Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind 
zu berücksichtigen. 
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Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist die besondere Bedeutung einer natur- und 
landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft für die Erhaltung der Kultur- 
und Erholungslandschaft zu berücksichtigen. 
 
Bei der landwirtschaftlichen Nutzung sind neben den Anforderungen, die sich aus den für die 
Landwirtschaft geltenden Vorschriften und aus § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes ergeben, 
insbesondere die folgenden Grundsätze der guten fachlichen Praxis zu beachten: 
 

 die Bewirtschaftung muss standortangepasst erfolgen und die nachhaltige Bodenfruchtbarkeit und 
langfristige Nutzbarkeit der Flächen muss gewährleistet werden; 

 die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Boden, Wasser, Flora, Fauna) darf nicht über das zur 
Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erforderliche Maß hinaus beeinträchtigt werden;  

 die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen Landschaftselemente sind zu erhalten und nach 
Möglichkeit zu vermehren;  

 die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen Verhältnis zum Pflanzenbau zu stehen und 
schädliche Umweltauswirkungen sind zu vermeiden;  

 auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten, auf Standorten mit 
hohem Grundwasserstand sowie auf Moorstandorten ist ein Grünlandumbruch zu unterlassen; 

 die Anwendung von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln hat nach Maßgabe des 
landwirtschaftlichen Fachrechtes zu erfolgen 

  

Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, naturnahe Wälder aufzubauen und 
diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu bewirtschaften. Ein hinreichender Anteil standortheimischer 
Forstpflanzen ist einzuhalten. 

Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der oberirdischen Gewässer sind diese einschließlich 
ihrer Uferzonen als Lebensstätten und Lebensräume für heimische Tier- und Pflanzenarten zu erhalten und 
zu fördern. Der Besatz dieser Gewässer mit nichtheimischen Tierarten ist grundsätzlich zu unterlassen. Bei 
Fischzuchten und Teichwirtschaften der Binnenfischerei sind Beeinträchtigungen der heimischen Tier- und 
Pflanzenarten auf das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erforderliche Maß zu beschränken. 

Beobachtung von Natur und Landschaft 
Der Bund und die Länder beobachten im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Natur und Landschaft (allgemeiner 
Grundsatz). 

Die Beobachtung dient der gezielten und fortlaufenden Ermittlung, Beschreibung und Bewertung des 
Zustands von Natur und Landschaft und ihrer Veränderungen einschließlich der Ursachen und Folgen dieser 
Veränderungen. 

Die Beobachtung umfasst insbesondere 

1. den Zustand von Landschaften, Biotopen und Arten zur Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen, 
2. den Erhaltungszustand der natürlichen Lebensraumtypen und Arten von gemeinschaftlichem 

Interesse einschließlich des unbeabsichtigten Fangs oder Tötens der Tierarten, die in Anhang IV 
Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2006/105/ EG (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 368) geändert worden ist, 
aufgeführt sind, sowie der europäischen Vogelarten und ihrer Lebensräume; dabei sind die 
prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritären Arten besonders zu berücksichtigen, 
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3. den Zustand weiterer in Anhang III Tabelle 1 der Richtlinie 2008/56/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) (ABl. L 164 vom 
25.6.2008, S. 19) aufgeführter Biotoptypen und sonstiger biologischer Merkmale, 

4. das Vorkommen invasiver Arten gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 9 Buchstabe a nach Maßgabe des 
Artikels 14 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 
Oktober 2014 über die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver 
gebietsfremder Arten (ABl. L 317 vom 4.11.2014, S. 35). 

Die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder unterstützen sich bei der Beobachtung. Sie sollen ihre 
Beobachtungsmaßnahmen aufeinander abstimmen. Das Bundesamt für Naturschutz nimmt die Aufgaben 
des Bundes auf dem Gebiet der Beobachtung von Natur und Landschaft wahr, soweit in Rechtsvorschriften 
nichts anderes bestimmt ist. Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung, über den Schutz 
personenbezogener Daten sowie über den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen bleiben 
unberührt. 

Begriffsbestimmungen 
Für diese Gesetze gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1. biologische Vielfalt; die Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten einschließlich der innerartlichen Vielfalt 
sowie die Vielfalt an Formen von Lebensgemeinschaften und Biotopen 

2. Naturhaushalt; die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen 

3. Erholung; natur- und landschaftsverträglich ausgestaltetes Natur- und Freizeiterleben einschließlich 
natur- und  landschaftsverträglicher sportlicher Betätigung in der freien Landschaft, soweit dadurch 
die sonstigen Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt werden 

4. natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse; die in Anhang I der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführten Lebensraumtypen 

5. prioritäre natürliche Lebensraumtypen; die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen 
(*) gekennzeichneten Lebensraumtypen 

6. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung; die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der 
Richtlinie 92/43/EWG aufgenommenen Gebiete, auch wenn ein Schutz im Sinne des § 32 Absatz 2 
bis 4 noch nicht gewährleistet ist; 

7. Europäische Vogelschutzgebiete; Gebiete im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die 
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7), wenn ein Schutz im Sinne des 
§ 32 Absatz 2 bis 4 bereits gewährleistet ist 

8. Natura 2000-Gebiete; Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische 
Vogelschutzgebiete; 

9. Erhaltungsziele; Ziele, die im Hinblick auf die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustands eines natürlichen Lebensraumtyps von gemeinschaftlichem Interesse, einer in 
Anhang II der Richtlinie 92/43/ EWG oder in Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der Richtlinie 
2009/147/EG aufgeführten Art für ein Natura 2000-Gebiet festgelegt sind 

10. günstiger Erhaltungszustand; Zustand im Sinne von Artikel 1 Buchstabe e und i der Richtlinie 
92/43/EWG und von Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 56), die zuletzt durch die Richtlinie 2009/31/EG (ABl. 
L 140 vom 5.6.2009, S. 114) geändert worden ist.  

Für dieses Gesetze gelten folgende weitere Begriffsbestimmungen: 

1. Tiere; a) wild lebende, gefangene oder gezüchtete und nicht herrenlos gewordene sowie tote Tiere 
wild lebender Arten, b) Eier, auch im leeren Zustand, sowie Larven, Puppen und sonstige 



35 
 

Entwicklungsformen von Tieren wild lebender Arten, c) ohne Weiteres erkennbare Teile von Tieren 
wild lebender Arten und d) ohne weiteres erkennbar aus Tieren wild lebender Arten gewonnene 
Erzeugnisse 

2. Pflanzen; a) wild lebende, durch künstliche Vermehrung gewonnene sowie tote Pflanzen wild 
lebender Arten, b) Samen, Früchte oder sonstige Entwicklungsformen von Pflanzen wild lebender 
Arten, c) ohne Weiteres erkennbare Teile von Pflanzen wild lebender Arten und d) ohne weiteres 
erkennbar aus Pflanzen wild lebender Arten gewonnene Erzeugnisse; als Pflanzen im Sinne dieses 
Gesetzes gelten auch Flechten und Pilze; 

3. Art; jede Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art oder Unterart; für die Bestimmung einer Art ist 
ihre wissenschaftliche Bezeichnung maßgebend 

4. Biotop; Lebensraum einer Lebensgemeinschaft wild lebender Tiere und Pflanzen 
5. Lebensstätte; regelmäßiger Aufenthaltsort der wild lebenden Individuen einer Art 
6. Population; eine biologisch oder geografisch abgegrenzte Zahl von Individuen einer Art; 
7. invasive Art; eine invasive gebietsfremde Art im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 1143/2014 a) die in der Unionsliste nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 
aufgeführt ist, b) für die Dringlichkeitsmaßnahmen nach Artikel 10 Absatz 4 oder für die 
Durchführungsrechtsakte nach Artikel 11 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 in Kraft 
sind, soweit die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 nach den genannten Rechtsvorschriften anwendbar 
ist oder c) die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 
aufgeführt ist;  

8. Arten von gemeinschaftlichem Interesse; die in Anhang II, IV oder V der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführten Tier- und Pflanzenarten 

9. prioritäre Arten; die in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) gekennzeichneten 
Tier- und Pflanzenarten; 

10. europäische Vogelarten; in Europa natürlich vorkommende Vogelarten im Sinne des Artikels 1 der 
Richtlinie 2009/147/EG; 

11. besonders geschützte Arten; a) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder Anhang B der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates 

12. vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten 
durch Überwachung des Handels (ABl. L 61 vom 3.3.1997, S. 1, L 100 vom 17.4.1997, S. 72, L 298 
vom 1.11.1997, S. 70, L 113 vom 27.4.2006, S. 26), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 
709/2010 (ABl. L 212 vom 12.8.2010, S. 1) geändert worden ist, aufgeführt sind, b) nicht unter 
Buchstabe a fallende aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführt sind, bb) europäische Vogelarten, c) Tier- und Pflanzenarten, die in einer 
Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 aufgeführt sind; 14. streng geschützte Arten besonders 
geschützte Arten, die a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, b) in Anhang IV der Richtlinie 
92/43/EWG, 

13. c) in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2 aufgeführt sind 
14. gezüchtete Tiere; Tiere, die in kontrollierter Umgebung geboren oder auf andere Weise erzeugt und 

deren Elterntiere rechtmäßig erworben worden sind 
15. künstlich vermehrte Pflanzen; Pflanzen, die aus Samen, Gewebekulturen, Stecklingen oder Teilungen 

unter kontrollierten Bedingungen herangezogen worden sind 
16. Anbieten; Erklärung der Bereitschaft zu verkaufen oder zu kaufen und ähnliche Handlungen, 

einschließlich der Werbung, der Veranlassung zur Werbung oder der Aufforderung zu Verkaufs- oder 
Kaufverhandlungen 

17. Inverkehrbringen das Anbieten, Vorrätig halten zur Abgabe, Feilhalten und jedes Abgeben an andere 
18. rechtmäßig; in Übereinstimmung mit den jeweils geltenden Rechtsvorschriften zum Schutz der 

betreffenden Art im jeweiligen Staat sowie mit Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft auf dem 
Gebiet des Artenschutzes und dem Übereinkommen vom 3. März 1973 über den internationalen 
Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (BGBl. 1975 II S. 773, 777) – 
Washingtoner Artenschutzübereinkommen – im Rahmen ihrer jeweiligen räumlichen und zeitlichen 
Geltung oder Anwendbarkeit 

19. Mitgliedstaat; ein Staat, der Mitglied der Europäischen Union ist 
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20. Drittstaat; ein Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Union ist. 

Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft 
Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind vom Verursacher vorrangig zu vermeiden. 
Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder, 
soweit dies nicht möglich ist, durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren. 
 
Eingriffe in Natur und Landschaft 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung 
stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. 
 
Die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung ist nicht als Eingriff anzusehen, soweit dabei die 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt werden. Entspricht die land-, forst- 
und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung den in § 5 Absatz 2 bis 4 dieses Gesetzes genannten 
Anforderungen sowie den sich aus § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes und dem Recht der Land-
, Forst- und Fischereiwirtschaft ergebenden Anforderungen an die gute fachliche Praxis, widerspricht sie in 
der Regel nicht den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege.  
 
Nicht als Eingriff gilt die Wiederaufnahme einer land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen 
Bodennutzung, wenn sie zeitweise eingeschränkt oder unterbrochen war  

1. auf Grund vertraglicher Vereinbarungen oder auf Grund der Teilnahme an öffentlichen Programmen 
zur Bewirtschaftungsbeschränkung und wenn die Wiederaufnahme innerhalb von zehn Jahren nach 
Auslaufen der Einschränkung oder Unterbrechung erfolgt, 

2. auf Grund der Durchführung von vorgezogenen Kompensationsmaßnahmen, die vorgezogene 
Maßnahme aber nicht für eine Kompensation in Anspruch genommen wird. 

Biotopverbund und Biotopvernetzung; geschützte Teile von Natur und Landschaft 
Es wird ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) geschaffen, das mindestens 10 Prozent der Fläche 
eines jeden Landes umfassen soll. Teile von Natur und Landschaft können geschützt werden als 
Naturschutzgebiet, als Nationalpark oder als Nationales Naturmonument, als Biosphärenreservat, als 
Landschaftsschutzgebiet, als Naturpark, als Naturdenkmal oderals geschützter Landschaftsbestandteil. 
 
Biotopverbund, Biotopvernetzung 
Der Biotopverbund dient der dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender Tiere und 
Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Bewahrung, 
Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen. Er soll auch zur 
Verbesserung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ beitragen. Der Biotopverbund soll 
länderübergreifend erfolgen. Die Länder stimmen sich hierzu untereinander ab. Der Biotopverbund besteht 
aus Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselementen. Bestandteile des Biotopverbunds sind 

1. Nationalparke und Nationale Naturmonumente, 
2. Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete und Biosphärenreservate oder Teile dieser Gebiete, 
3. gesetzlich geschützte Biotope 
4. weitere Flächen und Elemente, einschließlich solcher des Nationalen Naturerbes, des Grünen Bandes 

sowie Teilen von Landschaftsschutzgebieten und Naturparken, wenn sie zur Erreichung des 
genannten Zieles geeignet sind. 

Die erforderlichen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente sind durch Erklärung zu 
geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2, durch 
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planungsrechtliche Festlegungen, durch langfristige vertragliche Vereinbarungen oder andere geeignete 
Maßnahmen rechtlich zu sichern, um den Biotopverbund dauerhaft zu gewährleisten. 
 
Die oberirdischen Gewässer einschließlich ihrer Randstreifen, Uferzonen und Auen als Lebensstätten und 
Biotope für natürlich vorkommende Tier- und Pflanzenarten zu erhalten. Sie sind so weiterzuentwickeln, dass 
sie ihre großräumige Vernetzungsfunktion auf Dauer erfüllen können.  
 
Auf regionaler Ebene sind insbesondere in von der Landwirtschaft geprägten Landschaften zur 
Vernetzung von Biotopen erforderliche lineare und punktförmige Elemente, insbesondere Hecken und 
Feldraine sowie Trittsteinbiotope, zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, 
zu schaffen (Biotopvernetzung). 
 
Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft 
Die Unterschutzstellung von Teilen von Natur und Landschaft erfolgt durch Erklärung. Die Erklärung 
bestimmt den Schutzgegenstand, den Schutzzweck, die zur Erreichung des Schutzzwecks notwendigen 
Gebote und Verbote, und, soweit erforderlich, die Pflege-, Entwicklungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen oder enthält die erforderlichen Ermächtigungen hierzu. Schutzgebiete 
können in Zonen mit einem entsprechend dem jeweiligen Schutzzweck abgestuften Schutz gegliedert 
werden; hierbei kann auch die für den Schutz notwendige Umgebung einbezogen werden. 
Form und Verfahren der Unterschutzstellung, die Beachtlichkeit von Form- und Verfahrensfehlern und 
die Möglichkeit ihrer Behebung sowie die Fortgeltung bestehender Erklärungen zum geschützten Teil von 
Natur und Landschaft richten sich nach Landesrecht. Die Unterschutzstellung kann auch länderübergreifend 
erfolgen. 
Teile von Natur und Landschaft, deren Schutz beabsichtigt ist, können für einen Zeitraum von bis zu 
zwei Jahren einstweilig sichergestellt werden, wenn zu befürchten ist, dass durch Veränderungen oder 
Störungen der beabsichtigte Schutzzweck gefährdet wird. Die einstweilige Sicherstellung kann unter den 
Voraussetzungen einmalig bis zu weiteren zwei Jahren verlängert werden. In dem einstweilig sichergestellten 
Teil von Natur und Landschaft sind Handlungen und Maßnahmen nach Maßgabe der 
Sicherstellungserklärung verboten, die geeignet sind, den Schutzgegenstand nachteilig zu verändern. Die 
einstweilige Sicherstellung ist ganz oder teilweise aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr oder 
nicht mehr in vollem Umfang gegeben sind. 
Geschützte Teile von Natur und Landschaft sind zu registrieren und zu kennzeichnen. Das Nähere richtet 
sich nach Landesrecht. 
Die Erklärung zum Nationalpark oder Nationalen Naturmonument einschließlich ihrer Änderung ergeht im 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und 
dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. 
 
Naturschutzgebiete 
Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von 
Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen erforderlich ist  
zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstätten, Biotopen oder 
Lebensgemeinschaften bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten 
 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen oder 
2. wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden Schönheit. 

Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des Naturschutzgebiets oder 
seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung führen können, sind nach Maßgabe 
näherer Bestimmungen verboten. Soweit es der Schutzzweck erlaubt, können Naturschutzgebiete der 
Allgemeinheit zugänglich gemacht werden. 
In Naturschutzgebieten ist die Errichtung von Anlagen zur Durchführung von Gewässerbenutzungen im Sinne 
des Wasserhaushaltsgesetzes verboten. 
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Nationalparke, Nationale Naturmonumente 
Nationalparke sind rechtsverbindlich festgesetzte einheitlich zu schützende Gebiete, die  
großräumig, weitgehend unzerschnitten und von besonderer Eigenart sind, 

1. in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets die Voraussetzungen eines Naturschutzgebiets erfüllen 
und 

2. sich in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets in einem vom Menschen nicht oder wenig 
beeinflussten Zustand befinden oder geeignet sind, sich in einen Zustand zu entwickeln oder in einen 
Zustand entwickelt zu werden, der einen möglichst ungestörten Ablauf der Naturvorgänge in ihrer 
natürlichen Dynamik gewährleistet. 

Nationalparke haben zum Ziel, in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets den möglichst ungestörten Ablauf 
der Naturvorgänge in ihrer natürlichen Dynamik zu gewährleisten. Soweit es der Schutzzweck erlaubt, sollen 
Nationalparke auch der wissenschaftlichen Umweltbeobachtung, der naturkundlichen Bildung und 
dem Naturerlebnis der Bevölkerung dienen. 
 
Nationalparke sind unter Berücksichtigung ihres besonderen Schutzzwecks sowie der durch 
die Großräumigkeit und Besiedlung gebotenen Ausnahmen wie Naturschutzgebiete zu schützen. In 
Nationalparken ist die Errichtung von Anlagen zur Durchführung von Gewässerbenutzungen im Sinne 
des Wasserhaushaltsgesetzes verboten. 
 
Nationale Naturmonumente sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, die 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, kulturhistorischen oder landeskundlichen Gründen 
und 

2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit von herausragender Bedeutung sind. Nationale 
Naturmonumente sind wie Naturschutzgebiete zu schützen. 

 
Biosphärenreservate 
Biosphärenreservate sind einheitlich zu schützende und zu entwickelnde Gebiete, die 

1. großräumig und für bestimmte Landschaftstypen charakteristisch sind, 
2. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die Voraussetzungen eines Naturschutzgebiets, im Übrigen 

überwiegend eines Landschaftsschutzgebiets erfüllen 
3. vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch hergebrachte vielfältige 

Nutzung geprägten Landschaft und der darin historisch gewachsenen Arten- und 
Biotopvielfalt, einschließlich Wild- und früherer Kulturformen wirtschaftlich genutzter oder 
nutzbarer Tier- und Pflanzenarten, dienen und 

4. beispielhaft der Entwicklung und Erprobung von die Naturgüter besonders schonenden 
Wirtschaftsweisen dienen. 

 
Biosphärenreservate dienen, soweit es der Schutzzweck erlaubt, auch der Forschung und der 
Beobachtung von Natur und Landschaft sowie der Bildung für nachhaltige Entwicklung. Biosphärenreservate 
sind unter Berücksichtigung der durch die Großräumigkeit und Besiedlung gebotenen Ausnahmen über 
Kernzonen, Pflegezonen und Entwicklungszonen zu entwickeln und wie Naturschutzgebiete oder 
Landschaftsschutzgebiete zu schützen. Biosphärenreservate können auch als Biosphärengebiete oder 
Biosphärenregionen bezeichnet werden. 
 
Landschaftsschutzgebiete 
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Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von 
Natur und Landschaft erforderlich ist  

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebensräumen bestimmter wild 
lebender Tier- und Pflanzenarten, 

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen kulturhistorischen Bedeutung 
der Landschaft oder  

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung. 

In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter besonderer Beachtung Handlungen verboten, die den Charakter 
des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 
 
Naturparke 
Naturparke sind einheitlich zu entwickelnde und zu pflegende Gebiete, die 

1. großräumig sind, 
2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete sind, 
3. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die Erholung besonders eignen und in denen 

ein nachhaltiger Tourismus angestrebt wird 
4. nach den Erfordernissen der Raumordnung für Erholung vorgesehen sind, 
5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch vielfältige Nutzung geprägten 

Landschaft und ihrer Arten- und Biotopvielfalt dienen und in denen zu diesem Zweck eine dauerhaft 
umweltgerechte Landnutzung angestrebt wird und 

6. besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige Regionalentwicklung zu fördern. 

Naturparke sollen auch der Bildung für nachhaltige Entwicklung dienen. Naturparke sollen entsprechend 
ihren in Absatz 1 beschriebenen Zwecken unter Beachtung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege geplant, gegliedert, erschlossen und weiterentwickelt werden. 
 
Naturdenkmäler 
Naturdenkmäler sind rechtsverbindlich festgesetzte Einzelschöpfungen der Natur oder 
entsprechende Flächen bis zu fünf Hektar, deren besonderer Schutz erforderlich ist 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen oder 
2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit. 

Die Beseitigung des Naturdenkmals sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 
oder Veränderung des Naturdenkmals führen können, sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten. 
 
Geschützte Landschaftsbestandteile 
Geschützte Landschaftsbestandteile sind rechtsverbindlich festgesetzte Teile von Natur und 
Landschaft, deren besonderer Schutz erforderlich ist 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts 

2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder Landschaftsbildes 
3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen oder 
4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten. Der 

Schutz kann sich für den Bereich eines Landes oder für Teile des Landes auf den gesamten Bestand 
an Alleen, einseitigen Baumreihen, Bäumen, Hecken oder anderen Landschaftsbestandteilen 
erstrecken.  
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Die Beseitigung des geschützten Landschaftsbestandteils sowie alle Handlungen, die zu einer 
Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschützten Landschaftsbestandteils führen können, sind 
nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten. Für den Fall der Bestandsminderung kann die Verpflichtung 
zu einer angemessenen und zumutbaren Ersatzpflanzung oder zur Leistung von Ersatz in Geld vorgesehen 
werden. Vorschriften des Landesrechts über den gesetzlichen Schutz von Alleen bleiben unberührt. 
 
Gesetzlich geschützte Biotope 
Bestimmte Teile von Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als Biotope haben, werden 
gesetzlich geschützt (allgemeiner Grundsatz). 
  
Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung folgender 
Biotope führen können, sind verboten: 

1. natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer einschließlich ihrer 
Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegetation sowie ihrer 
natürlichen oder naturnahen Verlandungsbereiche, Altarme und regelmäßig überschwemmten 
Bereiche 

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsenreiche Nasswiesen, 
Quellbereiche, Binnenlandsalzstellen, 

3. offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröllhalden, Lehm- und 
Lösswände, Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, Trockenrasen, 
Schwermetallrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Standorte, 

4. Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hangschuttwälder, subalpine Lärchen- 
und Lärchen-Arvenwälder, 

5. offene Felsbildungen, Höhlen sowie naturnahe Stollen, alpine Rasen sowie Schneetälchen 
und Krummholzgebüsche, 

6. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen, Boddengewässer 
mit Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im Küstenbereich, Seegraswiesen und 
sonstige marine Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke, Schlickgründe mit bohrender 
Bodenmegafauna sowie artenreiche Kies-, Grobsand- und Schillgründe im Meeres- und 
Küstenbereich. 

7. Die Verbote gelten auch für weitere von den Ländern gesetzlich geschützte Biotope. Gilt nicht für 
genutzte Höhlen- und Stollenbereiche sowie für Maßnahmen zur Verkehrssicherung von Höhlen und 
naturnahen Stollen. 

Von den Verboten des Absatzes 2 kann auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn 
die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder 
Ergänzung von Bebauungsplänen Handlungen zu erwarten, kann auf Antrag der Gemeinde über eine 
erforderliche Ausnahme oder Befreiung von den Verboten vor der Aufstellung des Bebauungsplans 
entschieden werden. Ist eine Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung gewährt worden, bedarf es für die 
Durchführung eines im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner weiteren Ausnahme oder Befreiung, wenn mit 
der Durchführung des Vorhabens innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans 
begonnen wird. 

Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die während der Laufzeit einer vertraglichen Vereinbarung oder 
der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaftungsbeschränkung entstanden sind, gilt nicht 
für die Wiederaufnahme einer zulässigen land-, forst-,oder fischereiwirtschaftlichen Nutzung innerhalb von 
zehn Jahren nach Beendigung der betreffenden vertraglichen Vereinbarung oder der Teilnahme an den 
betreffenden öffentlichen Programmen. 

Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die auf Flächen entstanden sind, bei denen eine zulässige 
Gewinnung von Bodenschätzen eingeschränkt oder unterbrochen wurde, gilt Absatz 2 nicht für die 
Wiederaufnahme der Gewinnung innerhalb von fünf Jahren nach der Einschränkung oder Unterbrechung.  
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Die gesetzlich geschützten Biotope werden registriert und die Registrierung wird in geeigneter 
Weise öffentlich zugänglich gemacht. Die Registrierung und deren Zugänglichkeit richten sich nach 
Landesrecht. 

Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich der Bestimmungen über Ausnahmen und Befreiungen 
bleiben unberührt. 

Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope 
Aufgaben des Artenschutzes 
Die Vorschriften dieses Kapitels dienen dem Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten. Der 
Artenschutz umfasst 

1. den Schutz der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten und ihrer Lebensgemeinschaften vor 
Beeinträchtigungen durch den Menschen und die Gewährleistung ihrer sonstigen 
Lebensbedingungen 

2. den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten sowie 
3. die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wild lebender Arten in geeigneten 

Biotopen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebiets. 

Die Vorschriften des Pflanzenschutzrechts, des Tierschutzrechts, des Seuchenrechts sowie des Forst-, Jagd- 
und Fischereirechts bleiben von den Vorschriften dieses Kapitels und den auf Grund dieses 
Kapitels erlassenen Rechtsvorschriften unberührt. Soweit in jagd- oder fischereirechtlichen Vorschriften 
keine besonderen Bestimmungen zum Schutz und zur Pflege der betreffenden Arten bestehen oder erlassen 
werden, sind vorbehaltlich der Rechte der Jagdausübungs- oder Fischereiberechtigten die Vorschriften 
dieses Kapitels und die auf Grund dieses Kapitels erlassenen Rechtsvorschriften anzuwenden. 

Allgemeine Vorschriften für den Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz 
Zur Vorbereitung und Durchführung erstellen die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden des Bundes und der Länder auf der Grundlage der Beobachtungen  Schutz-, Pflege- und 
Entwicklungsziele und verwirklichen sie. Soweit dies zur Umsetzung völker- und gemeinschaftsrechtlicher 
Vorgaben oder zum Schutz von Arten, die in einer Rechtsverordnung aufgeführt sind, einschließlich 
deren Lebensstätten, erforderlich ist, ergreifen die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden des Bundes und der Länder wirksame und aufeinander abgestimmte vorbeugende 
Schutzmaßnahmen oder stellen Artenhilfsprogramme auf. Sie treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass der unbeabsichtigte Fang oder das unbeabsichtigte Töten keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf die streng geschützten Arten haben. 
 
Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen 
Es ist verboten, 

1. wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten 

2. wild lebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem Standort zu entnehmen oder zu nutzen 
oder ihre Bestände niederzuschlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten 

3. Lebensstätten wild lebender Tiere und Pflanzen ohne vernünftigen Grund zu beeinträchtigen oder 
zu zerstören. 

Vorbehaltlich jagd- oder fischereirechtlicher Bestimmungen ist es verboten, wild lebende Tiere und 
Pflanzen aus der Natur zu entnehmen. Die Länder können Ausnahmen zulassen. 
 
Jeder darf wild lebende Blumen, Gräser, Farne, Moose, Flechten, Früchte, Pilze, Tee- und Heilkräuter sowie 
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Zweige wild lebender Pflanzen aus der Natur an Stellen, die keinem Betretungsverbot unterliegen, in 
geringen Mengen für den persönlichen Bedarf pfleglich entnehmen und sich aneignen. 
 
Das gewerbsmäßige Entnehmen, Be- oder Verarbeiten wild lebender Pflanzen bedarf unbeschadet 
der Rechte der Eigentümer und sonstiger Nutzungsberechtigter der Genehmigung der für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Bestand der 
betreffenden Art am Ort der Entnahme nicht gefährdet und der Naturhaushalt nicht erheblich beeinträchtigt 
werden. Die Entnahme hat pfleglich zu erfolgen. Bei der Entscheidung über Entnahmen zu Zwecken der 
Produktion regionalen Saatguts sind die günstigen Auswirkungen auf die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu berücksichtigen. 
 
Es ist verboten, 

1. die Bodendecke auf Wiesen, Feldrainen, Hochrainen und ungenutzten Grundflächen sowie an 
Hecken und Hängen abzubrennen oder nicht land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich genutzte 
Flächen so zu behandeln, dass die Tier- oder Pflanzenwelt erheblich beeinträchtigt wird, 

2. Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten 
Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März 
bis zum 30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen; zulässig sind 
schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur 
Gesunderhaltung von Bäumen, 

3. Röhrichte in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September zurückzuschneiden; außerhalb dieser 
Zeiten dürfen Röhrichte nur in Abschnitten zurückgeschnitten werden, 

4. ständig wasserführende Gräben unter Einsatz von Grabenfräsen zu räumen, wenn dadurch 
der Naturhaushalt, insbesondere die Tierwelt erheblich beeinträchtigt wird.  

Die Verbote gelten nicht für 

1. behördlich angeordnete Maßnahmen, 
2. Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse nicht auf andere Weise oder zu anderer Zeit durchgeführt 

werden können, wenn sie 
3. a) behördlich durchgeführt werden, b) behördlich zugelassen sind oder c) der Gewährleistung der 

Verkehrssicherheit dienen 
4. nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft, 
5. zulässige Bauvorhaben, wenn nur geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der 

Baumaßnahmen beseitigt werden muss. 

Es ist verboten, Höhlen, Stollen, Erdkeller oder ähnliche Räume, die als Winterquartier von 
Fledermäusen dienen, in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. März aufzusuchen; dies gilt nicht zur 
Durchführung unaufschiebbarer und nur geringfügig störender Handlungen sowie für touristisch 
erschlossene oder stark genutzte Bereiche. Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich der 
Bestimmungen über Ausnahmen und Befreiungen bleiben unberührt. 

Ausbringen von Pflanzen und Tieren 
Das Ausbringen von Pflanzen in der freien Natur, deren Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht 
oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt, sowie von Tieren bedarf der Genehmigung 
der zuständigen Behörde. Dies gilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen, wenn sie ihren genetischen 
Ursprung in dem betreffenden Gebiet haben. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn eine Gefährdung von 
Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten nicht auszuschließen ist. Von dem Erfordernis einer 
Genehmigung sind ausgenommen  

1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und Forstwirtschaft, 
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2. der Einsatz von Tieren zum Zweck des biologischen Pflanzenschutzes a) der Arten, die in dem 
betreffenden Gebiet in freier Natur in den letzten 100 Jahren vorkommen oder vorkamen, b) anderer 
Arten, sofern der Einsatz einer pflanzenschutzrechtlichen Genehmigung bedarf, bei der die Belange 
des Artenschutzes berücksichtigt sind 

3. das Ansiedeln von Tieren, die dem Jagd- oder Fischereirecht unterliegen, sofern die Art in dem 
betreffenden Gebiet in freier Natur in den letzten 100 Jahren vorkommt oder vorkam, 

4. das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut außerhalb ihrer Vorkommensgebiete bis einschließlich 1. 
März 2020; bis zu diesem Zeitpunkt sollen in der freien Natur Gehölze und Saatgut vorzugsweise nur 
innerhalb ihrer Vorkommensgebiete ausgebracht werden.  

Genehmigungen bei im Inland noch nicht vorkommenden Arten werden vom Bundesamt für Naturschutz 
erteilt. Die zuständige Behörde kann anordnen, dass ungenehmigt ausgebrachte Tiere und Pflanzen oder 
sich unbeabsichtigt in der freien Natur ausbreitende Pflanzen sowie dorthin entkommene Tiere beseitigt 
werden, soweit es zur Abwehr einer Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten erforderlich ist. 

Maßnahmen gegen invasive Arten 
Die zuständigen Behörden treffen nach pflichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall erforderlichen und 
verhältnismäßigen Maßnahmen, um 

1. sicherzustellen, dass die Vorschriften dieses Kapitels und der auf ihrer Grundlage erlassenen 
Rechtsvorschriften in Bezug auf invasive Arten eingehalten werden und 

2. um die Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu verhindern oder zu minimieren. Soweit 
in der freien Natur invasive und entweder dem Jagdrecht unterliegende oder andere Arten betreffen, 
bei denen die Maßnahmen im Rahmen des Jagdschutzes durchgeführt werden können, werden sie 
im Einvernehmen mit den nach Landesrecht für Jagd zuständigen Behörden unbeschadet des 
fortbestehenden Jagdrechts nach Bundesjagdgesetzes festgelegt. Maßnahmen mit jagdlichen 
Mitteln sind im Einvernehmen mit den Jagdausübungsberechtigten, Maßnahmen ohne Einsatz 
jagdlicher Mittel mit Rücksicht auf deren berechtigte Interessen durchzuführen. Soweit Maßnahmen 
in der freien Natur dem Fischereirecht unterliegende invasive Arten betreffen, werden sie im 
Einvernehmen mit den nach Landesrecht für Fischerei zuständigen Behörden 
festgelegt. Maßnahmen mit fischereilichen Mitteln sind im Einvernehmen mit dem 
Fischereiausübungsberechtigten, Maßnahmen ohne Einsatz fischereilicher Mittel mit Rücksicht auf 
deren berechtigte Interessen durchzuführen. Bei Gefahr im Verzug bedarf es des Einvernehmens 
nicht. 

Liegen Anhaltspunkte für das Vorhandensein einer invasiven Art vor, sind Eigentümer und Inhaber 
der tatsächlichen Gewalt verpflichtet, eine Untersuchung von Gegenständen, Substraten, Transportmitteln, 
Anlagen, Grundstücken, Gebäuden oder Räumen im Hinblick auf das Vorhandensein invasiver Arten zu 
dulden. 

Die zuständige Behörde kann gegenüber demjenigen, der die Ausbringung, die Ausbreitung oder 
das Entkommen von invasiven Arten verursacht hat, deren Beseitigung und dafür bestimmte Verfahren 
anordnen, soweit dies zur Abwehr einer Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten erforderlich ist. 
Eigentümer von Grundstücken und anderen genannten Sachen sowie der Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt sind verpflichtet, Maßnahmen der zuständigen Behörde zur Beseitigung oder Verhinderung einer 
Ausbreitung invasiver Arten zu dulden. 

Die zuständige Behörde kann Exemplare invasiver Arten beseitigen oder durch Beauftragte beseitigen 
lassen, wenn eine Beseitigung nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. Die durch die Maßnahme 
entstehenden Kosten können auferlegt werden. 
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Die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung einer Verbreitung invasiver Arten durch 
Seeschiffe richten sich nach dem Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschifffahrt 
sowie den auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften. 

Nachweispflicht und Einziehung bei invasiven Arten 
Wer Exemplare einer invasiven Art besitzt oder die tatsächliche Gewalt darüber ausübt, kann sich 
gegenüber den zuständigen Behörden auf eine Berechtigung hierzu nur berufen, wenn er diese 
Berechtigung auf Verlangen nachweist. 

Genehmigungen 
Abweichend von den Verboten bedürfen die Forschung an und Ex-situ-Erhaltung von invasiven Arten einer 
Genehmigung durch die zuständige Behörde. 

Managementmaßnahmen 
Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden legen Managementmaßnahmen fest. Sie 
stimmen die Maßnahmen sowohl untereinander als auch, soweit erforderlich, mit den zuständigen 
Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union ab. Die Abstimmung mit Behörden anderer 
Mitgliedstaaten erfolgt im Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit. 

Soweit die Managementmaßnahmen invasive und entweder dem Jagdrecht unterliegende oder andere 
Arten betreffen, bei denen die Maßnahmen im Rahmen des Jagdschutzes durchgeführt werden können, 
werden sie im Einvernehmen mit den nach Landesrecht für Jagd zuständigen Behörden unbeschadet des 
fortbestehenden Jagdrechts nach Bundesjagdgesetzes festgelegt; soweit dem Fischereirecht 
unterliegende invasive Arten betroffen sind, im Einvernehmen mit den nach Landesrecht für Fischerei 
zuständigen Behörden. 

Zoos 
Zoos sind dauerhafte Einrichtungen, in denen lebende Tiere wild lebender Arten zwecks 
Zurschaustellung während eines Zeitraumes von mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten werden. Nicht 
als Zoo gelten  

1. Zirkusse, 
2. Tierhandlungen und 
3. Gehege zur Haltung von nicht mehr als fünf Arten von Schalenwild, das im Bundesjagdgesetz 

aufgeführt ist, oder Einrichtungen, in denen nicht mehr als 20 Tiere anderer wild lebender Arten 
gehalten werden.  

Die Errichtung, Erweiterung, wesentliche Änderung und der Betrieb eines Zoos bedürfen der 
Genehmigung. Die Genehmigung bezieht sich auf eine bestimmte Anlage, bestimmte Betreiber, auf eine 
bestimmte Anzahl an Individuen einer jeden Tierart sowie auf eine bestimmte Betriebsart.  
 
Zoos sind so zu errichten und zu betreiben, dass 

1. bei der Haltung der Tiere den biologischen und den Erhaltungsbedürfnissen der jeweiligen Art 
Rechnung getragen wird, insbesondere die jeweiligen Gehege nach Lage, Größe und Gestaltung und 
innerer Einrichtung art- und tiergerecht ausgestaltet sind 

2. die Pflege der Tiere auf der Grundlage eines dem Stand der guten veterinärmedizinischen 
Praxis entsprechenden schriftlichen Programms zur tiermedizinischen Vorbeugung und Behandlung 
sowie zur Ernährung erfolgt 

3. dem Eindringen von Schadorganismen sowie dem Entweichen der Tiere vorgebeugt wird 
4. die Vorschriften des Tier- und Artenschutzes beachtet werden 
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5. ein Register über den Tierbestand des Zoos in einer den verzeichneten Arten jeweils angemessenen 
Form geführt und stets auf dem neuesten Stand gehalten wird 

6. die Aufklärung und das Bewusstsein der Öffentlichkeit in Bezug auf den Erhalt der biologischen 
Vielfalt gefördert wird, insbesondere durch Informationen über die zur Schau gestellten Arten und 
ihre natürlichen Biotope 

7. sich der Zoo beteiligt an a) Forschungen, die zur Erhaltung der Arten beitragen, einschließlich des 
Austausches von Informationen über die Arterhaltung, oder b) der Aufzucht in Gefangenschaft, der 
Bestandserneuerung und der Wiederansiedlung von Arten in ihren Biotopen oder c) der Ausbildung 
in erhaltungsspezifischen Kenntnissen und Fähigkeiten. 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die genannten Pflichten erfüllt werden können 
und die nach diesem Kapitel erforderlichen Nachweise vorliegen, sowie keine Tatsachen vorliegen, aus 
denen sich Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des Betreibers sowie der für die Leitung des Zoos 
verantwortlichen Personen ergeben sowie andere öffentlich-rechtliche Vorschriften der Errichtung und dem 
Betrieb des Zoos nicht entgegenstehen. 

Tiergehege 
Tiergehege sind dauerhafte Einrichtungen, in denen Tiere wild lebender Arten außerhalb von Wohn- 
und Geschäftsgebäuden während eines Zeitraums von mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten werden 
und die kein Zoo sind.  
Tiergehege sind so zu errichten und zu betreiben, dass 

1. die sich ergebenden Anforderungen eingehalten werden, 
2. weder der Naturhaushalt noch das Landschaftsbild beeinträchtigt werden und 
3. das Betreten von Wald und Flur sowie der Zugang zu Gewässern nicht in unangemessener 

Weise eingeschränkt wird. 

Die Errichtung, Erweiterung, wesentliche Änderung und der Betrieb eines Tiergeheges sind der 
zuständigen Behörde mindestens einen Monat im Voraus anzuzeigen. Diese kann die erforderlichen 
Anordnungen treffen, um die Einhaltung der sich ergebenden Anforderungen sicherzustellen. Sie kann die 
Beseitigung eines Tiergeheges anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt 
werden können.  
 
Die Länder können bestimmen, dass die Anforderungen nicht gelten für Gehege, 

1. die unter staatlicher Aufsicht stehen, 
2. die nur für kurze Zeit aufgestellt werden oder eine geringe Fläche beanspruchen oder 
3. in denen nur eine geringe Anzahl an Tieren oder Tiere mit geringen Anforderungen an ihre Haltung 

gehalten werden. 

 
Besonderer Artenschutz 
Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten  
Es ist verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu 
stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population einer Art verschlechtert 



46 
 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 

Es ist ferner verboten, 

1. Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen, in Besitz 
oder Gewahrsam zu haben oder zu be- oder verarbeiten  

2. Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten a) zu verkaufen, zu kaufen, zum Verkauf oder 
Kauf anzubieten, zum Verkauf vorrätig zu halten oder zu befördern, zu tauschen oder entgeltlich zum 
Gebrauch oder zur Nutzung zu überlassen, b) zu kommerziellen Zwecken zu erwerben, zur Schau zu 
stellen oder auf andere Weise zu verwenden. 

Die Besitz- und Vermarktungsverbote gelten auch für Waren im Sinne des Anhangs der Richtlinie 
83/129/ EWG, die entgegen den Artikeln 1 und 3 dieser Richtlinie nach dem 30. September 1983 in die 
Gemeinschaft gelangt sind. 

Umgang mit dem Wolf 
Das Füttern und Anlocken mit Futter von wildlebenden Exemplaren der Art Wolf (Canis lupus) ist 
verboten. Ausgenommen sind Maßnahmen der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde. 
Mit der Maßgabe, dass, wenn Schäden bei Nutztierrissen keinem bestimmten Wolf eines Rudels zugeordnet 
worden sind, der Abschuss von einzelnen Mitgliedern des Wolfsrudels in engem räumlichem und zeitlichem 
Zusammenhang mit bereits eingetretenen Rissereignissen auch ohne Zuordnung der Schäden zu einem 
bestimmten Einzeltier bis zum Ausbleiben von Schäden fortgeführt werden darf. Ernste wirtschaftliche 
Schäden können auch drohen, wenn ein Wolf nicht landwirtschaftlich gehaltene Weidetiere reißt, soweit 
diese durch zumutbare Herdenschutzmaßnahmen geschützt waren. Die Möglichkeit des Abschusses weiterer 
Wölfe gilt auch für Entnahmen im Interesse der Gesundheit des Menschen. 
Vorkommen von Hybriden zwischen Wolf und Hund (Wolfshybriden) in der freien Natur sind durch die 
für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde zu entnehmen. 
Bei der Bestimmung von geeigneten Personen, die eine Entnahme von Wölfen nach Erteilung einer 
Ausnahme, durchführen, berücksichtigt die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde nach 
Möglichkeit die Jagdausübungsberechtigten, soweit diese ihr Einverständnis hierzu erteilen. Erfolgt die 
Entnahme nicht durch die Jagdausübungsberechtigten, sind die Maßnahmen zur Durchführung der 
Entnahme durch die Jagdausübungsberechtigten zu dulden. Die Jagdausübungsberechtigten sind in 
geeigneter Weise vor Beginn über Maßnahmen zur Entnahme zu benachrichtigen; ihnen ist nach Möglichkeit 
Gelegenheit zur Unterstützung bei der Durchführung der Entnahme zu geben. Bei Gefahr im Verzug bedarf 
es der vorherigen Benachrichtigung nach nicht. 

 

Erholung in Natur und Landschaft 
Das Betreten der freien Landschaft auf Straßen und Wegen sowie auf ungenutzten Grundflächen zum Zweck 
der Erholung ist allen gestattet (allgemeiner Grundsatz). Das Betreten des Waldes richtet sich nach dem 
Bundeswaldgesetz und den Waldgesetzen der Länder sowie im Übrigen nach dem sonstigen Landesrecht. Es 
kann insbesondere andere Benutzungsarten ganz oder teilweise dem Betreten gleichstellen sowie das 
Betreten aus wichtigen Gründen, insbesondere aus solchen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
des Feldschutzes und der land- und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung, zum Schutz der 
Erholungsuchenden, zur Vermeidung erheblicher Schäden oder zur Wahrung anderer schutzwürdiger 
Interessen des Grundstücksbesitzers einschränken. 
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Das Betreten der freien Landschaft erfolgt auf eigene Gefahr. Durch die Betretungsbefugnis werden keine 
zusätzlichen Sorgfalts- oder Verkehrssicherungspflichten begründet. Es besteht insbesondere keine Haftung 
für typische, sich aus der Natur ergebende Gefahren. 

Bußgeld- und Strafvorschriften 

 Ordnungswidrig handelt, 
 wer wissentlich ein wild lebendes Tier beunruhigt.  
 einem wild lebenden Tier nachstellt, es fängt oder verletzt oder seine Entwicklungsformen aus der 
 Natur entnimmt oder beschädigt 
 ein wild lebendes Tier tötet oder seine Entwicklungsformen zerstört 
 ein wild lebendes Tier erheblich stört, eine Fortpflanzungs- oder Ruhestätte aus der Natur entnimmt, 
 beschädigt oder zerstört 
 eine wild lebende Pflanze oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur entnimmt oder sie oder ihren 

Standort beschädigt 
 eine wild lebende Pflanze oder ihre Entwicklungsformen zerstört 
 ein Tier oder eine Pflanze einer besonders geschützten Art 
 eine Ware im Sinne des Anhangs der Richtlinie 83/129/EWG in Besitz oder Gewahrsam nimmt, in 

Besitz oder Gewahrsam hat oder be- oder verarbeitet und erkennt oder fahrlässig nicht erkennt, dass 
sich die Handlung auf ein Tier oder eine Pflanze einer genannte Ware bezieht 

 ein wildlebendes Exemplar der Art Wolf (Canis lupus) füttert oder mit Futter anlockt 
 wer vorsätzlich oder fahrlässig ohne Genehmigung einen Eingriff in Natur und Landschaft vornimmt 
 einer vollziehbaren Anordnung 
 Biotop zerstört oder sonst erheblich beeinträchtigt 
 wild lebendes Tier ohne vernünftigen Grund fängt, verletzt oder tötet 
 wild lebende Pflanze ohne vernünftigen Grund entnimmt, nutzt oder ihre Bestände niederschlägt 

oder auf sonstige Weise verwüstet 
 eine Lebensstätte wild lebender Tiere oder Pflanzen ohne vernünftigen Grund erheblich 

beeinträchtigt oder zerstört 
 die Bodendecke abbrennt oder eine genannte Fläche behandelt 
 einen Baum eine Hecke, einen lebenden Zaun, ein Gebüsch oder ein anderes Gehölz abschneidet, 

auf den Stock setzt oder beseitigt 
 Röhricht zurückschneidet 
 dort genannten Graben räumt 
 eine Höhle, einen Stollen, einen Erdkeller oder einen ähnlichen Raum aufsucht 
 ein Tier, eine Pflanze oder eine Ware verkauft, kauft, zum Verkauf oder Kauf anbietet, zum Verkauf 

vorrätig hält oder befördert, tauscht oder entgeltlich zum Gebrauch oder zur Nutzung überlässt, zu 
kommerziellen Zwecken erwirbt, zur Schau stellt oder auf andere Weise verwendet, 

 ein Tier oder eine Pflanze nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig zur Ein- oder Ausfuhr anmeldet 
oder nicht oder nicht rechtzeitig vorführt, 

 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht 
 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
 eine beauftragte Person nicht unterstützt oder eine geschäftliche Unterlage nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt 
 einem Gewässer eine bauliche Anlage errichtet oder wesentlich ändert oder 
 einer Rechtsverordnung nach einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen 

Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist 
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 wer gegen die Verordnung zum Verbot von Tellereisen in der Gemeinschaft und der Einfuhr von 
Pelzen und Waren von bestimmten Wildtierarten aus Ländern, die Tellereisen oder den 
internationalen humanen Fangnormen nicht entsprechende Fangmethoden anwenden, verstößt, 

 indem er vorsätzlich oder fahrlässig ein Tellereisen verwendet oder 
 einen Pelz einer dort genannten Tierart oder eine dort genannte Ware in die Gemeinschaft verbringt 
 wer ein Exemplar einer invasiven Art nach einem Durchführungsrechtsakt verbringt, hält, züchtet, 

befördert, in Verkehr bringt, verwendet, tauscht, zur Fortpflanzung, Aufzucht oder Veredelung bringt 
oder in die Umwelt freisetzt 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. Die Länder können gesetzlich bestimmen, dass weitere 
rechtswidrige und vorwerfbare Handlungen, die gegen Vorschriften dieses Gesetzes oder Rechtsvorschriften 
verstoßen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen worden sind oder fortgelten, als Ordnungswidrigkeiten 
geahndet werden können. 

Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine bezeichnete vorsätzliche 
Handlung begeht, die sich auf ein Tier oder eine Pflanze einer streng geschützten Artbezieht. 

Wer die Tat gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begeht, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

Erkennt der Täter fahrlässig nicht, dass sich die Handlung auf ein Tier oder eine Pflanze einer dort genannten 
Art bezieht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

Handelt der Täter in den Fällen leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

Die Tat ist nicht strafbar, wenn die Handlung eine unerhebliche Menge der Exemplare betrifft und 
unerhebliche Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der Art hat. 

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wildlebenden Vogelarten, tötet 
oder seine Entwicklungsformen zerstört, aus der Natur entnimmt, ein Tier oder eine Pflanze in Besitz oder 
Gewahrsam nimmt, in Besitz oder Gewahrsam hat oder be- oder verarbeitet, das oder die a) einer streng 
geschützten Art angehört, bezeichnete vorsätzliche Handlung gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begeht. 

Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 
Die Bundesartenschutzverordnung bestimmt, welche Tiere und Pflanzen unter besonderen bzw. strengen 
Schutz gestellt werden. Außerdem wird hier geregelt wie wie diese ggfs. zu halten oder zu kennzeichnen 
sind.  
In den Anhanglisten der Bundesartenschutzverordnung sind alle Tiere und Pflanzen einzeln aufgeführt. 
Für den Jäger sind einige Tiere interessant, bzw. die dem Jagdrecht unterliegen, wie Fischotter, Wildkatze, 
Luchs, Großtrappe, Knäkente, Moorente und alle Greifvögel. 
Auch wenn diese nicht direkt in der BArtschV aufgeführt sind, regeln sich diese Arten in internationalem 
Recht bzw. EU Verordnungen. Die Regelungen zu diesen Arten sind ähnlich der BwildSchV. 
Bär und Wolf sind nicht in dieser Verordnung, die sind geschützt durch: 

 Internationales Recht 
 Washingtoner Arten Abkommen  
 Berner Abkommen 
 EU Recht 
 BNatSchG 
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Tierschutzgesetz 
Grundsatz 
Zweck dieses Gesetzes ist es, aus der Verantwortung des Menschen für das Tier als Mitgeschöpf dessen 
Leben und Wohlbefinden zu schützen. Niemand darf einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmerzen, Leiden 
oder Schäden zufügen. 
 
Tierhaltung 
Wer ein Tier hält, betreut oder zu betreuen hat, 

 muss das Tier seiner Art und seinen Bedürfnissen entsprechend angemessen ernähren, pflegen 
und verhaltensgerecht unterbringen 

 darf die Möglichkeit des Tieres zu artgemäßer Bewegung nicht so einschränken, dass ihm Schmerzen 
oder vermeidbare Leiden oder Schäden zugefügt werden 

 muss über die für eine angemessene Ernährung, Pflege und verhaltensgerechte Unterbringung des 
Tieres 

 erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. 

Tierschutz-Hundeverordnung 
Diese Verordnung gilt für das Halten und Züchten von Hunden (Canis lupus f. familiaris). 
Die Vorschriften dieser Verordnung sind nicht anzuwenden  

 während des Transportes, 
 während einer tierärztlichen Behandlung, soweit nach dem Urteil des Tierarztes im Einzelfall 

andere Anforderungen an die Haltung notwendig sind 
 bei einer Haltung zu Versuchszwecken im Sinne des § 7 Absatz 2 des Tierschutzgesetzes, soweit für 

den verfolgten wissenschaftlichen Zweck andere Anforderungen an die Haltung unerlässlich sind. 

Allgemeine Anforderungen an das Halten 
Einem Hund ist ausreichend Auslauf im Freien außerhalb eines Zwingers oder einer Anbindehaltung 
sowie ausreichend Umgang mit der Person, die den Hund hält, betreut oder zu betreuen hat 
(Betreuungsperson), zu gewähren. Auslauf und Sozialkontakte sind der Rasse, dem Alter und dem 
Gesundheitszustand des Hundes anzupassen. 
Wer mehrere Hunde auf demselben Grundstück hält, hat sie grundsätzlich in der Gruppe zu halten, 
sofern andere Rechtsvorschriften dem nicht entgegenstehen. Von der Gruppenhaltung kann abgesehen 
werden, wenn dies wegen der Art der Verwendung, dem Verhalten oder dem Gesundheitszustand des 
Hundes erforderlich ist. Nicht aneinander gewöhnte Hunde dürfen nur unter Aufsicht zusammengeführt 
werden. 
Einem einzeln gehaltenen Hund ist täglich mehrmals die Möglichkeit zum länger dauernden Umgang 
mit Betreuungspersonen zu gewähren, um das Gemeinschaftsbedürfnis des Hundes zu befriedigen. 
Ein Welpe darf erst im Alter von über acht Wochen vom Muttertier getrennt werden. Gilt nicht, wenn die 
Trennung nach tierärztlichem Urteil zum Schutz des Muttertieres oder des Welpen vor Schmerzen, Leiden 
oder Schäden erforderlich ist. Ist nach eine vorzeitige Trennung mehrerer Welpen vom 
Muttertier erforderlich, sollen diese bis zu einem Alter von acht Wochen nicht voneinander getrennt 
werden.  
 
Anforderungen an die Betreuung bei gewerbsmäßigem Züchten 
Wer gewerbsmäßig mit Hunden züchtet, muss sicherstellen, dass für jeweils bis zu zehn Zuchthunde und 
ihre Welpen eine Betreuungsperson zur Verfügung steht, die die dafür notwendigen Kenntnisse und 
Fähigkeiten gegenüber der zuständigen Behörde nachgewiesen hat. 
 
Anforderungen an das Halten im Freien 
Wer einen Hund im Freien hält, hat dafür zu sorgen, dass dem Hund  
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1. eine Schutzhütte, die den Anforderungen des entspricht, und 
2. außerhalb der Schutzhütte ein witterungsgeschützter, schattiger Liegeplatz mit wärmegedämmtem 

Boden zur Verfügung stehen. Während der Tätigkeiten, für die ein Hund ausgebildet wurde oder 
wird, hat die Betreuungsperson dafür zu sorgen, dass dem Hund während der Ruhezeiten ein 
witterungsgeschützter und wärmegedämmter Liegeplatz zur Verfügung steht. 

Die Schutzhütte muss aus wärmedämmendem und gesundheitsunschädlichem Material hergestellt und 
so beschaffen sein, dass der Hund sich daran nicht verletzen und trocken liegen kann. Sie muss so bemessen 
sein, dass der Hund 

1. sich darin verhaltensgerecht bewegen und hinlegen und 
2. den Innenraum mit seiner Körperwärme warm halten kann, sofern die Schutzhütte nicht beheizbar 

ist. 

Anforderungen an das Halten in Räumen 
Ein Hund darf nur in Räumen gehalten werden, bei denen der Einfall von natürlichem Tageslicht sichergestellt 
ist. Die Fläche der Öffnungen für das Tageslicht muss bei der Haltung in Räumen, die nach ihrer 
Zweckbestimmung nicht dem Aufenthalt von Menschen dienen, grundsätzlich mindestens ein Achtel 
der Bodenfläche betragen. Gilt nicht, wenn dem Hund ständig ein Auslauf ins Freie zur Verfügung steht. 
Bei geringem Tageslichteinfall sind die Räume entsprechend dem natürlichen Tag-Nacht-Rhythmus zusätzlich 
zu beleuchten. In den Räumen muss eine ausreichende Frischluftversorgung sichergestellt sein.  
 
Ein Hund darf in Räumen, die nach ihrer Zweckbestimmung nicht dem Aufenthalt von Menschen dienen, 
nur dann gehalten werden, wenn die benutzbare Bodenfläche den Anforderungen wie später beschrieben 
entspricht. 
 
Ein Hund darf in nicht beheizbaren Räumen nur gehalten werden, wenn  

1. diese mit einer Schutzhütte 
2. oder einem trockenen Liegeplatz, der ausreichend Schutz vor Luftzug und Kälte bietet, ausgestattet 

sind 
3. außerhalb der Schutzhütte ein wärmegedämmter Liegebereich zur Verfügung steht 

 
Anforderungen an die Zwingerhaltung 
Ein Hund darf in einem Zwinger nur gehalten werden, der den Anforderungen entspricht. 
In einem Zwinger muss 

1. dem Hund entsprechend seiner Widerristhöhe folgende uneingeschränkt benutzbare Bodenfläche 
zur Verfügung stehen, wobei die Länge jeder Seite mindestens der doppelten Körperlänge des 
Hundes entsprechen muss und keine Seite kürzer als zwei Meter sein darf: Widerristhöhe bis 50- 65- 
über 65 cm Bodenfläche mindestens qm 6 - 8 - über 10 

2. für jeden weiteren in demselben Zwinger gehaltenen Hund sowie für jede Hündin mit Welpen 
zusätzlich die Hälfte der für einen Hund nach Nummer 1 vorgeschriebenen Bodenfläche zur 
Verfügung stehen 

3. die Höhe der Einfriedung so bemessen sein, dass der aufgerichtete Hund mit den Vorderpfoten die 
obere Begrenzung nicht erreicht. 

Abweichend muss für einen Hund, der regelmäßig an mindestens fünf Tagen in der Woche 
den überwiegenden Teil des Tages außerhalb des Zwingers verbringt, die uneingeschränkt benutzbare 
Zwingerfläche mindestens sechs Quadratmeter betragen.  
Die Einfriedung des Zwingers muss aus gesundheitsunschädlichem Material bestehen und so beschaffen sein, 
dass der Hund sie nicht überwinden und sich nicht daran verletzen kann. Der Boden muss trittsicher und so 
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beschaffen sein, dass er keine Verletzungen oder Schmerzen verursacht und leicht sauber und trocken 
zu halten ist. Trennvorrichtungen müssen so beschaffen sein, dass sich die Hunde nicht gegenseitig beißen 
können. Mindestens eine Seite des Zwingers muss dem Hund freie Sicht nach außen ermöglichen. Befindet 
sich der Zwinger in einem Gebäude, muss für den Hund der freie Blick aus dem Gebäude heraus gewährleistet 
sein.  
In einem Zwinger dürfen bis zu einer Höhe, die der aufgerichtete Hund mit den Vorderpfoten erreichen 
kann, keine Strom führenden Vorrichtungen, mit denen der Hund in Berührung kommen kann, oder 
Vorrichtungen, die elektrische Impulse aussenden, vorhanden sein.  
Werden mehrere Hunde auf einem Grundstück einzeln in Zwingern gehalten, so sollen die Zwinger 
so angeordnet sein, dass die Hunde Sichtkontakt zu anderen Hunden haben.  
 
Hunde dürfen in einem Zwinger nicht angebunden gehalten werden. 
 
Anforderungen an die Anbindehaltung (kommt für Jagdhunde nicht in Frage) 
Bei Begleitung einer Betreuungsperson während der Tätigkeiten, für die der Hund ausgebildet wurde 
oder wird, kann er abweichend an einer mindestens drei Meter langen Anbindung angebunden werden. 
Die Anbindung ist verboten bei 

 einem Hund bis zu einem Alter von zwölf Monaten, 
 einer tragenden Hündin im letzten Drittel der Trächtigkeit, 
 einer säugenden Hündin, 
 einem kranken Hund, wenn ihm dadurch Schmerzen, Leiden oder Schäden zugefügt würden. 

Fütterung und Pflege 
Die Betreuungsperson hat dafür zu sorgen, dass dem Hund in seinem gewöhnlichen 
Aufenthaltsbereich jederzeit Wasser in ausreichender Menge und Qualität zur Verfügung steht. Sie hat den 
Hund mit artgemäßem Futter in ausreichender Menge und Qualität zu versorgen. 

 Die Betreuungsperson hat  
 den Hund unter Berücksichtigung des der Rasse entsprechendem Bedarfs regelmäßig zu pflegen und 

für seine Gesundheit Sorge zu tragen 
 die Unterbringung mindestens einmal täglich und die Anbindevorrichtung mindestens zweimal 

täglich zu überprüfen und Mängel unverzüglich abzustellen 
 für ausreichende Frischluft und angemessene Lufttemperaturen zu sorgen, wenn ein Hund ohne 

Aufsicht in einem Fahrzeug verbleibt 
 den Aufenthaltsbereich des Hundes sauber und ungezieferfrei zu halten; Kot ist täglich zu entfernen.  

Ausnahmen für das vorübergehende Halten 
Die zuständige Behörde kann von den Vorschriften für das vorübergehende Halten von Hunden in 
Einrichtungen, die Fundhunde oder durch Behörden eingezogene Hunde aufnehmen, befristete Ausnahmen 
zulassen, wenn sonst die weitere Aufnahme solcher Hunde gefährdet ist. 

Ausstellungsverbot 
Es ist verboten, Hunde, bei denen Körperteile, insbesondere Ohren oder Rute, tierschutzwidrig 
vollständig oder teilweise amputiert wurden, auszustellen oder Ausstellungen solcher Hunde zu 
veranstalten. Das Ausstellungsverbot gilt nicht, sofern der Eingriff vor dem 1. September 2001 und 
in Übereinstimmung mit den Vorschriften des Tierschutzgesetzes in der zum Zeitpunkt des Eingriffs 
geltenden Fassung vorgenommen wurde. 
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Waffenrecht 
Allgemeines 
Das Waffengesetz (WaffG) regelt den Umgang mit Waffen im Rahmen des deutschen Waffenrechts. Hierzu 
gehören der Erwerb, die Lagerung, der Handel, der Besitz und die Instandsetzung von Waffen, insbesondere 
von Klingen- und Schusswaffen sowie Munition. Auch definiert es verbotene Waffen (z. B. Würgehölzer, 
Springmesser oder Schlagringe) und verbietet deren Besitz und Inverkehrbringen. International gilt das 
deutsche Waffengesetz als eines der strengsten. Für den Jäger gehört die Waffe mit zu dem wichtigsten 
Werkzeug und nicht nur der Umgang und die Technik sollten gut bekannt sein, sondern eben auch die 
rechtliche Situation. Dieses Gesetz regelt den Umgang mit Waffen oder Munition unter Berücksichtigung der 
Belange der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

Waffen sind Schusswaffen oder ihnen gleichgestellte Gegenstände und tragbare Gegenstände, 

 die ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, die Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von Menschen 
zu beseitigen oder herabzusetzen, insbesondere Hieb- und Stoßwaffen 

 die, ohne dazu bestimmt zu sein, insbesondere wegen ihrer Beschaffenheit, Handhabung 
oder Wirkungsweise geeignet sind, die Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von Menschen zu beseitigen 
oder herabzusetzen, und die in diesem Gesetz genannt sind. 

 Umgang mit einer Waffe oder Munition hat, wer diese erwirbt, besitzt, überlässt, führt, verbringt, 
mitnimmt, damit schießt, herstellt, bearbeitet, instand setzt oder damit Handel treibt. Umgang mit einer 
Schusswaffe hat auch, wer diese unbrauchbar macht. Die Begriffe der Waffen und Munition sowie die 
Einstufung von Gegenständen als Waffen, die Begriffe der Arten des Umgangs und sonstige waffenrechtliche 
Begriffe sind im Gesetz näher geregelt. 

Gesetzliche Grundbegriffe 
Was sind Feuerwaffen? 

Zu den Feuer- oder Schusswaffen zählen die Langwaffen (Gewehre mit einer Gesamtlänge von mehr als 60 
cm) wie Flinten, Büchsen und kombinierte Waffen sowie die Kurzwaffen (Pistole und Revolver). 
 
Wer erwirbt eine Waffe? 

Eine Waffe oder Munition erwirbt, wer die tatsächliche Gewalt darüber erlangt. 

Wer besitzt eine Waffe? 

Eine Waffe oder Munition besitzt, wer die tatsächliche Gewalt darüber ausübt. 

Wer überlässt eine Waffe? 

Eine Waffe oder Munition überlässt, wer die tatsächliche Gewalt darüber einem anderen einräumt. 
 
Wer führt eine Waffe? 

Eine Waffe führt, wer die tatsächliche Gewalt darüber außerhalb der eigenen Wohnung, Geschäftsräume 
oder des eigenen befriedeten Besitztums ausübt. 

Wer verbringt eine Waffe? 

Eine Waffe oder Munition verbringt, wer diese Waffe über die Grenze zum dortigen Verbleib oder mit Ziel 
des Besitzwechsels in den, durch den oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes zu einer anderen Person 
oder zu sich selbst transportieren lässt oder selbst transportiert. 

Wer nimmt eine Waffe im waffenrechtlichen Sinne mit? 
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Eine Waffe oder Munition nimmt mit, wer diese Waffe und Munition vorübergehend auf einer Reise ohne 
Aufgabe des Besitzes zur Verwendung den, durch den oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes bringt. 
 
Wer schießt mit einer Waffe? 

Wer mit einer Schusswaffe Geschosse durch den Lauf verschießt, Kartuschenmunition abschießt mit 
Patronen- oder Kartuschenmunition, Reiz  oder andere Wirkstoffe verschießt oder pyrotechnische Munition 
verschießt. 

 

Kauf, Besitz und Umgang mit Waffen und Munition 
Grundsätze des Umgangs mit Waffen oder Munition 
Der Umgang mit Waffen oder Munition im Sinne des Waffengesetzt bedarf der Erlaubnis. Eine solche 
Erlaubnis ist an Voraussetzungen geknüpft: 

 das 18. Lebensjahr vollendet hat (§ 2 Abs. 1), 
 die erforderliche Zuverlässigkeit (§ 5) und persönliche Eignung (§ 6) besitzt, 
 die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat (§ 7), 
 ein Bedürfnis nachgewiesen hat (§ 8) und 
 Die zuständige Behörde hat die Inhaber von waffenrechtlichen Erlaubnissen in regelmäßigen 

Abständen, mindestens jedoch nach Ablauf von drei Jahren, erneut auf ihre Zuverlässigkeit und ihre 
persönliche Eignung zu prüfen. 

 Die zuständige Behörde hat das Fortbestehen des Bedürfnisses bei Inhabern einer 
waffenrechtlichen Erlaubnis alle fünf Jahre erneut zu überprüfen. 

 Zur Erforschung des Sachverhalts kann die zuständige Behörde in begründeten Einzelfällen das 
persönliche Erscheinen des Antragstellers oder des Erlaubnisinhabers verlangen. 

Zuverlässigkeit 
Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen Personen nicht, 

 die rechtskräftig verurteilt worden sind 
 wegen eines Verbrechens oder wegen sonstiger vorsätzlicher Straftaten zu einer Freiheitsstrafe von 

mindestens einem Jahr, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung zehn Jahre 
noch nicht verstrichen sind,  

 bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie a) Waffen oder Munition missbräuchlich 
oder leichtfertig verwenden werden, b) mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig oder sachgemäß 
umgehen oder diese Gegenstände nicht sorgfältig verwahren werden, c) Waffen oder Munition 
Personen überlassen werden, die zur Ausübung der tatsächlichen Gewalt über diese Gegenstände 
nicht berechtigt sind. 

 die a)  wegen einer vorsätzlichen Straftat, b) die wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammenhang 
mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder explosionsgefährlichen Stoffen oder wegen einer 
fahrlässigen gemeingefährlichen Straftat, c) die wegen einer Straftat nach dem Waffengesetz, dem 
Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen, dem Sprengstoffgesetz oder dem Bundesjagdgesetz zu 
einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens 
zweimal zu einer geringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind oder bei denen die 
Verhängung von Jugendstrafe ausgesetzt worden ist, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der 
letzten Verurteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen sind. 

 die Mitglied a) in einem Verein, der nach dem Vereinsgesetz als Organisation unanfechtbar verboten 
wurde oder der einem unanfechtbaren Betätigungsverbot nach dem Vereinsgesetz unterliegt, oder 
b) in einer Partei, deren Verfassungswidrigkeit das Bundesverfassungsgericht nach § 46 des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes festgestellt hat, waren, wenn seit der Beendigung der 
Mitgliedschaft zehn Jahre noch nicht verstrichen sind. 
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 Bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in den letzten fünf Jahren a) Bestrebungen 
einzeln verfolgt haben, die a) gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind, b) gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der Völker, 
gerichtet sind oder c) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden. 

 die Mitglied in einer Vereinigung waren, die solche Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat, oder 
eine solche Vereinigung unterstützt haben. 

 die innerhalb der letzten fünf Jahre mehr als einmal wegen Gewalttätigkeit mit richterlicher 
Genehmigung in polizeilichem Präventivgewahrsam waren. 

 die wiederholt oder gröblich gegen die Vorschriften eines der genannten Gesetze verstoßen haben. 

 
Ist ein Verfahren wegen Straftaten noch nicht abgeschlossen, so kann die zuständige Behörde die 
Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis bis zum rechtskräftigen 
Abschluss des Verfahrens aussetzen. 

 Die zuständige Behörde hat im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung folgende Erkundigungen 
einzuholen: 

 die unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister 
 die Auskunft aus dem zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister zu genannten 

Straftaten 
 die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle, ob Tatsachen bekannt sind, die Bedenken gegen 

die Zuverlässigkeit begründen; die örtliche Polizeidienststelle 
 die Auskunft der für den Wohnsitz der betroffenen Person zuständigen 

Verfassungsschutzbehörde, ob Tatsachen bekannt sind, die Bedenken gegen die 
Zuverlässigkeit begründen; liegt der Wohnsitz der betroffenen Person außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes, ist das Bundesamt für Verfassungsschutz für die Erteilung der 
Auskunft zuständig. 

 Erlangt die zuständige Verfassungsschutzbehörde im Nachhinein für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit nach bedeutsame Erkenntnisse, teilt sie dies der zuständigen Behörde unverzüglich 
mit (Nachbericht).  

Persönliche Eignung 
Die erforderliche persönliche Eignung besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass sie 

 geschäftsunfähig sind 
 abhängig von Alkohol oder anderen berauschenden Mitteln, psychisch krank oder debil sind  
 auf Grund in der Person liegender Umstände mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig oder 

sachgemäß umgehen oder diese Gegenstände nicht sorgfältig verwahren können oder dass die 
konkrete Gefahr einer Fremd- oder Selbstgefährdung besteht 

 Die erforderliche persönliche Eignung besitzen in der Regel Personen nicht, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass sie in ihrer Geschäftsfähigkeit beschränkt sind. Die zuständige Behörde 
soll die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle einholen. 

 Der persönlichen Eignung können auch im Erziehungsregister eingetragene Entscheidungen oder 
Anordnungen nach Bundeszentralregistergesetzes entgegenstehen. 

Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die persönliche Eignung begründen, oder bestehen begründete 
Zweifel an vom Antragsteller beigebrachten Bescheinigungen, so hat die zuständige Behörde der betroffenen 
Person auf Kosten der betroffenen Person die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen oder 
fachpsychologischen Zeugnisses über die geistige oder körperliche Eignung aufzugeben. 
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Personen, die noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, haben für die erstmalige Erteilung 
einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Schusswaffe auf eigene Kosten ein amts- oder fachärztliches 
oder fachpsychologisches Zeugnis über die geistige Eignung vorzulegen. 

Sachkunde 
Den Nachweis der Sachkunde hat erbracht, wer eine Prüfung vor der dafür bestimmten Stelle bestanden 
hat oder seine Sachkunde durch eine Tätigkeit oder Ausbildung nachweist (mit Bestehen der Jägerprüfung 
geht die Behörde davon aus). 

Bedürfnis 
Der Nachweis eines Bedürfnisses ist erbracht, wenn gegenüber den Belangen der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung besonders anzuerkennende persönliche oder wirtschaftliche Interessen, vor allem als 
Jäger, Sportschütze, Brauchtumsschütze, Waffen- oder Munitionssammler, Waffen- oder 
Munitionssachverständiger, gefährdete Person, als Waffenhersteller oder -händler oder als 
Bewachungsunternehmer, und die Geeignetheit und Erforderlichkeit der Waffen oder Munition für den 
beantragten Zweck glaubhaft gemacht sind. 

 
Erteilung von Erlaubnissen zum Erwerb, Besitz, Führen und Schießen 

 Die Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Waffen wird durch eine Waffenbesitzkarte oder durch 
Eintragung in eine bereits vorhandene Waffenbesitzkarte erteilt. 

 Für die Erteilung einer Erlaubnis für Schusswaffen sind Art, Anzahl und Kaliber der Schusswaffen 
anzugeben. 

 Die Erlaubnis zum Erwerb einer Waffe gilt für die Dauer eines Jahres 
 Die Erlaubnis zum Besitz wird in der Regel unbefristet erteilt. 
 Eine Waffenbesitzkarte über Schusswaffen, die mehrere Personen besitzen, kann auf diese 

Personen ausgestellt werden. Eine Waffenbesitzkarte kann auch einem schießsportlichen Verein 
oder einer jagdlichen Vereinigung als juristischer Person erteilt werden. 

 Die Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Munition wird durch Eintragung in eine 
Waffenbesitzkarte für die darin eingetragenen Schusswaffen erteilt. In den übrigen Fällen wird die 
Erlaubnis durch einen Munitionserwerbsschein für eine bestimmte Munitionsart erteilt; sie ist für 
den Erwerb der Munition auf die Dauer von sechs Jahren zu befristen und gilt für den Besitz der 
Munition unbefristet. Die Erlaubnis zum nicht gewerblichen Laden von Munition im Sinne des 
Sprengstoffgesetzes gilt auch als Erlaubnis zum Erwerb und Besitz dieser Munition. Nach Ablauf der 
Gültigkeit des Erlaubnisdokuments gilt die Erlaubnis für den Besitz dieser Munition für die Dauer von 
sechs Monaten fort. 

 

Ausnahmen von den Erlaubnispflichten 
 
Einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Waffe bedarf nicht, 

 wer diese als Inhaber einer Waffenbesitzkarte von einem Berechtigten lediglich vorübergehend, 
höchstens aber für einen Monat für einen von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder 
im  Zusammenhang damit, oder vorübergehend zum Zweck der sicheren Verwahrung oder der 
Beförderung erwirbt. 

 Vorübergehend von einem Berechtigten zur gewerbsmäßigen Beförderung, zur gewerbsmäßigen 
Lagerung oder zur gewerbsmäßigen Ausführung von Verschönerungen oder ähnlicher Arbeiten an 
der Waffe erwirbt. 

 Von einem oder für einen Berechtigten erwirbt, wenn und solange er auf Grund eines Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnisses, als Beauftragter oder Mitglied einer jagdlichen oder schießsportlichen 
Vereinigung, einer anderen sportlichen Vereinigung zur Abgabe von Startschüssen oder einer zur 
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Brauchtumspflege Waffen tragenden Vereinigung, als beauftrager, als Charterer von seegehenden 
Schiffen zur Abgabe von Seenotsignalen den Besitz über die Waffe nur nach den Weisungen des 
Berechtigten ausüben darf. 

 von einem anderen, dem er die Waffe vorübergehend überlassen hat, ohne dass es hierfür der 
Eintragung in die Erlaubnisurkunde bedurfte, oder nach dem Abhandenkommen wieder erwirbt.  

 auf einer Schießstätte lediglich vorübergehend zum Schießen auf dieser Schießstätte erwirbt. 

Einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Munition bedarf nicht, 

 wer diese unter den oben genannten Voraussetzungen erwirbt.  
 unter den oben genannten Voraussetzungen zum sofortigen Verbrauch lediglich auf einer 

Schießstätte erwirbt. 

Einer Erlaubnis zum Führen von Waffen bedarf nicht, wer  

 diese mit Zustimmung eines anderen in dessen Wohnung, Geschäftsräumen oder befriedetem 
Besitztum oder dessen Schießstätte zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im 
Zusammenhang damit führt. 

 diese nicht schussbereit und nicht zugriffsbereit von einem Ort zu einem anderen Ort befördert, 
sofern der Transport der Waffe zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im 
Zusammenhang damit erfolgt. 

 eine Langwaffe nicht schussbereit den Regeln entsprechend als Teilnehmer an 
genehmigten Sportwettkämpfen auf festgelegten Wegstrecken führt. 

 eine Signalwaffe beim Bergsteigen, als verantwortlicher Führer eines Wasserfahrzeugs auf diesem 
Fahrzeug oder bei Not- und Rettungsübungen führt. 

 eine Schreckschuss- oder eine Signalwaffe zur Abgabe von Start- oder Beendigungszeichen 
bei Sportveranstaltungen führt, wenn optische oder akustische Signalgebung erforderlich ist. 

 in Fällen der vorübergehenden Aufbewahrung von Waffen außerhalb der Wohnung diesen ein 
wesentliches Teil entnimmt und mit sich führt; mehrere mitgeführte wesentliche Teile dürfen nicht 
zu einer schussfähigen Waffe zusammengefügt werden können. 

Besondere Erlaubnistatbestände für Jäger 
Ein Bedürfnis für den Erwerb und Besitz von Schusswaffen und der dafür bestimmten Munition wird bei 
Personen anerkannt, die Inhaber eines gültigen Jagdscheines im Sinne des Bundesjagdgesetzes sind,  wenn 
 

 glaubhaft gemacht wird, dass sie die Schusswaffen und die Munition zur Jagdausübung oder zum 
Training im jagdlichen Schießen einschließlich jagdlicher Schießwettkämpfe benötigen 

 die zu erwerbende Schusswaffe und Munition nach dem Bundesjagdgesetz in der zum Zeitpunkt 
des Erwerbs geltenden Fassung nicht verboten ist (Jagdwaffen und -munition). 

 
Weiterhin gilt:  
 

 Für Jäger gilt § 6 Abs. 3 Satz 1, das heisst die Altergrenze von 25, sowie die Fachpsychologische 
Untersuchung, nicht. 

 Bei Jägern, die Inhaber eines Jahresjagdscheines im Sinne des Bundesjagdgesetzes sind, erfolgt keine 
beschränkung der Anzahl für den Erwerb und Besitz von Langwaffen. Kurzwaffen, sind auf 2 
beschränkt.  

 Inhaber eines gültigen Jahresjagdscheines im Sinne des Bundesjagdgesetzes bedürfen zum Erwerb 
von Langwaffen keiner Erlaubnis. 

 Der Jagdscheininhaber hat binnen zwei Wochen nach Erwerb einer Langwaffe bei der 
zuständigen Behörde die Ausstellung einer Waffenbesitzkarte zu beantragen. 

 Für den Erwerb und vorübergehenden Besitz von Langwaffen steht ein Jagdschein im Sinne des 
Bundesjagdgesetzes einer Waffenbesitzkarte gleich. 



57 
 

 Jäger bedürfen für den Erwerb und Besitz von Munition für Langwaffen keiner Erlaubnis, sofern sie 
nicht nach dem Bundesjagdgesetz in der jeweiligen Fassung verboten ist. 

 Ein Jäger darf Jagdwaffen zur befugten Jagdausübung einschließlich des Ein- und Anschießens im 
Revier, zur Ausbildung von Jagdhunden im Revier, zum Jagdschutz oder zum Forstschutz ohne 
Erlaubnis führen und mit ihnen schießen; er darf auch im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten die 
Jagdwaffen nicht schussbereit ohne Erlaubnis führen. Der befugten Jagdausübung gleichgestellt ist 
der Abschuss von Tieren, die dem Naturschutzrecht unterliegen, wenn die naturschutzrechtliche 
Ausnahme oder Befreiung die Tötung durch einen Jagdscheininhaber vorsieht. 

 Inhabern eines Jugendjagdscheines im Sinne des Bundesjagdgesetzes wird eine Erlaubnis zum 
Erwerb und Besitz von Schusswaffen und der dafür bestimmten Munition nicht erteilt. Sie dürfen 
Schusswaffen und die dafür bestimmte Munition nur für die Dauer der Ausübung der Jagd oder des 
Trainings im jagdlichen Schießen einschließlich jagdlicher Schießwettkämpfe ohne Erlaubnis 
erwerben, besitzen, die Schusswaffen führen und damit schießen; sie dürfen auch im 
Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten die Jagdwaffen nicht schussbereit ohne Erlaubnis führen. 

 Personen in der Ausbildung zum Jäger dürfen nicht schussbereite Jagdwaffen in der Ausbildung ohne 
Erlaubnis unter Aufsicht eines Ausbilders erwerben, besitzen und führen, wenn sie das 14. Lebensjahr 
vollendet haben und der Sorgeberechtigte und der Ausbildungsleiter ihr Einverständnis in einer 
schriftlichen oder elektronischen Berechtigungsbescheinigung erklärt haben. Die Person hat in der 
Ausbildung die Berechtigungsbescheinigung mit sich zu führen. 

 Schalldämpfer ausschließlich mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit 
Zentralfeuerzündung im Rahmen der Jagd und des jagdlichen Übungsschießens verwendet werden. 

 
Sonderfall Messer und Nachtsichtvorsatzgeräte 
§ 40 Verbotene Waffen 

Messer  
Inhaber einer jagdrechtlichen Erlaubnis und Angehörige von Leder oder Pelz verarbeitenden Berufen 
dürfen abweichend von § 2 Abs. 3 Umgang mit Faustmessern nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nr. 1.4.2 haben, 
sofern sie diese Messer zur Ausübung ihrer Tätigkeit benötigen. 

Nachtsichtvorsatzgeräte  
Inhaber eines gültigen Jagdscheins im Sinne des Bundesjagdgesetzes dürfen abweichend vom WaffG für 
jagdliche Zwecke Nachtsichtvorsatzgeräte haben. Jagdrechtliche Verbote oder Beschränkungen der Nutzung 
von Nachtsichtvorsatzgeräten und Nachtsichtaufsätzen bleiben unberührt. (Länderecht beachten!) 

Erwerb und Besitz von Schusswaffen durch Erwerber infolge eines Erbfalls 

Der Erbe hat binnen eines Monats nach der Annahme der Erbschaft oder dem Ablauf der für die 
Ausschlagung der Erbschaft vorgeschriebenen Frist die Ausstellung einer Waffenbesitzkarte für die zum 
Nachlass gehörenden erlaubnispflichtigen Schusswaffen oder ihre Eintragung in eine bereits ausgestellte 
Waffenbesitzkarte zu beantragen; für den Vermächtnisnehmer oder durch Auflage Begünstigten beginnt 
diese Frist mit dem Erwerb der Schusswaffen. 

Dem Erwerber infolge eines Erbfalls ist die beantragte Erlaubnis zu erteilen, wenn der Erblasser berechtigter 
Besitzer war und der Antragsteller zuverlässig und persönlich geeignet ist. 

Für erlaubnispflichtige Schusswaffen und erlaubnispflichtige Munition, für die der Erwerber infolge eines 
Erbfalles ein Bedürfnis geltend machen kann, sind die Vorschriften anzuwenden. Kann kein Bedürfnis geltend 
gemacht werden, sind Schusswaffen durch ein dem Stand der Technik entsprechendes Blockiersystem zu 
sichern und ist erlaubnispflichtige Munition binnen angemessener Frist unbrauchbar zu machen oder einem 
Berechtigten zu überlassen. Einer Sicherung durch ein Blockiersystem bedarf es nicht, wenn der Erwerber 
der Erbwaffe bereits auf Grund eines Bedürfnisses berechtigter Besitzer einer erlaubnispflichtigen 
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Schusswaffe ist. Für den Transport der Schusswaffe im Zusammenhang mit dem Einbau des Blockiersysteme 
gilt entsprechendes. 

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat erstellt nach Anhörung eines Kreises von Vertretern 
der Wissenschaft, der betroffenen Personen, der beteiligten Wirtschaft und der für das Waffenrecht 
zuständigen obersten Landesbehörden dem Stand der Sicherheitstechnik entsprechende Regeln (Technische 
Richtlinie – Blockiersysteme für Erbwaffen) für ein Blockiersystem nach Absatz 3 Satz 2 sowie für dessen 
Zulassungsverfahren und veröffentlicht diese im Bundesanzeiger. Die Prüfung der Konformität und die 
Zulassung neu entwickelter Blockiersysteme gemäß der Technischen Richtlinie erfolgt durch die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt. 

Der Einbau und die Entsperrung von Blockiersysteme dürfen nur durch hierin eingewiesene Inhaber einer 
Waffenherstellungserlaubnis oder einer Waffenhandelserlaubnis nach § 21 Abs. 1 oder durch deren hierzu 
bevollmächtigten Mitarbeiter erfolgen. Die vorübergehende Entsperrung aus besonderem Anlass ist möglich. 
§ 39 Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend. 

Die Waffenbehörde hat auf Antrag Ausnahmen von der Verpflichtung, alle Erbwaffen mit einem dem Stand 
der Sicherheitstechnik entsprechenden Blockiersystem zu sichern, zuzulassen, wenn oder so lange für eine 
oder mehrere Erbwaffen ein entsprechendes Blockiersystem noch nicht vorhanden ist. Eine Ausnahme kann 
auch für Erbwaffen erteilt werden, die Bestandteil einer kulturhistorisch bedeutsamen Sammlung gemäß § 
17 sind oder werden sollen. 

Aufbewahrung, Obhutspflichten, Anzeige-, Hinweis- und Nachweispflichten 
Überlassen von Waffen oder Munition, Prüfung der Erwerbsberechtigung, Anzeigepflicht 
Waffen oder Munition dürfen nur berechtigten Personen überlassen werden. Die Berechtigung 
muss offensichtlich sein oder nachgewiesen werden. Der Inhaber einer Erlaubnis kann vor einer Überlassung 
zum Zweck der Prüfung der Erwerbsberechtigung des Erwerbers die Absicht zur Überlassung der zuständigen 
Behörde elektronisch anzeigen. Die zuständige Behörde prüft die Gültigkeit des Erlaubnisdokuments und teilt 
dem Anzeigenden elektronisch mit, wenn das Erlaubnisdokument im Nationalen  Waffenregister nicht oder 
als nicht gültig registriert ist. 

Werden Waffen oder Munition zur gewerbsmäßigen Beförderung überlassen, so muss die ordnungsgemäße 
Beförderung sichergestellt sein und es müssen Vorkehrungen gegen ein Abhandenkommen getroffen sein. 
Munition darf gewerbsmäßig nur in verschlossenen Packungen überlassen werden; dies gilt nicht beim 
Überlassen auf Schießstätten soweit einzelne Stücke von Munitionssammlern erworben werden. Wer 
Waffen oder Munition einem anderen lediglich zur gewerbsmäßigen Beförderung an einen Dritten übergibt, 
überlässt sie dem Dritten. 

Das gilt nicht für denjenigen, der Schusswaffen oder Munition einem anderen, der sie außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes erwirbt, insbesondere im Versandwege unter eigenem Namen überlässt. Wer 
Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat haben, eine Schusswaffe oder 
Munition für eine solche überlässt, hat dies unverzüglich dem Bundesverwaltungsamt schriftlich anzuzeigen. 

Wer erlaubnispflichtige Feuerwaffen, ausgenommen Einzellader-Langwaffen mit nur glattem Lauf oder 
glatten Läufen, und deren wesentliche Teile, Schalldämpfer und tragbare Gegenstände nach WaffG einem 
anderen, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat des Übereinkommens vom 28. Juni 
1978 über die Kontrolle des Erwerbs und Besitzes von Schusswaffen durch Einzelpersonen (BGBl. 1980 II S. 
953) hat, überlässt, dorthin versendet oder ohne Wechsel des Besitzers endgültig dorthin verbringt, hat dies 
unverzüglich dem Bundesverwaltungsamt schriftlich anzuzeigen. Dies gilt nicht für das Überlassen und 
Versenden von  Gegenstände an staatliche Stellen in einem dieser Staaten und in den Fällen, in denen 
Unternehmen Schusswaffen zur Durchführung von Kooperationsvereinbarungen zwischen Staaten oder 
staatlichen Stellen überlassen werden, sofern durch Vorlage einer Bescheinigung von Behörden des 
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Empfangsstaates nachgewiesen wird, dass diesen Behörden der Erwerb bekannt ist, oder soweit 
Anzeigepflichten bestehen.  

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates zur Abwehr von Gefahren für Leben und Gesundheit von Menschen zu 
bestimmen, dass in bezeichneten Anzeigen weitere Angaben zu machen oder den Anzeigen weitere 
Unterlagen beizufügen sind. 

Hinweispflichten 
Wer Waffen oder Munition zum Kauf oder Tausch in Anzeigen oder Werbeschriften anbietet, hat bei 
den nachstehenden Waffenarten auf das Erfordernis der Erwerbsberechtigung jeweils wie folgt hinzuweisen: 
 
Bei erlaubnispflichtigen Schusswaffen und erlaubnispflichtiger Munition: „Abgabe nur an Inhaber einer 
Erwerbserlaubnis“ 

Bei nicht erlaubnispflichtigen Schusswaffen und nicht erlaubnispflichtiger Munition sowie sonstigen Waffen: 
„Abgabe nur an Personen mit vollendetem 18. Lebensjahr“ 

Bei verbotenen Waffen: „Abgabe nur an Inhaber einer Ausnahmegenehmigung„ 

Sowie seinen Namen, seine Anschrift und gegebenenfalls seine eingetragene Marke bekannt zu geben. 

Aufbewahrung von Waffen oder Munition 
Wer Waffen oder Munition besitzt, hat die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um zu verhindern, 
dass diese Gegenstände abhanden kommen oder Dritte sie unbefugt an sich nehmen. 
Wer erlaubnispflichtige Schusswaffen, Munition oder verbotene Waffen besitzt oder die Erteilung 
einer Erlaubnis zum Besitz beantragt hat, hat der zuständigen Behörde die zur sicheren Aufbewahrung 
getroffenen oder vorgesehenen Maßnahmen nachzuweisen. 
Besitzer von erlaubnispflichtigen Schusswaffen, Munition oder verbotenen Waffen haben außerdem der 
Behörde zur Überprüfung der zu den Räumen zu gestatten, in denen die Waffen und die 
Munition aufbewahrt werden. Wohnräume dürfen gegen den Willen des Inhabers nur zur Verhütung 
dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit betreten werden; das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung wird insoweit eingeschränkt. 
Die Aufbewahrung von Waffen und Munition ist in § 36 WaffG sowie in den §§ 13 und 14 AWaffV geregelt. 
„Schusswaffen und Munition dürfen nur getrennt voneinander in den entsprechenden 
Sicherheitsbehältnissen aufbewahrt werden, sofern die Aufbewahrung nicht in einem Sicherheitsbehältnis 
des Widerstandsgrads 0 (nach Norm EN 1143-1) oder einer Norm mit gleichwertigem Schutzniveau eines 
anderen EU-Mitgliedsstaates erfolgt.“ 

Aktuelle Vorschrift für alle Schränke, die nach dem 06.07.2017 angeschafft wurden 

Verschlossenes Behältnis: Erlaubnisfreie Waffen oder Munition 

Stahlblechbehältnis mit Schwenkriegelschloss: Erlaubnispflichtige Munition 

WIDERSTANDSGRAD 0 nach EN 1143-1 Schrank unter 200 kg Gewicht: Langwaffen unbegrenzt, Kurzwaffen 
bis zu 5 und Munition 

Schrank ab 200 kg Gewicht: Langwaffen unbegrenzt, Kurzwaffen bis zu 10 und Munition 

WIDERSTANDSGRAD 1 nach EN 1143-1: Lang- und Kurzwaffen unbegrenzt sowie Munition 
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Besitzstand / Bestandsschutz: Für erforderliche Aufbewahrungsbehältnisse der Sicherheitsstufe A und B, die 
vor dem 06.07.2017 angeschafft und bei der zuständigen Behörde angezeigt wurden, gilt ein Bestandsschutz. 
Bis zum Inkrafttreten des Änderungsgesetzes (06.07.2017) bereits genutzte A- und B-Schränke können von 
folgenden Personen weiter genutzt werden: Vom bisherigen Besitzer und von berechtigten Personen für die 
Dauer einer gemeinschaftlichen Aufbewahrung in häuslicher Gemeinschaft. 
 

Art der Aufbewahrung 
Erlaubnispflichtige Schusswaffen (Kurz- und Langwaffen) / erlaubnispflichtige Munition; erlaubnispflichtige 
Schusswaffen und wesentliche Teile einer Schusswaffe sind gemäß den Bestimmungen in einem 
entsprechenden Waffenschrank aufzubewahren. Der Schlüssel zum Waffenschrank muss sich allein in der 
ausschließlichen Gewalt / Kontrolle des Berechtigten befinden. 
 
Unbrauchbar gemachte Schusswaffen; im Gegensatz zur Blockierung ist die Waffe dauerhaft nicht mehr als 
solche gebrauchsfähig. Eine unbrauchbar gemachte Waffe ist daher keine Waffe im waffenrechtlichen 
Sinne mehr. Diese kann demnach als Erinnerungs- oder Dekorationsgegenstand außerhalb eines 
verschlossenen Behältnisses verwahrt werden. 

Blockierte Schusswaffen; seit dem 01.04.2008 besteht grundsätzlich die Verpflichtung für Erben (sofern er 
nicht Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis ist), im Wege der Erbfolge übernommene Schusswaffen 
durch ein Blockiersystem zu sichern. Diese Verpflichtung gilt unabhängig von der ebenfalls vorhandenen 
Pflicht zur Aufbewahrung von Schusswaffen in einem entsprechenden Sicherheitsbehältnis. 
 
Erlaubnisfreie Waffen / erlaubnisfreie Munition; zur sicheren Aufbewahrung von freien Waffen ist ein 
abschließbares Behältnis ohne Klassifizierung erforderlich. Waffenbesitzer haben die getroffenen 
Maßnahmen zur sicheren Aufbewahrung von Waffen und Munition der zuständigen Behörde nachzuweisen 
(§36 Abs. 3 S.1 WaffG). 

 

Anzeigepflichten der gewerblichen Waffenhersteller und Waffenhändler 
Der Inhaber einer Waffenherstellungserlaubnis oder Waffenhandelserlaubnis hat der zuständigen Behörde 
den folgenden Umgang mit fertiggestellten Schusswaffen, deren Erwerb oder Besitz der Erlaubnis bedarf, 
unverzüglich elektronisch anzuzeigen: 

 die Herstellung, jedoch erst nach Fertigstellung, 
 die Überlassung, 
 den Erwerb, 
 die Bearbeitung durch a) Umbau oder b) Austausch eines wesentlichen Teils. 

Die Pflicht zur Anzeige besteht auch dann, wenn ein Blockiersystem eingebaut oder entsperrt wird. 

Anzeigepflichten der Inhaber einer Waffenbesitzkarte oder einer gleichgestellten anderen Erlaubnis 
zum Erwerb und Besitz und der Inhaber einer nichtgewerbsmäßigen Waffenherstellungserlaubnis 
Der Inhaber einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Waffen oder einer gleichgestellten anderen Erlaubnis 
zum Erwerb und Besitz sowie der Inhaber einer Erlaubnis zur nichtgewerbsmäßigen Herstellung, Bearbeitung 
oder Instandsetzung von Schusswaffen hat der zuständigen Behörde den folgenden Umgang mit 
fertiggestellten Schusswaffen, deren Erwerb oder Besitz der Erlaubnis bedarf, binnen zwei Wochen schriftlich 
oder elektronisch anzuzeigen: 

 die Überlassung, 
 den Erwerb, 



61 
 

 die Bearbeitung durch a) Umbau oder b) Austausch eines wesentlichen Teils. 

 
Anzeige der Vernichtung, der Unbrauchbarmachung und des Abhandenkommens 
Die zuständige Der Besitzer einer Schusswaffe, deren Erwerb oder Besitz einer Erlaubnis bedarf, hat der 
zuständigen Behörde anzuzeigen, wenn die Schusswaffe vernichtet wird.  

Behörde kann einen Nachweis darüber verlangen, dass die Schusswaffe unbrauchbar gemacht wurde. 

Sind einer Person Waffen oder Munition, deren Erwerb oder Besitz der Erlaubnis bedarf, 
oder Erlaubnisurkunden abhandengekommen, so hat sie dies der zuständigen Behörde unverzüglich nach 
Feststellung des Abhandenkommens anzuzeigen. 

Ist bei der zuständigen Behörde eine Anzeige zum Abhandenkommen von Schusswaffen, von Munition 
oder Erlaubnisurkunden eingegangen, so unterrichtet sie die örtliche Polizeidienststelle über das 
Abhandenkommen. 

 
Eintragungen in die Waffenbesitzkarte 
Der Inhaber einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Waffen oder gleichgestellten anderen Erlaubnis zum 
Erwerb und Besitz hat gleichzeitig mit der Anzeige des Erwerb die Waffenbesitzkarte und, sofern die 
betreffende Waffe in den Europäischen Feuerwaffenpass des Erlaubnisinhabers eingetragen ist, auch diesen 
zur Eintragung oder Berichtigung bei der zuständigen Behörde vorzulegen. Bei Austausch eines wesentlichen 
Teils entfällt die Vorlagepflicht. Die zuständige Behörde trägt Anlass und Inhalt der Anzeige in die 
Waffenbesitzkarte oder den Europäischen Feuerwaffenpass ein. 

Mitteilungspflicht bei Umzug ins Ausland und bei Umzug im Ausland 
Zieht der Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis oder Bescheinigung ins Ausland, so ist er 
verpflichtet, seine Anschrift im Ausland der Waffenbehörde mitzuteilen, die zuletzt für ihn zuständig 
gewesen ist. Zieht der im Ausland lebende Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis oder Bescheinigung im 
Ausland um, so ist er verpflichtet, dem Bundesverwaltungsamt seine neue Anschrift im Ausland mitzuteilen. 

 
Ausweispflichten 
Wer eine Waffe führt, muss folgende Dokumente mit sich führen: 

 seinen Personalausweis oder Pass 
 wenn es einer Erlaubnis zum Erwerb bedarf, die Waffenbesitzkarte oder, wenn es einer Erlaubnis 

zum Führen bedarf, den Waffenschein 
 im Fall des Verbringens einer Waffe oder von Munition den Erlaubnisschein 
 im Fall der vorübergehenden Berechtigung zum Erwerb oder zum Führen einen Beleg, aus dem der 

Name des Überlassers und des 
 Besitzberechtigten sowie das Datum der Überlassung hervorgeht 
 im Fall des Schießens mit einer Schießerlaubnis 
 den Jagdschein 
 Die mitzuführenden Dokumente sind Polizeibeamten oder sonst zur Personenkontrolle Befugten auf 

Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 
 
Begriffsbestimmungen 
Schusswaffen 
Schusswaffen sind Gegenstände, die zum Angriff oder zur Verteidigung, zur Signalgebung, zur Jagd, 
zur Distanzinjektion, zur Markierung, zum Sport oder zum Spiel bestimmt sind und bei denen Geschosse 
durch einen Lauf getrieben werden. 
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Wesentliche Teile von Schusswaffen, Schalldämpfer 
Wesentliche Teile von Schusswaffen und Schalldämpfer stehen, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist, den Schusswaffen gleich, für die sie bestimmt sind. Dies gilt auch dann, wenn sie mit 
anderen Gegenständen verbunden sind und die Gebrauchsfähigkeit als Waffenteil nicht beeinträchtigt ist 
oder mit allgemein gebräuchlichen Werkzeugen wiederhergestellt werden kann. 

Wesentliche Teile sind 

Lauf oder Gaslauf; der Lauf ist ein aus einem ausreichend festen Werkstoff bestehender 
rohrförmiger Gegenstand, der Geschossen, die hindurchgetrieben werden, ein gewisses Maß an Führung 
gibt, wobei dies in der Regel als gegeben anzusehen ist, wenn die Länge des Laufteils, der die Führung des 
Geschosses bestimmt, mindestens das Zweifache des Kalibers beträgt; der Gaslauf ist ein Lauf, der 
ausschließlich der Ableitung der Verbrennungsgase dient. 

Der Verschluss; der Verschluss ist die Baugruppe einer Schusswaffe, welche das Patronen- oder 
Kartuschenlager nach hinten abschließt; bei teilbaren Verschlüssen sind Verschlusskopf und Verschlussträger 
jeweils wesentliche Teile; der Verschlusskopf ist das unmittelbar das Patronen- oder Kartuschenlager oder 
den Lauf abschließende Teil; der Verschlussträger ist das Bauteil, welches das Verriegeln und Entriegeln des 
Verschlusskopfs steuert. 

Das Patronen- oder Kartuschenlager, wenn dieses nicht bereits Bestandteil des Laufes ist; das Patronen- 
oder Kartuschenlager ist ein Hohlkörper aus einem hinreichend festen Material, dessen Abmaße für die 
Aufnahme von Patronenmunition, Kartuschenmunition oder Ladungen mit oder ohne Geschoss eingerichtet 
sind und in dem die Munition oder Ladung gezündet wird. 

Das Gehäuse; das Gehäuse ist das Bauteil, welches den Lauf, die Abzugsmechanik und den Verschluss 
aufnimmt; setzt sich das Gehäuse aus einem Gehäuseober- und einem Gehäuseunterteil zusammen, sind 
beide Teile wesentliche Teile; das Gehäuseoberteil nimmt den Lauf und den Verschluss auf; das 
Gehäuseunterteil nimmt die Abzugsmechanik auf; bei Kurzwaffen wird das Gehäuseunterteil als Griffstück 
bezeichnet. Führendes wesentliches Teil ist das Gehäuse; wenn dieses aus Gehäuseober- und 
Gehäuseunterteil  zusammengesetzt ist, das Gehäuseunterteil (Griffstück bei Kurzwaffen); wenn kein 
Gehäuse vorhanden ist, ist der Verschluss führendes wesentliches Teil; wenn kein Verschluss vorhanden ist, 
ist der Lauf führendes wesentliches Teil. 

Weitere Begriffe zu den wesentlichen Teilen 

Austauschläufe; sind Läufe für ein bestimmtes Waffenmodell oder -system, die ohne Nacharbeit 
ausgetauscht werden können. 

Wechselläufe; sind Läufe, die für eine bestimmte Waffe zum Austausch des vorhandenen Laufes vorgefertigt 
sind und die noch eingepasst werden müssen. 

Einsteckläufe; sind Läufe ohne eigenen Verschluss, die in die Läufe von Waffen größeren Kalibers eingesteckt 
werden können. 

Wechseltrommeln; sind Trommeln für ein bestimmtes Revolvermodell, die ohne Nacharbeit gewechselt 
werden können. 

Wechselsysteme; sind Austauschläufe einschließlich des für sie bestimmten Verschlusses sowie der für sie 
bestimmten Gehäuseteile, sofern diese Gehäuseteile technisch erforderlich sind und Austauschlauf, 
Verschluss und Gehäuseteile in ihrer Gesamtheit keine bestimmungsgemäß verwendbare Waffe ergeben. 
 
Einstecksysteme; sind Einsteckläufe einschließlich des für sie bestimmten Verschlusses sowie der für 
sie bestimmten Gehäuseteile, sofern diese Gehäuseteile technisch erforderlich sind und Einstecklauf, 
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Verschluss und Gehäuseteile in ihrer Gesamtheit keine bestimmungsgemäß verwendbare Waffe ergeben. 
 
Einsätze; sind Teile, die den Innenmaßen des Patronenlagers der Schusswaffe angepasst und zum 
Verschießen von Munition kleinerer Abmessungen bestimmt sind. 

Weitere Begriffsbestimmungen 

Schalldämpfer sind Vorrichtungen; die der wesentlichen Dämpfung des Mündungsknalls dienen und für 
Schusswaffen bestimmt sind. 

Feuerwaffen; dies sind Schusswaffen, bei denen ein Geschoss mittels heißer Gase durch einen oder aus 
einem Lauf getrieben wird. 

Automatische Schusswaffen; dies sind Schusswaffen, die nach Abgabe eines Schusses selbsttätig 
erneut schussbereit werden und bei denen aus demselben Lauf durch einmalige Betätigung des Abzuges oder 
einer anderen Schussauslösevorrichtung mehrere Schüsse abgegeben werden können (Vollautomaten) oder 
durch einmalige Betätigung des Abzuges oder einer anderen Schussauslösevorrichtung jeweils nur ein Schuss 
abgegeben werden kann (Halbautomaten). Als automatische Schusswaffen gelten auch Schusswaffen, 
die mit allgemein gebräuchlichen Werkzeugen in automatische Schusswaffen geändert werden können. 
Als Vollautomaten gelten auch in Halbautomaten geänderte Vollautomaten, die wieder in Vollautomaten 
zurückgeändert werden können. Double-Action-Revolver sind keine halbautomatischen Schusswaffen. Beim 
Double-Action-Revolver wird bei Betätigung des Abzuges durch den Schützen die Trommel weitergedreht, so 
dass das nächste Lager mit einer neuen Patrone vor den Lauf und den Schlagbolzen zu liegen kommt, und 
gleichzeitig die Feder gespannt. Beim weiteren Durchziehen des Abzuges schnellt der Hahn nach vorn und 
löst den Schuss aus. 

Repetierwaffen; dies sind Schusswaffen, bei denen das Zuführen der Patrone aus einem Magazin, das 
Abfeuern und das Entfernen der Patrone oder Patronenhülse mit Hilfe eines nur von Hand zu betätigenden 
Mechanismus erfolgt. 
 
Einzelladerwaffen; dies sind Schusswaffen ohne Magazin mit einem oder mehreren Läufen, die vor jedem 
Schuss aus demselben Lauf von Hand geladen werden. 

Langwaffen; dies sind Schusswaffen, deren Lauf und Verschluss in geschlossener Stellung insgesamt länger 
als 30 cm sind und deren kürzeste bestimmungsgemäß verwendbare Gesamtlänge 60 cm überschreitet; 
Kurzwaffen sind alle anderen Schusswaffen. 

Schreckschusswaffen; dies sind Schusswaffen mit einem Kartuschenlager, die zum Abschießen 
von Kartuschenmunition bestimmt sind. 

Reizstoffwaffen; dies sind Schusswaffen mit einem Patronen- oder Kartuschenlager, die zum Verschießen 
von Reiz- oder anderen Wirkstoffen bestimmt sind. 

Signalwaffen; dies sind Schusswaffen mit einem Patronen- oder Kartuschenlager oder tragbare 
Gegenstände, die zum Verschießen pyrotechnischer Munition bestimmt sind. 

Druckluft- und Federdruckwaffen und Waffen, bei denen zum Antrieb der Geschosse kalte Treibgase 
verwendet werden; Federdruckwaffen sind Schusswaffen, bei denen entweder Federkraft direkt ein 
Geschoss antreibt (auch als Federkraftwaffen bezeichnet) oder ein federbelasteter Kolben in einem Zylinder 
bewegt wird und ein vom Kolben erzeugtes Luftpolster das Geschoss antreibt. Druckluftwaffen sind 
Schusswaffen, bei denen Luft in einen Druckbehälter vorkomprimiert und gespeichert sowie über ein 
Ventilsystem zum Geschossantrieb freigegeben wird. Waffen, bei denen zum Antrieb der Geschosse kalte 
Treibgase Verwendung finden, sind z. B. Druckgaswaffen. 
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Laser oder Zielpunktprojektoren; sind für Schusswaffen bestimmte Vorrichtungen, die das Ziel markieren. 
Ein Ziel wird markiert, wenn auf diesem für den Schützen erkennbar ein Zielpunkt projiziert wird. 
 
Nachtsichtgeräte oder Nachtzielgeräte; sind für Schusswaffen bestimmte Vorrichtungen, die 
eine elektronische Verstärkung oder einen Bildwandler und eine Montageeinrichtung für Schusswaffen 
besitzen. Zu Nachtzielgeräten zählen auch Nachtsichtvorsätze und Nachtsichtaufsätze für Zielhilfsmittel 
(Zielfernrohre). 
 
Magazine; sind für die Verwendung in Schusswaffen bestimmte Munitionsbehältnisse, die der 
Aufbewahrung und Zuführung von Patronen im Rahmen des Ladevorgangs dienen. Eingebaut sind Magazine, 
die während ihrer Befüllung bestimmungsgemäß mit der Schusswaffe verbunden bleiben. Wechselmagazine 
sind Magazine, die während ihrer Befüllung bestimmungsgemäß von der Schusswaffe getrennt 
werden. Magazingehäuse sind diejenigen Bestandteile von Wechselmagazinen, die dazu bestimmt sind, die 
Patronen aufzunehmen. 

Hieb- und Stoßwaffen; Gegenstände, die ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, unter unmittelbarer 
Ausnutzung der Muskelkraft durch Hieb, Stoß, Stich, Schlag oder Wurf Verletzungen beizubringen. 
 
Messer; deren Klingen auf Knopf- oder Hebeldruck hervorschnellen und hierdurch oder beim Loslassen 
der Sperrvorrichtung festgestellt werden können (Springmesser), deren Klingen beim Lösen einer 
Sperrvorrichtung durch ihre Schwerkraft oder durch eine Schleuderbewegung aus dem Griff hervorschnellen 
und selbsttätig oder beim Loslassen der Sperrvorrichtung festgestellt werden 
(Fallmesser), mit einem quer zur feststehenden oder feststellbaren Klinge verlaufenden Griff, die 
bestimmungsgemäß in der  geschlossenen Faust geführt oder eingesetzt werden (Faustmesser), Faltmesser 
mit zweigeteilten, schwenkbaren Griffen (Butterflymesser) 

Munition; ist zum Verschießen aus Schusswaffen bestimmte Patronenmunition (Hülsen mit Ladungen, die 
ein Geschoss enthalten, und Geschosse mit Eigenantrieb), Kartuschenmunition (Hülsen mit Ladungen, die ein 
Geschoss nicht enthalten), hülsenlose Munition (Ladung mit oder ohne Geschoss, wobei die Treibladung eine 
den Innenabmessungen einer Schusswaffe oder eines Gegenstandes angepasste Form hat), 
 
pyrotechnische Munition; dies sind Gegenstände, die Geschosse mit explosionsgefährlichen Stoffen 
oder Stoffgemischen [pyrotechnische Sätze] enthalten, die Licht-, Schall-, Rauch-, Nebel-, Heiz-, Druck- 
oder Bewegungswirkungen erzeugen und keine zweckbestimmte Durchschlagskraft im Ziel entfalten; hierzu 
gehört pyrotechnische Patronenmunition (Patronenmunition, bei der das Geschoss einen pyrotechnischen 
Satz enthält), unpatronierte pyrotechnische Munition (Geschosse, die einen pyrotechnischen Satz 
enthalten), mit der Antriebsvorrichtung fest verbundene pyrotechnische Munition. 

Ladungen sind die Hauptenergieträger; die in loser Schüttung in Munition oder als vorgefertigte Ladung 
oder in loser Form in Waffen oder Gegenstände eingegeben werden und zum Antrieb von Geschossen oder 
Wirkstoffen oder zur Erzeugung von Schall- oder Lichtimpulsen bestimmt sind, sowie Anzündsätze, die direkt 
zum Antrieb von Geschossen dienen. 

Geschosse; im Sinne dieses Gesetzes sind als Waffen oder für Schusswaffen bestimmte feste 
Körper, gasförmige, flüssige oder feste Stoffe in Umhüllungen. 
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Weitere die Jagd betreffende Gesetze 
Wilde Tiere § 960 BGB 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) § 960 Wilde Tiere 

1. Wilde Tiere sind herrenlos, solange sie sich in der Freiheit befinden. Wilde Tiere in Tiergärten und 
Fische in Teichen oder anderen geschlossenen Privatgewässern sind nicht herrenlos.  

2. Erlangt ein gefangenes wildes Tier die Freiheit wieder, so wird es herrenlos, wenn nicht der 
Eigentümer das Tier unverzüglich verfolgt oder wenn er die Verfolgung aufgibt. 

3. Ein gezähmtes Tier wird herrenlos, wenn es die Gewohnheit ablegt, an den ihm bestimmten Ort 
zurückzukehren. 

Wilderei §§ 292 StGB 
§ 292 Jagdwilderei 

1. Wer unter Verletzung fremden Jagdrechts oder Jagdausübungsrechts 1. dem Wild nachstellt, es 
fängt, erlegt oder sich oder einem Dritten zueignet oder 2. eine Sache, die dem Jagdrecht unterliegt, 
sich oder einem Dritten zueignet, beschädigt oder zerstört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

2. In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn die Tat 1. gewerbs- oder gewohnheitsmäßig, 2. 
zur Nachtzeit, in der Schonzeit, unter Anwendung von Schlingen oder in anderer nicht 
weidmännischer Weise oder 3. von mehreren mit Schußwaffen ausgerüsteten Beteiligten 
gemeinschaftlich begangen wird. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die in einem Jagdbezirk zur Ausübung der Jagd befugten 
Personen hinsichtlich des  Jagdrechts auf den zu diesem Jagdbezirk gehörenden nach § 6a des 
Bundesjagdgesetzes für befriedet erklärten Grundflächen. 

Notstand § 34 StGB 
§ 34 Rechtfertigender Notstand 

Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder 
ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt 
nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen 
Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte 
wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr 
abzuwenden. 
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